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Prasident Weber eroffnet die Sitzung um 10.00 Uhr.

Prasident Weber: Ich eroffne die 15. Sitzung der Bur-
gerschaft (Landtag).

Ich begrufle die anwesenden Damen und Herren so-
wie die Zuhorer und die Vertreter der Medien.

Auf der Besuchertribiine begriie ich recht herzlich
Teilnehmerinnen und Teilnehmer eines Bildungsur-
laubs der Wirtschafts- und Sozialakademie der Ar-
beitnehmerkammer Bremen, den elften Jahrgang Po-
litik-Leistungskurs des Gymnasiums Syke und Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter des Jugendgerichts Bre-
men. — Seien Sie alle ganz herzlich willkommen! —

(Beifall)

Gemal Paragraf 21 der Geschaftsordnung gebe ich
Thnen folgenden Eingang bekannt, fir den interfrak-
tionell vereinbart wurde, ihn nachtraglich auf die Ta-
gesordnung zu setzen: Es handelt sich insoweit um
den Tagesordnungspunkt 77, Gesetz zur Anderung
des Bremischen Architektengesetzes und des Bre-
mischen Ingenieurgesetzes, Mitteilung des Senats,
Drucksache 19/305.

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Fragestunde

Fur die Fragestunde der Burgerschaft (Landtag) lie-
gen 14 frist- und formgerecht eingebrachte Anfragen
VOr.

Die erste Anfrage tragt die Uberschrift ,,Erneute Fehl-
unterrichtung der Biirgerschaft zum ttz Bremerhaven
durch den Senat”. Die Anfrage ist unterschrieben von
den Abgeordneten Dr. Buhlert, Frau Steiner und Frak-
tion der FDP.

Bitte, Herr Dr. Buhlert!

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Wir fragen den Senat:

Erstens: Auf welcher Grundlage basiert die Aussa-
ge des Senats, dass das ttz Bremerhaven den in der
Antwort auf die Frage 1 der Kleinen Anfrage der
Fraktion der FDP vom 13. Oktober 2015, Drucksa-
che 19/113, genannten Unternehmen Unterstiitzung
bei der Ausgriundung geleistet habe?

Zweitens: Wie begrindet der Senat den Sachverhalt,
dass das in der Antwort genannte Unternehmen Hy-
tecon GmbH nachweislich weder eine Ausgrindung
aus dem ttz Bremerhaven ist noch Unterstiitzung in
irgendeiner Form durch das ttz Bremerhaven bei sei-
ner Grundung in Anspruch genommen hat?

Drittens: Wie begrundet der Senat, dass er der Bur-
gerschaft (Landtag) in Bezug auf Fragen zum ttz Bre-
merhaven bereits mehrfach falsche Ausktinfte erteilt
hat?

Prasident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Staatsrat Siering.

Staatsrat Siering: Sehr geehrter Herr Prasident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Fir den Senat be-
antworte ich die Anfrage wie folgt:

Die Fragen eins und zwei werden im Zusammenhang
beantwortet: Im Sinne des Technologietransfers be-
stehen verschiedenste , Wirkungskanale”. Neben der
Begleitung von Ausgriindungen oder der Initiierung
von wirtschaftlich relevanten Forschungsvorhaben
kann das auch der Transfer von qualifiziertem Per-
sonal in die regionale Wirtschaft sein. Vor diesem Hin-
tergrund wurde in der Antwort vom 13. Oktober 2015
die Ansiedlung der Firma Hytecon in Bremerhaven
erwahnt. Wichtig istin diesem Zusammenhang, dass
die Bremerhavener Niederlassung des Unternehmens
von einem Absolventen der Hochschule Bremerhaven
und ehemaligen ttz-Mitarbeiter geleitet wird. Ein wei-
terer zentraler Mitarbeiter der Hytecon-Niederlassung
in Bremerhaven war zuvor ebenfalls Mitarbeiter des
ttz.

Daruber hinaus hat das ttz beim Bundeministerium
fur Wirtschaft iber das zentrale Innovations- und
Mittelstandsprogramm ein Forschungsprojekt zur Ent-
wicklung eines Hygienemanagement-Tools fir Trink-
wasserinstallation am Beispiel von Seeschiffen fur die
Firma Hytecon erfolgreich akquiriert. Die Antwort des
Senats vom 13. Oktober 2015 wurde auf Grundlage
von Informationen des Vereins zur Forderung des
Technologietransfers an der Hochschule Bremerhaven
formuliert. Sie wurde zwischen dem Senator fur Wirt-
schaft, Arbeit und Hafen, der Senatorin fiir Wissen-
schaft, Gesundheit und Verbraucherschutz und dem
Magistrat der Stadt Bremerhaven abgestimmt.

Zu Frage drei: Alle Fragen zum ttz wurden vom Se-
nat korrekt beantwortet. — Soweit die Antwort des Se-
nats!

Prasident Weber: Haben sie eine Zusatzfrage? — Bitte
sehr!

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Ich habe eine Zusatzfrage,
weil wir hinsichtlich der Beantwortung von Frage drei
eine unterschiedliche Wahrnehmung haben. Wie er-
klaren Sie sich denn, dass uns der Geschaftsfiihrer
der Firma Folgendes schreibt?

»Die Firma Hytecon GmbH wurde von mir 2007 in
Herford gegriindet. Unser Buro in Bremerhaven ist
eine Zweigniederlassung, die wir ohne jegliche Un-
terstiitzung oder Begleitung durch das ttz aufgebaut
haben. Von einer Ausgriindung aus dem ttz als Start-
up-Firma sind wir daher auch weit entfernt. Lediglich
ein Mitarbeiter von Hytecon stammt ursprunglich vom
ttz. Der Wechsel warin 2011, und der Mitarbeiter war
danach zunachst in Herford tatig, bevor er 2014 wieder
nach Bremerhaven zuriickgekehrt war, um die Nie-
derlassung aufzubauen. Auch hier kann ich keine
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aktive Integrations- oder Transferleistung des ttz er-
kennen. Der Mitarbeiter war damals auf sein eige-
nes Betreiben hin zu uns gewechselt. Es handelte sich
auch nicht um eine aktive Vermittlung durch das ttz
im Rahmen eines Forschungs- und Entwicklungspro-
jekts.”

(Glocke)

Prasident Weber: Es ist eigentlich nicht so richtig, in
einer Fragestunde einen langen Brief vorzulesen, Herr
Kollege! — Herr Staatsrat, bitte!

Staatsrat Siering: Ich beantworte das gern. Gestat-
ten Sie mir, dass ich zunachst herzlich einlade, zu uns
ins Ressort zu kommen! Wir miissen ja aufpassen, dass
das ttz nicht zum Evergreen dieser Legislaturperiode
wird; das ist die dritte Anfrage, die Sie jetzt dazu stel-
len. Wir wollen Ihnen gern alles beantworten, worin
auch immer ihr Wissensdurst besteht. Kommen Sie
gern vorbei! Das konnen wir gern qualifiziert mit den
Kolleginnen und Kollegen aus dem Ressort bespre-
chen.

Zur Antwort selbst: So, wie ich es gerade ausgefiihrt
habe, geht es beim ttz und dem Transfer darum, dass
es ganz unterschiedliche Wirkkanale geben kann. Das
muss nicht unmittelbar eine Ausgrindung aus dem
ttz sein, das kann eben auch Wissens-Know-how sein,
das daruiber hinausgeht, es kann auch eine Mitarbei-
terin oder ein Mitarbeiter sein, die dort im Austausch
sind. Genauso habe ich Ihr Zitat gerade verstanden,
der Geschaftsfuhrer raumt ein, dass hier durchaus
auch ein Mitarbeiter des ttz in dieser Niederlassung
tatig war. Darin besteht eine Transferleistung des ttz.

Gestatten Sie mir noch den Hinweis: Ich freue mich,
dass das ttz auch bei Ihnen solche Beachtung findet,
wir sollten nur aufpassen, dass nicht aus Versehen
eine Forschungseinrichtung in Bremerhaven hier von
Thnen zerredet wird!

(Beifall SPD)

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die zweite Anfrage tragt die Uberschrift ,,Zerstorte
Friesenbriicke bei Weener". Die Anfrage ist unter-
schrieben von den Abgeordneten Dr. Buhlert, Frau
Steiner und Fraktion der FDP.

Bitte, Herr Kollege Dr. Buhlert!

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie bewertet der Senat die Auswirkungen
des Ungliicks, bei dem ein Frachter die Friesenbriicke
bei Weener irreparabel beschadigt hat, auf die Metro-
polregion und das Zusammenwachsen der Region?

Zweitens: Wie beurteilt der Senat die touristischen
Auswirkungen auf das Land Bremen, insbesondere
den Tagestourismus?

Drittens: Welche Anstrengungen unternimmt der Se-
nat, um sich fur einen unverziglichen Neubau der
Bricke einzusetzen sowie das deutsch-niederlandi-
sche Bahnprojekt und den damit verbundenen Aus-
bau der Bahnstrecke voranzubringen?

Prasident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Senator Dr. Lohse.

Senator Dr. Lohse: Sehr geehrter Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Fiir den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Die Zerstorung der Friesenbriicke stellt
einen Ruckschlag fur das Projekt , Wunderline” dar,
das die Aufwertung des Schienenverkehrs auf der Re-
lation Groningen-Oldenburg—Bremen zum Ziel hat.

Zu Frage zwei: Die Auswirkungen auf den Touris-
mus im Land Bremen und insbesondere auf den Tages-
tourismus werden vom Senat als untergeordnet be-
wertet.

Zu Frage drei: Die Provinzregierung Groningen hat
das Projekt ,Wunderline“ als TEN-T Projekt bei der
Europaischen Union angemeldet mit dem Ziel, For-
dergelder daftir zu erhalten. Bremen ist , Supporting
Partner"” dieser Anmeldung. Uber den Fortgang des
Projektes gibt es regelmafige Konsultationen mit der
Provinzregierung Groningen. In diesem Zusammen-
hang wird der Senat auch die Frage erortern, wel-
che Form des Brickenneubaus geeignet ist, um die
Schienenverbindung schnellstmoglich wiederherzu-
stellen und dabei gleichzeitig der Zielformulierung
einer Aufwertung des Schienenpersonenverkehrs zwi-
schen Bremen und Groningen zu entsprechen. — So-
weit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? — Bitte
sehr!

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Herr Senator, wann ist denn
mit ersten Ergebnissen dieser Prifungen und Bera-
tungen zu rechnen?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Lohse: Die Wiederherstellung der Bru-
cke selbst wird bei der DB Netz AG mit fiunf Jahren
veranschlagt. Parallel dazu werden Gesprache ge-
fihrt, in welcher Form und Auslegung diese Briicke
wiederhergestellt wird. Fur die Férderung durch die
Europdische Union sind auch Aspekte des Schienen-
guterverkehrs zu beachten. Das macht die Sache fur
Bremen und Bremerhaven ein bisschen trickreich. Die
Gesprache laufen. Ich befinde mich gerade in Ab-
stimmung eines Gesprachs mit der Provinzministerin
Gréaper-van Koolwijk, die mich in einigen Wochen
besuchen wird. Einen weiteren Zeitplan kann ich im
Moment nicht nennen.



Bremische Burgerschaft (Landtag) — 19. Wahlperiode — 15. Sitzung am 25.02.16

1055

Prasident Weber: Herr Senator, weitere Zusatzfragen
liegen nicht vor.

Bevor ich die nachste Frage aufrufe, freue ich mich
sehr, eine weitere Klasse, eine 11. Klasse des Oku-
menischen Gymnasiums, Politikkurs, hier begriien
zu dirfen. — Herzlich willkommen!

(Beifall)

Die dritte Anfrage tragt den Titel , Spielsuchtgefahren
fiir Jugendliche”. Die Anfrage ist unterschrieben von
den Abgeordneten Grotheer, Tschope und Fraktion
der SPD.

Bitte, Frau Kollegin Grotheer!

Abg. Frau Grotheer (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Welche Erkenntnisse hat der Senat tiber die
Suchtgefahr, die von simulierten Internet-Glucks-
spielen fur Jugendliche ausgeht?

Zweitens: Was unternimmt der Senat, um Jugendli-
che vor den Gefahren solcher Glucksspiele und an-
derer Glucksspiele zu schitzen, zum Beispiel durch
PraventionsmafBnahmen, ein Verbot von Werbung fur
echte Gliicksspiele auf den Internetseiten fur simu-
lierte Gliicksspiele oder die gesetzliche Verpflichtung
zu aufklarerischen Warnhinweisen?

Drittens: Wie stellt der Senat sicher, dass Jugendli-
che nicht an echten Glicksspielen teilnehmen kon-
nen?

Prasident Weber: Diese Anfrage wird beantwortet von
Frau Senatorin Stahmann.

Senatorin Stahmann: Herr Prasident, sehr verehrte
Damen und Herren! Fir den Senat beantworte ich
die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Beim simulierten Glucksspiel handelt
es sich um Spiele im Internet, in denen kein Echt-
geld eingesetzt wird und auch keines gewonnen
werden kann. Die Spielerinnen und Spieler erhalten
Punkte oder andere virtuelle Vorteile. Studien wei-
sen auf die Gefahr eines Umstiegs auf echte Glucks-
spiele hin. Das erhoht fiir Jugendliche das Risiko, ein
problematisches Spielverhalten mit Suchtgefahrdung
zu entwickeln.

Zu Frage zwei: Suchtpravention und -beratung sind
wichtige Schwerpunkte des Bremer Suchthilfesys-
tems. So gibt es in Bremen eine Vielzahl von Praven-
tions- und InterventionsmafBnahmen, organisiert vom
Landesinstitut fir Schule, von der ,Bremer Fach-
stelle Glicksspielsucht” an der Universitat Bremen,
von der Beratungsstelle ,, escape — Ambulanz fur junge
Menschen mit Suchtproblemen” des Gesundheits-
amtes und vom , Servicebureau Jugendinformation”.
In Bezug auf die Risiken der Spielsucht geht es vor
allem darum, Jugendlichen Medienkompetenz und
Risikobewusstsein zu vermitteln, sie fiir das Erken-

nen von Abhangigkeitsstrukturen zu sensibilisieren
und Anlaufstellen fiir Suchtpravention und -beratung
aufzuzeigen. Neue Erkenntnisse zum Thema exzes-
sive Mediennutzung und Sucht werden dartuber hi-
naus einem groB3en Kreis von Fachkraften und Mul-
tiplikatoren in Form von Veranstaltungen, Fachta-
gungen, Vortragen und Broschiren zuganglich ge-
macht.

Zu Frage drei: Der Glucksspielstaatsvertrag und das
Jugendschutzgesetz sehen vor, dass Kinder und Ju-
gendliche unter 18 Jahren nicht an offentlichen
Glucksspielen und an Glucksspielen im Internet teil-
nehmen durfen. Minderjahrigen ist der Zugang zu
Geldgewinnspielen in Spielhallen, Wettvermittlungs-
stellen und Gaststatten zu verweigern.

Das Stadtamt Bremen kontrolliert die Einhaltung
dieser Jugendschutzvorschriften regelmaBig flachen-
deckend durch verdachtsunabhangige Kontrollbe-
suche. VerstoBe gegen Jugendschutzvorschriften wer-
den regelmaBig mit BuBgeldern geahndet. Betrei-
ber von Glucksspielen im Internet haben durch Pro-
gramme der Identifizierung und Authentifizierung den
Ausschluss der Spielteilnahme von Kindern und Ju-
gendlichen unter 18 Jahren zu gewdhrleisten. Ver-
stoBe dagegen konnen eine Untersagungsverfigung
und BuBgelder zur Folge haben. Gemal der Werbe-
richtlinie zum Glucksspielstaatsvertrag ist Werbung
fur Glucksspiele verboten, wenn sie sich an Minder-
jahrige richtet und insbesondere Darstellungen und
Aussagen enthalt, die Minderjahrige besonders an-
sprechen. — Soweit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Frau Senatorin, Zusatzfragen lie-
gen nicht vor.

Die vierte Anfrage betrifft die Personalplanungen fiir
die ReBUZ-Zentren in Bremerhaven. Die Anfrage ist

unterschrieben von den Abgeordneten Professor Dr.
Hilz, Frau Steiner und Fraktion der FDP.

Bitte, Herr Professor Dr. Hilz!

Abg. Professor Dr. Hilz (FDP): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie viele Vollzeitstellen sind fiir die ReBUZ-
Zentren in Bremerhaven vorgesehen?

Zweitens: Wie schatzt der Senat die zukunftige Per-
sonalplanung in den ReBUZ-Zentren in Bremerha-
ven ein?

Drittens: Welche Fachkrafte werden an den ReBUZ-
Standorten in Bremerhaven besonders gebraucht?

Prasident Weber: Diese Anfrage wird beantwortet von
Frau Senatorin Dr. Bogedan.

Senatorin Dr. Bogedan: Sehr geehrter Herr Prasident,
meine sehr geehrten Damen und Herren! Fur den Se-
nat beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Die Grindung des ReBUZ Bremer-
haven hat der Ausschuss fiir Schule und Kultur in sei-
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ner Sitzung im Oktober 2011 beschlossen. In den Aus-
fuhrungen zur ,Umsetzung des Entwicklungsplanes
Inklusion in Bremerhaven” vom 8. Marz 2011 heil3t
es, dass das Regionale Beratungs- und Unterstiitzungs-
zentrum aus einem Kernteam aus vier Schulpsycho-
loginnen oder Schulpsychologen, vier Sonderpada-
goginnen oder Sonderpadagogen und vier Sozialar-
beiterinnen oder Sozialarbeiter beziehungsweise al-
ternativ Sozialpadagoginnen oder Sozialpadagogen
bestehen soll. Weiter wird darin ausgefiihrt, dass es
sich mittelfristig zeigen musse, inwieweit Aufgaben
angegliederter Beratungsstellen, die bereits vor der
Grundung des ReBUZ tatig waren, in die Aufgaben
des Kernteams des ReBUZ eingegliedert werden kon-
nen. Zurzeit sind vier Schulpsychologinnen, funf
Sozialpadagoginnen und Sozialpadagogen und funf
Sonderpadagoginnen und Sonderpadagogen fur das
ReBUZ tatig.

Zu Frage zwei: Der Magistrat Bremerhaven hat nicht
mitgeteilt, die Personalstarke im ReBUZ andern zu
wollen. Deshalb geht der Senat davon aus, dass die
vom Ausschuss fiir Schule und Kultur in der , Um-
setzung des Entwicklungsplanes Inklusion in Bre-
merhaven" beschlossene Personalstarke auch zukunf-
tig erhalten bleiben soll.

Zu Frage drei: Bei der Konzeption der Regionalen Be-
ratungs- und Unterstiitzungszentren sowohl fiir Bre-
men als auch fur Bremerhaven bestand von Anfang
an Einigkeit dariber, dass multiprofessionelle Teams
aus Schulpsychologinnen und Schulpsychologen,
Sonderpadagoginnen und Sonderpadagogen und So-
zialarbeiterinnen und Sozialarbeitern beziehungswei-
se Sozialpadagoginnen und Sozialpadagogen gebildet
werden sollen. Diese personelle Struktur hat sich nach
Ansicht der beiden Stadtgemeinden in der Beratungs-
und Unterstitzungsarbeit als sehr geeignet erwiesen
und sollte entsprechend auch in Zukunft Bestand ha-
ben. — Soweit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Herr Professor Dr. Hilz, haben Sie
eine Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Professor Dr. Hilz (FDP): Frau Senatorin Dr.
Bogedan, wie viele der zusatzlichen 20 Stellen fur
ReBUZ-Zentren, die im Koalitionsvertrag vereinbart
sind, sind denn fir Bremerhaven vorgesehen?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Dr. Bogedan: Ich habe an dieser Stelle
schon mehrfach iber unser 200er-Paket an zusatz-
lichen Stellen gesprochen, die fur die Schulen ge-
schaffen werden sollen. 120 davon haben wir im Eck-
wert gegenfinanziert, 80 davon sind tiber das Res-
sort zu erwirtschaften. Insofern kann ich tiber die 20
Stellen noch keine Aussagen machen. Dafir gilt na-
turlich: Ich muss den Baren erst einmal erlegen, be-
vorich sein Fell verteilen kann. Aber Sie konnen ver-
sichert sein, dass Bremerhaven angemessen bertick-
sichtigt werden wird.

Prasident Weber: Frau Senatorin, weitere Zusatzfra-
gen liegen nicht vor.

Die fliinfte Anfrage bezieht sich auf den Krankenstand
im offentlichen Gesundheitsdienst. Die Anfrage ist
unterschrieben von den Abgeordneten Bensch, Ro-
wekamp und Fraktion der CDU. — Bitte, Herr Kolle-
ge Bensch!

Abg. Bensch (CDU): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie erklart der Senat den auffallig hohen
Krankenstand in den Behorden und Einrichtungen
des offentlichen Gesundheitsdienstes?

Zweitens: Welche Leistungseinschrankungen erge-
ben sich daraus?

Drittens: Durch welche MaBnahmen will der Senat
diesen Krankenstand zukinftig deutlich senken?

Prasident Weber: Diese Anfrage wird beantwortet von
Frau Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt.

Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt: Herr Prasi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! Fur
den Senat beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Die Grunde fiir den Krankenstand in
den Behorden des 6ffentlichen Gesundheitsdienstes
sind vielfaltig. Die hohere Zahl an alteren Beschaf-
tigten kann einer der Grunde sein. Zwar sind altere
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nicht haufiger krank
als jungere, weisen oftmals aber langer andauernde
Zeiten der Erkrankung auf.

Sind in einem Amt mehrere langzeiterkrankte Be-
schaftigte (iber 42 Tage), so steigt in der Statistik
die Fehlzeitenquote pro Kalendertag erheblich an.
Dies gilt insbesondere fiir die kleinen Amter des Ge-
sundheitsdienstes. Dort arbeiten viele altere Beschat-
tigte. Im Landesuntersuchungsamt sind beispielsweise
41 Prozent der Beschaftigten tuber 55 Jahre alt, im
LMTVet betragt diese Quote 28,2 Prozent und im Ge-
werbeaufsichtsamt 27,8 Prozent. Dies hat Einfluss auf
die hohere Quote von Krankenstanden.

Die heutige Arbeit ist starker von psychischen Be-
lastungen gepragt, als dies fruher der Fall war. Ter-
mindruck, Multitasking sowie die hohe Intensitat der
Arbeit werden generell als haufigste Ursachen psy-
chischer Belastungen empfunden.

Zu Frage zwei: Die Wahrnehmung der gesetzlichen
Regelaufgaben ist vom Krankenstand nicht beein-
trachtigt. Teilweise verandern sich die Rhythmen bei
nicht gesetzlich vorgeschriebenen Uberpriifungen.
Die Fehlzeiten, die sich aus Erkrankungen ergeben,
werden kompensiert, um Leistungseinschrankungen
zu vermeiden.

Zu Frage drei: Bei Belastungen am Arbeitsplatz wer-
den MaBnahmen zur betrieblichen

Gesundheitsforderung und des Arbeitsschutzes ge-
troffen, um die Arbeitsbedingungen zu verbessern



Bremische Burgerschaft (Landtag) — 19. Wahlperiode — 15. Sitzung am 25.02.16

1057

und Belastungen zu verringern. Dies gilt auch fur
den Umgang mit toxischen oder infektiosen Materi-
alien.

Die konsequente Durchfithrung der Gesprache zum
Betrieblichen Eingliederungsmanagement —- BEM —,
in der Regel unter Beteiligung der Betriebsarztin, so-
wie verbunden mit der Erstellung einer Gefahrdungs-
beurteilung und eine daraus abgeleitete Planung ent-
sprechender Fortbildungsangebote gehoren zu den
MaBnahmen, die in den Einrichtungen des o6ffentli-
chen Gesundheitswesens durchgefiihrt werden. — So-
weit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Herr Kollege Bensch, haben Sie eine
Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Bensch (CDU): Erst einmal vielen Dank, Frau
Senatorin, fiir die Antwort! Die MaBnahmen, die Sie
beschrieben haben, sind ja eher allgemeiner Natur.
Warum verzichten Sie auf die Benennung von kla-
ren Zielvorgaben?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt: Aus meiner
Sicht ist es nicht nur allgemeiner Natur, wenn man
sagt, dass man sich konsequent der BEM-Gesprache
bedient. Fir mich ist es auch nicht nur eine allgemeine
Antwort, wenn man sagt, dass man Risikoanalysen vor-
nimmt. Sie wissen, sowohl aus BEM-Gesprachen als
auch aus Risikoanalysen kann man sehr wohl indi-
viduelle MaBnahmen ableiten. Dass das am Ende er-
forderlich ist, ist vollig richtig.

Prasident Weber: Herr Kollege, eine weitere Zusatz-
frage? — Bitte sehr!

Abg. Bensch (CDU): Frau Senatorin, wir haben im
Haushalts- und Finanzausschuss einen ausfiihrlichen
Bericht seitens der Finanzsenatorin bekommen, und
nur durch dessen intensives Studium bin ich tiberhaupt
auf diesen auffallig hohen Krankenstand aufmerk-
sam geworden, deshalb ja auch diese Frage! Waren
Sie denn mit Ihrem Ressort in der Lage, etwa mit einem
ausfuhrlichen Bericht in der Gesundheitsdeputation
noch einmal die MaBnahmen dezidiert darzustellen
und dann auch mit Kennzahlen und Zielzahlen zu ar-
beiten, nach dem Motto ,Bis zum 31. Dezember 2016
will ich den Krankenstand um zehn Prozent senken“?
Das wird uberall in der freien Wirtschaft getan, um
auch gezielt vorzugehen und nicht nur mit reinen,
guten Absichten. Waren Sie dazu in der Lage, und
wenn ja, wann konnen wir einen solchen Bericht be-
kommen?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt: Ich méchte
an der Stelle noch einmal darauf eingehen, erstens

bin ich auch sehr froh, dass es den Gesundheitsbericht
gibt, dass die Senatorin fiir Finanzen ihn vorlegt, weil
das auch fir uns eine ganz wichtige Berichterstat-
tung ist, die uns auf Problembereiche hinweist.

Zweitens, ich habe noch einmal deutlich gemacht,
dass wir Beschaftigte im Alter von uber 55 Jahren
haben und das in Kombination mit einer Langzeiter-
krankung zu solchen Problemkonstellationen fithren
kann. Insofern kann ich, konnen wir uns das noch ein-
mal genau ansehen und noch einmal mit den jewei-
ligen Amtern, um die es sich handelt, dariiber spre-
chen, welche MaBnahmen sie fur sinnvoll erachten.
Selbst sind sie schon initiativ geworden und haben
sich mit dem Kompetenzzentrum, das fiir diesen Be-
reich bei der Senatorin fur Finanzen angesiedelt ist,
in Verbindung gesetzt.

Wir konnen tiber diese Punkte reden, aber Ihnen jetzt
Zusagen zu geben, diese oder jene Zielzahlen bis zu
einem bestimmten Zeitpunkt zu erreichen, wiirde ich
fur nicht angemessen erachten, weil wir einfach eine
Ausgangslage mit dem Durchschnittsalter der Be-
schaftigten haben, von der wir ausgehen mussen, und
den Kenntnisstand, dass das zu hoheren Fehlzeiten
fihren kann. Fir uns ist es aber wichtig, das Augen-
merk darauf zu richten und auch mit den jeweiligen
Amtern MaBnahmen zu erértern, wie wir sie an der
Stelle bestarken konnen, auch durch die allgemei-
nen MaBinahmen, wie Sie sie genannt haben, um den
Krankenstand zu senken und vor allem auch die Ar-
beitsbelastung fur die, die arbeiten, nicht weiter zu
erhohen.

Prasident Weber: Herr Kollege, eine weitere Zusatz-
frage? — Bitte sehr!

Abg. Bensch (CDU): Ich habe vorhin sozusagen das
Angebot gemacht, uber die weiteren Details dann in
der Gesundheitsdeputation zu sprechen. Sie geben
jedoch Ihre Zustimmung, dass wir dann in der Ge-
sundheitsdeputation ins Detail gehen?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt: Ja, Entschul-
digung, das konnen wir gern tun! Ich habe jetzt ver-
sucht zu sagen, dass wir mit den Amtern noch einmal
dartiber sprechen, es uns auch noch einmal seitens
der Amter genau darlegen lassen, und dariiber wer-
den wir gern berichten, das ist ilberhaupt kein Pro-
blem.

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die sechste Anfrage tragt die Uberschrift ,,Deutsch-
forderung in Bremen”. Die Anfrage ist unterschrie-
ben von den Abgeordneten Frau Gronert, Rowekamp
und Fraktion der CDU.

Bitte, Frau Kollegin Gronert!
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Abg. Frau Gronert (CDU): Wir fragen den Senat:

Welchen Stellenwert hat die Deutschférderung fur
Erwachsene fur den Senat?

Wie plant der Senat, die bedarfsgerechte Deutsch-
forderung fir Erwachsene sicherzustellen?

Welche Moglichkeiten sieht der Senat, Lehrkrafte fur
Integrationskurse fest anzustellen?

Prasident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Frau Senatorin Stahmann.

Senatorin Stahmann: Sehr geehrter Herr Prasident,
sehr verehrte Damen und Herren! Fiir den Senat be-
antworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Der Senat erachtet den Spracherwerb
als zentrale Grundlage fir eine erfolgreiche Integra-
tion. Er macht das Thema Spracherwerb daher zu
einem Schwerpunkt seiner integrationspolitischen
Bemiuhungen.

Zu Frage zwei: Der Senat wird ein ressortiibergrei-
fendes Konzept zur Sprachkompetenzférderung vor-
legen. Ziel des Senats ist es, eine lickenlose Sprach-
forderkette sicherzustellen und so das vom Bund an-
gekindigte Gesamtprogramm Sprache sowie die bis-
herin Bremen angelaufenen und auch abgelaufenen
MalBnahmen zu erganzen. In diesem Zusammenhang
wird der Senat alle im Land Bremen mit dem Sprach-
erwerb befassten Akteure im Fruhjahr 2016 zu einem
Sprachgipfel einladen.

Zu Frage drei: Die Rahmenbedingungen fur die
Durchfihrung von Integrationskursen durch die
Kurstrager sind durch die Kostensdtze des Bundes be-
stimmt. Sie ermdglichen den Tragern von Integrations-
kursen derzeitin der Regel nicht, ihre Lehrkrafte fest
anzustellen. Der Senat setzt sich gegentiber dem Bund
dafur ein, die Rahmen-bedingungen fir diese Lehr-
krafte zu verbessern. — Soweit die Antwort des Se-
nats!

Prasident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? — Bitte
sehr!

Abg. Frau Gronert (CDU): Frau Senatorin, ist Ihnen
bekannt, dass man zum Beispiel in Thiringen bereits
angefangen hat, iiber die Volkshochschule Lehrkrafte
fest anzustellen?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Stahmann: Ja, die Bremer Volkshochschule
stellt auch Lehrkrafte fest an. Hier geht es jetzt um
die Sprachkurse, die tiiber das Bundesamt fir Mi-
gration und Flichtlinge geférdert werden, und das
Bundesamt hat jetzt schon mundlich per Telefonat
mitgeteilt zu erkennen, dass die Trager in Probleme
geraten. Das Bundesamt hat angektindigt, die Kosten-
satze fur die Unterrichtseinheit anheben zu wollen,

sodass den Tragern kunftig Festanstellungen mog-
lich werden. Ich glaube, es ist verstandlich, dass
die Trager erst einmal abwarten, bis ihnen auch die
schriftliche Zusage des Bundesamtes fiir Migration
und Flichtlinge vorliegt.

Prasident Weber: Haben sie eine weitere Zusatzfrage?
— Bitte sehr!

Abg. Frau Gronert (CDU): Wie viele Lehrkrafte un-
gefahr hatte Bremen in dem Bereich vor zwei Jah-
ren, und wie viele sind heute noch aktiv? Damit ver-
knupft die Frage: Was ist aus dem Rest geworden?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Stahmann: Da ich leider keinen in mei-
nem Kopf implantierten Rechenchip habe, der jetzt
diese Zahlen abrufen kann,

(Abg. Frau Gronert [CDU]: Tendenzen!)

auch nicht in der Tendenz, mochte ich darum bitten,
diese Zahl einmal in der Deputation aufzurufen. Da-
zu mussten wir auch bei den Sprachkursanbietern an-
rufen und dies abfragen. Ich glaube nicht, dass wir
das jetzt bei uns so parat haben, aber es hat einen
ganz starken Anstieg gegeben, ich glaube, das kann
ich hier ohne Gefahr antworten. Wir sind froh, dass
sich so viele Sprachanbieter auf den Weg begeben
haben, auch mehr Angebote zu machen.

Ich wiirde mir vom Bundesinnenminister wiinschen,
dass die Ungleichbehandlung von Afghanen und Sy-
rern aufgehoben wird, weil wirim Augenblick auch
dadurch in den Unterktunften Unruhe haben, dass ei-
nigen anerkannten Asylbewerbern oder Menschen,
die einen sicheren Aufenthaltsstatus in Deutschland
haben, schneller der Zugang zu Sprachkursen ge-
wahrt wird. Nach meiner Beobachtung tun wir gut
daran, die Fehler der Neunzigerjahre nicht zu wie-
derholen,

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

sondern allen Menschen von Anfang an den Zugang
zur Sprache zu ermoglichen. Wir erleben es Tag fur
Tag, bei mir beschweren sich bei Besuchen sehr viele
Fluchtlinge aus Afghanistan und auch aus anderen
Landern, die noch nicht diesen Zugang zu den Sprach-
kursen haben. Das mochte ich andern, das andern
wir im Augenblick auch schon mit vielen Freiwilli-
gen. Daftir wirde ich mir auch die Unterstiitzung des
Bundesinnenministers wiunschen.

Prasident Weber: Haben sie eine weitere Zusatzfra-
ge? — Bitte sehr!

Abg. Frau Gronert (CDU): Ja, eine letzte noch, wo-
beidas Thema, wer alles Deutschunterricht bekommt,
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gar nicht von mir angefragt war! Ich freue mich na-
turlich auch, dass sich der Bund jetzt auf den Weg
macht und da etwas passiert. Trotz allem wiirde ich
gern noch einmal feststellen, dass sich viele Lehrkrafte
fiir Deutsch als Zweitsprache an den Schulen bewor-
ben haben, und ich wiirde gern wissen, was Sie in
den letzten ein bis zwei Jahren dafur getan haben,
damit das nicht passiert? Welche Mainahmen haben
Sie getroffen, um auch gerade die Lehrkrafte in den
Integrationskursen zu halten?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Stahmann: Das ist ein Thema der Volks-
hochschule. Dazu holen wir gern Informationen aus
dem Kulturressort ein, um das auch beantworten zu
konnen. Liebe Frau Gronert, da die CDU-Fraktion die
Frage gestellt hat, denke ich, dass es schon richtig
ist, wenn ich von hier aus zum Erwerb der deutschen
Sprache antworte. Darauf richtete sich ja auch die Fra-
gestellung. Eine Sozialsenatorin nutzt nattrlich auch
die Gelegenheit, ihre Beobachtungen dem Parlament
mitzuteilen, und daher wiirde ich mich freuen, wenn
mich das Parlament darin unterstiitzte, Sprachkurse
in Bremen fur alle moglich zu machen.

Prasident Weber: Eine weitere Zusatzirage des Ab-
geordneten Hamann! — Bitte sehr!

Abg. Hamann (SPD): Frau Senatorin, Sie sprachen
eben von diesem Sprachgipfel. Es gibt auch viele
Ehrenamtliche, die privat Menschen unterrichten.
Sie —ich bin darauf angesprochen worden — haben
Schwierigkeiten damit, dass das Unterrichtsmaterial,
das man bekommen kann, Geld kostet. Sehen Sie
Moglichkeiten, dass man Ehrenamtlichen, die nicht
in solchen Kursen tatig sind, sondern das privat or-
ganisieren, Materialien kostenlos zur Verfigung stellt,
dass man zum Beispiel Materialien, die das BAMF an-
bietet, auf der Internetseite zum Herunterladen ein-
stellt?

Senatorin Stahmann: Es gibt bereits viele Materia-
lien, die kostenlos zur Verfligung gestellt werden.
Wir haben eine ganz hervorragende Zusammenar-
beit mit der Bremer Biirgerstiftung, die uns und ins-
besondere die vielen Ehrenamtlichen unterstiitzt, nicht
nur Sprach-, sondern auch Spiel- und Vorleseangebote
in den Einrichtungen anzubieten. Ich greife das gern
auf, Herr Hamann. Es wird auch Thema des Sprach-
gipfels sein, wie wir zu einer Verstandigung kommen,
und welche Angebote wir noch starker publik ma-
chen miissen. Ich weill aber auch, dass in der Volks-
hochschule eine Zeit lang ein Flyer fiir Ehrenamtli-
che auslag, der gerade auch auf solche Angebote auf-
merksam gemacht hat.

Prasident Weber: Frau Senatorin, weitere Zusatzfra-
gen liegen nicht vor.

Die siebte Anfrage bezieht sich auf Prasenz und Ak-
tivitaten Bremer Behérden in sozialen Netzwerken.
Die Anfrage ist unterschrieben von den Abgeordneten
Rohmeyer, Rowekamp und Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Kollege Rohmeyer!

Abg. Rohmeyer (CDU): Wir fragen den Senat:

Welche Behorden und Dienststellen des Landes Bre-
men oder der Stadtgemeinden Bremen und Bre-
merhaven sind in sozialen Netzwerken wie Facebook,
Twitter, Instagram, Xing und so weiter prasent und/
oder aktiv?

Welche Potenziale sieht der Senat, die Kommunika-
tion mit der Bevolkerung uber das Medium der so-
zialen Netzwerke zu intensivieren?

Aus welchen Grinden wurde gegebenenfalls bis-
lang auf Aktivitaten in sozialen Netzwerken verzich-
tet, obwohl diese in anderen Bundeslandern und Stad-
ten zum Teil umfangreich genutzt werden?

Prasident Weber: Diese Anfrage wird beantwortet von
Frau Burgermeisterin Linnert.

Biirgermeisterin Linnert: Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Fir den Senat beant-
worte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: In Bremen und Bremerhaven sind fol-
gende Einrichtungen aus dem Bereich der Verwal-
tung in sozialen Netzwerken aktiv: die Bremische
Burgerschaft, die Senatskanzlei — als Rathaus auch
fir die anderen Ressorts —, die Bevollmachtigte beim
Bund, fur Europa und Entwicklungszusammenarbeit,
die Stadtverwaltung Bremerhaven, die Schulver-
waltung Bremerhaven, die Polizei Bremen, die Poli-
zei Bremerhaven, die Universitdat Bremen, die Hoch-
schule Bremen, die Hochschule Bremerhaven, die
Hochschule fiir Kiinste, die Bremer Volkshochschule,
das Focke-Museum, das Uberseemuseum, das His-
torische Museum Bremerhaven, Erlebnis Bremerha-
ven, Stadthalle Bremerhaven, Klimastadt Bremerha-
ven, die Bremer Philharmoniker, die Stadtbibliothek
Bremen, das Theater Bremen, das Stadttheater Bre-
merhaven und der Zoo am Meer Bremerhaven.

(Unruhe)

Was ist — -2 Unruhe!

Zu Frage zwei: Soziale Netzwerke bieten vielfaltige
neue Moglichkeiten zur Informationsweitergabe und
Kommunikation. Damit kénnen unterschiedliche 6f-
fentliche Informationsauftrage erfiillt und bestimm-
te Zielgruppen besser und schneller als tiber her-
kommliche Medien erreicht werden.

Zu Frage drei: Die Verwaltung benutzt bereits sozi-
ale Netzwerke. Der Senat halt es dabei jedoch fir
erforderlich, das Recht auf informationelle Selbstbe-
stimmung zu gewahrleisten. Bei einigen Anbietern
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gibt es begrundete Annahmen, dass diese gefahr-
detist. Weil dazu abschlieBende Urteile noch ausste-
hen, empfiehlt der Senat seinen Dienststellen, bei
moglichen Interessenkonflikten zwischen dem Infor-
mations- und Veroéffentlichungsinteresse und der Not-
wendigkeit das Recht auf informationelle Selbstbe-
stimmung abzuwagen. Deshalb werden im Falle der
Einrichtung neuer Angebote die zustandigen Depu-
tationen oder Ausschisse der Bremischen Biirger-
schaft beteiligt.

Der Senat halt es fur erforderlich, dass die entspre-
chenden konzeptionellen Grundlagen gemeinsam mit
den anderen Landern und der Konferenz der Landes-
datenschutzbeauftragten erarbeitet werden und en-
gagiert sich entsprechend. — Soweit die Antwort des
Senats!

Prasident Weber: Herr Kollege Rohmeyer, haben Sie
eine Zusatzfrage?

Abg. Rohmeyer (CDU): Frau Burgermeisterin, ich
glaube, die Unruhe entstand, weil im Rahmen der
Aufzahlung der eine oder andere gedacht haben
konnte: Das sind aber viele Einrichtungen. In Wahr-
heitist es aber doch verschwindend wenig, wenn man
sich vorstellt, welche Potenziale sich dahinter verber-
gen.

Der Twitter-Account des Rathauses wird ja im We-
sentlichen dazu benutzt, Pressemitteilungen abzuset-
zen. Die Bremische Burgerschaft ist als Parlament si-
cherlich keine Behorde des Senats. Herr Prasident,
da sind wir beide uns ganz einig.

Frau Burgermeisterin, was halten Sie von Chancen
wie zum Beispiel Unterrichtsausfalle, Staumeldungen,
Verkehrsbehinderungen, aber auch den ganzen Be-
reich eines Dialogverfahrens des Stadtamtes, der Be-
horden, sich diesen zwischen Burgern und Behorden
uberhaupt einmal vorzustellen? Das, was Sie bisher
beschrieben haben, geht auf den Bereich einer In-
teraktion tiberhaupt nicht ein.

Prasident Weber: Bitte, Frau Biirgermeisterin!

Biirgermeisterin Linnert: Vielleicht ist das auch ein
Thema, das fiur eine Fragestunde nur begrenzt ge-
eignet ist. Ich werde mich trotzdem bemituhen. Ich
glaube, dass es eine ganz grundlegende Differenz
zwischen auf der einen Seite Thnen und auf der an-
deren Seite der Position der Mehrheit hier im Haus
und dem Senat gibt. Es ist auf jeden Fall immer gut
—das nehme ich als Ihre Position wahr —, wenn man
staatliche Angebote tiber soziale Medien macht, wah-
rend sich der Senat dem Abwéagen verpflichtet fuihlt.

Wir missen auf der einen Seite mit der Tatsache um-
gehen, dass sich die sozialen Netzwerke sehr stark
verbreiten, dass sie fiir viele Menschen eine sehr hohe
Attraktivitat haben, dass es sehr einfach ist, dariber
zu kommunizieren, und uns auf der anderen Seite der

Tatsache stellen, dass zum Beispiel bei demjenigen,
der eine Facebook-Seite aufruft, aber nicht bei Face-
book sein mochte, eine Art von Datentransfer auf den
eigenen Rechner stattfindet. Das wollen Sie nicht ho-
ren, Herr Rohmeyer, aber Sie haben mich gefragt. Es
ist so, dass ein Datentransfer auf den Rechner derje-
nigen stattfindet, die sich selbst nicht bei Facebook
angemeldet haben. Dartber, wie schlimm das eigent-
lich ist, ob wir das wollen, ob das ein Versto gegen
das informationelle Selbstbestimmungsrecht ist, findet
eine Auseinandersetzung statt. Die Auseinanderset-
zung daruber ist jedenfalls noch nicht zu Ende. Es
gibt Menschen, die es fur gravierend halten, dass
groBe, weltweit agierende Unternehmen auf diese Art
und Weise an personliche Daten kommen.

Das kann man so oder anders bewerten. Der Senat
muss sozusagen sehen, wie er der Tatsache Rechnung
tragt, dass wir mit unseren staatlichen Aufgaben in
besonderer Weise Verantwortung tragen. Deshalb
wird ein Teil der verschiedenen Vorschlage, die Sie
gerade gemacht haben, ohne Schwierigkeiten um-
zusetzen sein. Das ist in den zustandigen Deputatio-
nen zu beraten.

Der Senat muss sich anschauen, ob wir in einen Zu-
stand geraten — deshalb gibt es immer Einzelabwa-
gungen —, dass, wer mit staatlichen Angeboten in Kon-
takt treten mochte, gleichzeitig sozusagen gezwunge-
nermalBen Daten an grofe Unternehmen abgibt. Das
darf nicht sein. Deshalb gelten andere MaSstédbe als
zum Beispiel fur die Privatwirtschaft. Das sagt die
Datenschutzbeauftragte. Das ist auch Konsens. Das
ist die Haltung des Senats. Deshalb konnen wir an
die Sache nicht nach dem Motto herangehen: Betreibt
moglichst viele Fanpages, das ist wunderbar. Zudem
gibt es Betreuungsaufwand, den der Staat treiben
muss, wenn man verhindern will, dass dort alles Mog-
liche hingeschrieben wird und gewissermalien in
staatlicher Verantwortung Beleidigungen oder Het-
ze stattfinden. Die Probleme gibt es auch noch.

Insofern ist das Verfahren, das der Senat gewahlt und
beschlossen hat, namlich die Einzelfalle in Deputati-
onen zu besprechen, das Richtige.

Prasident Weber: Herr Abgeordneter, eine weitere
Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Rohmeyer (CDU): Herr Prasident, ich hatte noch
viele. Aber ein Teil der Antwort der Frau Burger-
meisterin hat mich doch stark verunsichert.

(Burgermeisterin Linnert: Herr Rohmeyer, dass mir
das gelingt!)

DrauBlen in der Welt findet gerade eine digitale Re-
volution statt, Frau Bliirgermeisterin, und Sie beschrei-
ben es so, als ob wir demndchst in bremischen Bii-
ros wieder auf Schreibmaschine und in doppelter Aus-
fertigung mit Kohlepapier arbeiten werden.
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(Widerspruch SPD, Bundnis 90/Die Grunen)

Ich frage, ob Sie erkennen konnen, dass sich der Se-
nat der Freien und Hansestadt Hamburg, der derzeit
in einer ahnlichen Regierungskoalition wie die Freie
Hansestadt Bremen regiert wird, tiiber all diese Be-
denken hinweggesetzt haben koénnte, ob sich die
Bundesregierung der Bundesrepublik Deutschland
eventuell auch uber jedes Bedenken hinweggesetzt
haben konnte oder ob grine Oberbtlirgermeister sich
uber solche Bedenken hinweggesetzt haben kénn-
ten. Wie kann es sein, dass Bremen im Prinzip noch
in der digitalen Steinzeit ist, vielleicht Offnungszei-
ten oder eine Ausstellung ankundigt, aber iberhaupt
keine digitale Kommunikation zwischen Birgern und
Behorden in die Wege geleitet wird, das nicht einmal
ausprobiert hat, und Sie immer mehr von Bedenken
als von Chancen reden?

Prasident Weber: Bitte, Frau Biirgermeisterin!

Biirgermeisterin Linnert: Ich weill auch nicht, ob es
Sinn hat. Ich habe ja die Liste aus guten Griinden vor-
gelesen. Sie erzahlen hier etwas von digitaler Stein-
zeit. Sie wissen ganz genau, dass meine Amtszeit ge-
rade sehr stark davon gepragtist, die Digitalisierung
der Verwaltung mit den jeweiligen Effekten fiir eine
bessere Steuerung von Regierungstatigkeit, einer bes-
seren Transparenz gegenuber der Bevolkerung vo-
ranzutreiben.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Bremen ist Spitzenland, was Informationsfreiheit be-
trifft.

Sie setzen sich jetzt flr eine ganz bestimmte Form
der Prasentation staatlichen Handelns ein, namlich
uber bestimmte soziale Medien. Das mochten Sie ganz
besonders pushen. Das habe ich jetzt verstanden. Aber
es gibt auch Gegenargumente. Wenn Sie einmal die
Internetauftritte, die Bremen hat, aufsuchen, ohne dass
man jemandem seine Daten in den Rachen wirft, stel-
len Sie fest, wir sind nicht so schlecht. Das mit dem
Rachen habe ich absichtlich gesagt. Damit konnen
Sie Ihre Vorurteile weiter pflegen.

Aber digitale Steinzeit und dass ich dafir sei, dass
wir wieder mit Blaupapier arbeiteten, das ist einfach
——. Entschuldigen Sie bitte! Mit solch einem Niveau
kommen wir nicht weiter!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Herr Kollege Rohmeyer, haben Sie
eine weitere Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Rohmeyer (CDU): Herr Prasident, ich mochte
der Frau Birgermeisterin versichern, dass wir uns in
naher Zukunft bei anderer Gelegenheit als der Fra-

gestunde einmal intensiv mit diesen Fragen beschaf-
tigen werden!

(Lachen Biindnis 90/Die Grunen — Blirgermeisterin
Linnert: Freue ich mich jetzt auch darauf!)

Prasident Weber: Eine weitere Zusatzfrage des Ab-
geordneten Hamann! — Bitte!

Abg. Hamann (SPD): Frau Burgermeisterin, Sie ha-
ben ja gerade ausgefiihrt, dass es viele internationale
Konzerne sind. Stimmen Sie mit mir iberein, dass der
Begriff ,soziale Netzwerke" eigentlich falsch ist? Es
sind wirtschaftliche Netzwerke, also Anzeigenver-
kaufer! Das ist aber gar nicht meine Frage.

(Heiterkeit SPD, Biindnis 90/Die Grinen)

Die Frage kommt jetzt: Wird eigentlich die Presse-
konferenz des Senats, die regelmaBig stattfindet, ge-
streamt, und falls nein, warum nicht?

Prasident Weber: Bitte, Frau Biirgermeisterin!

Biirgermeisterin Linnert: Oh, Entschuldigung, Herr
Hamann, Sie sind mir da fachlich wirklich ganz stark
uberlegen, ich weill es nicht! Wollen wir das zu-
sammen herausfinden? Ich glaube, dann ist es ganz
einfach! Wir gehen einfach hintiber zu Herrn Stad-
ler — —.

(Abg. Hamann [SPD]: Ich kenne die Antwort!)

Sie kennen die Antwort? Dann sagen Sie sie, ich weil3
es nicht!

(Heiterkeit Bundnis 90/Die Grinen — Abg. Hamann
[SPD]: Stand letzte Woche war: Nein, wird nicht! Und
da ware die Frage: Warum?)

Daich von dem Sachverhalt nichts wusste, weil} ich
naturlich auch nicht, warum, aber wir konnen es zu-
sammen herausfinden.

(Heiterkeit Bundnis 90/Die Grinen — Abg. Hamann
[SPD]: Okay, gut!)

Prasident Weber: Also, da sind wir, Frau Burgermeis-
terin, schon ein bisschen weiter, dort oben passiert
das alles!

(Burgermeisterin Linnert: Okay!)

Weitere Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die achte Anfrage tragt die Uberschrift , Fliichtlings-
integration an Hochschulen®. Die Anfrage ist unter-
schrieben von den Abgeordneten Frau Grobien, Ro-
wekamp und Fraktion der CDU.
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Bitte, Frau Kollegin Grobien!

Abg. Frau Grobien (CDU): Wir fragen den Senat:

Wie bewertet der Senat das von den bremischen
Hochschulen vorgelegte Konzept zur Integration von
Gefliichteten?

Wie sieht der MaBnahmen- und Zeitplan des Senats
zur Umsetzung dieses Konzeptes aus?

Welche finanziellen Mittel will der Senat den Hoch-
schulen im Land Bremen fir die zusatzliche Aufga-
be der Fluchtlingsintegration zur Verfiigung stellen?

Prasident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Frau Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt.

Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt: Sehr geehrter
Herr Prasident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Fiur den Senat beantworte ich die Anfrage wie
folgt:

Zu Frage eins: Das von den bremischen Hochschu-
len vorgelegte Konzept zur Integration von geflich-
teten Menschen in die Wissenschaft sieht ein umfang-
reiches und auf Teilzielgruppen abgestimmtes Kom-
plettprogramm fir hochschulaffine Gefliichtete vor,
in dem auch das erfolgreiche Projekt IN-Touch wei-
tergefuhrt werden soll. Die Hochschulen entwickeln
ein Vorbereitungsstudium mit Sprach- und Fach-
kursen, das die Studierfahigen nach entsprechender
Prifung ihrer individuellen Vorbildung in die entspre-
chenden Kurse vermittelt. Der Senat begriufit das Kon-
zept und hat die Eckpunkte des Konzepts in sein
mittelfristig ausgerichtetes Integrationskonzept vom
12. Januar 2016 ubernommen.

Zu Frage zwei: Sprachunterricht mit dem Ziel der
Vermittlung von Deutschkenntnissen auf dem Sprach-
niveau C1 soll ab Sommersemester 2016 angeboten
werden. Dafur werden Lehrerinnen- und Lehrerstellen
zur Vermittlung der deutschen Sprache zum 1. April
2016 ausgeschrieben werden. Bei Bedarf werden wei-
tere Stellen besetzt werden mussen. Die Organisa-
tion erfolgt iber das Goethe-Institut in Zusammenar-
beit mit dem Fremdsprachenzentrum der Hochschulen
im Land Bremen. Es bleibt abzuwarten, wie viele ge-
flichtete Menschen tatsachlich ein Studium aufneh-
men wollen, die Giber eine entsprechende Berechti-
gung verfugen.

Zu Frage drei: Uber den durch die Eckpunkte des
Integrationskonzeptes ausgelosten Finanzbedarf, der
fur die Jahre 2016 und 2017 angemeldet wurde, wird
im Rahmen der Haushalte 2016/2017 entschieden.
Fir die Administration und Lehrkrafte werden Kos-
ten entstehen, die zum Teil gegenfinanziert werden
konnen durch Bundesmittel. Die Hochschulen kon-
nen noch bis zum 29. Februar 2016 in der Forderlinie
+Integra — Integration von Fluchtlingen ins Fachstu-
dium"” beim DAAD Fordermittel fur bis zu vier Jah-
re beantragen. — Soweit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? — Bitte
sehr!

Abg. Frau Grobien (CDU): In dem Konzeptistja auch
die Rede von der Einrichtung eines zentralen Hoch-
schulbiiros mit umfangreichen Beratungsleistungen
und Koordinierungsfunktionen, denn das Ganze soll
ja auch mit Einschreibungsmoglichkeiten schon zum
Wintersemester 2016/2017 passieren. Wie ist da der
Sachstand?

Es sind naturlich auch bei der Immatrikulationsord-
nung und anderen Dingen rechtliche Voraussetzun-
gen zu schaffen, um Fluchtlingen die Moglichkeit zur
Partizipation am Studium zu geben. Gibt es dafur auch
schon Zeitplane?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt: Ja, vielen
Dank fir die Nachfrage! Wir haben im Ausschuss fur
Wissenschaft, Medien, Datenschutz und Informati-
onsfreiheit schon dariber berichtet, dass wir das
BremHG andern wollen. Wir wollen das BremHG
andern, sowohl Paragraf 43, das Vorbereitungsstu-
dium, als auch Paragraf 33, Hochschulzugangsbe-
rechtigung, das ist ein wichtiger Schritt, um den Zu-
gang auch uberhaupt formal zu gewahrleisten. Da-
mit wollen wir die Birgerschaft im Marz befassen,
damit wir das auch kurzfristig durchfihren kénnen,
das ist der eine Punkt, um gesetzlich abzusichern, dass
das, was wir machen wollen, auch getan werden kann.
Dasist auch erforderlich, um den Antrag beim DAAD
abzugeben.

Jetzt zu dem Punkt Leitung des Hochschulbtiros! Das
Hochschulbiiro wird jetzt etabliert, das heilt, es wird
jetzt fur alle Hochschulen gemeinsam aus der Kom-
petenz, die insbesondere die Universitat hat, dazu
kommen, dass das Hochschulbtiro zum 1. April sei-
ne Aufgaben wahrnehmen, also beginnen kann. Das
heiBit also, wenn wir dann gefliichtete Menschen ha-
ben, deren Unterlagen zu uberprufen sind, sind die
Strukturen daftr vorgehalten.

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
VOr.

Die neunte Anfrage befasst sich mit dem Thema
~Passgenaue Betreuungszeiten auch auierhalb der
Regelbetreuungszeiten an Kindertageseinrichtungen
und bei Tagespilegepersonen férdern”. Die Anfra-
ge tragt die Unterschriften der Abgeordneten Frau
Dr. Miiller, Dr. Guldner, Frau Dr. Schaefer und Frak-
tion Biindnis 90/Die Griinen.

Bitte, Frau Dr. Miiller!

Abg. Frau Dr. Miiller (Biindnis 90/Die Griinen): Wir
fragen den Senat:

Erstens: Welche Fordermoglichkeiten bestehen bis-
herin Bremen und Bremerhaven fiir Kindertagesein-
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richtungen und Tagespflegepersonen, die ihre Betreu-
ungszeiten starker an den Lebensrealitaten von El-
tern angepasst haben beziehungsweise anpassen wol-
len und auch Betreuung an den Randzeiten aulier-
halb der Regelbetreuung anbieten beziehungsweise
anbieten wollen?

Zweitens: Wie bewertet der Senat das neu eingefiihrte
Bundesprogramm , KitaPlus” und welche Moglich-
keiten sieht er, einen Teil der hierfiir vom Bund zur
Verfugung gestellten Mittel fur einzelne Kindertages-
einrichtungen beziehungsweise Tagespflegepersonen
im Land Bremen abzurufen?

Drittens: Welche Mdoglichkeiten sieht der Senat, in-
teressierte Kindertageseinrichtungen beziehungswei-
se Tagespflegepersonen uber gezielte Werbung auf
dieses Programm aufmerksam zu machen und sie da-
rin zu bestarken, hieraus Mittel zu beantragen, zum
Beispiel fir die Einrichtung von Schlafraumen und
die Erstattung von Sachkosten und Ausgaben fur
Qualifizierungen?

Prasident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Frau Senatorin Dr. Bogedan.

Senatorin Dr. Bogedan: Herr Prasident, sehr geehr-
te Damen und Herren! Fur den Senat beantworte ich
die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: In den meisten Kindertageseinrich-
tungen der beiden Stadtgemeinden werden auller-
halb der Regelbetreuung und -féorderung in den Rand-
zeiten zusatzliche Frih- und Spatdienste angeboten
und im Rahmen der Zuwendungen gefordert. Diese
werden entsprechend den Bedarfen der Familien
und damit an deren Lebensrealitaten ausgerichtet.
Die Elternvertretungen werden an der Planung be-
teiligt. Die maximale tagliche Betreuungsdauer fur
das einzelne Kind in Kindertageseinrichtungen ist lan-
desgesetzlich auf zehn Stunden begrenzt.

Sind in Einzelfdllen besondere Betreuungsnotwen-
digkeiten fir Kinder in Kindertageseinrichtungen er-
forderlich, kann erganzende Kindertagespflege ge-
wahlt werden. Laut Richtlinie zur Férderung und Be-
treuung von Kindern durch Kindertagespflegeperso-
nenim Land Bremen vom 25. September 2008 kann
Kindertagespflege zu unterschiedlichen Betreuungs-
zeiten stattfinden. Nacht- oder Wochenendbetreuung
ist ebenfalls moglich, wenn sorgeberechtigte Perso-
nen Schichtdienst verrichten. In diesen Konstellatio-
nen kann es auch zu mehr als den im Regelfall ma-
ximal vorgesehen 60 Betreuungsstunden pro Woche
kommen.

Fur auBergewohnliche Betreuungszeiten, also vor 7.00
Uhr und nach 19.00 Uhr, werden Zuschlage in Hohe
von 25 Prozent, sowie an Sonn- und Feiertagen wer-
den den Tagespflegepersonen Zuschlage in Hohe von
50 Prozent zu ihrem normalen Stundensatz gezahlt.

Zu Frage zwei: Der Senat begrufit grundsatzlich die
Forderung von besonderen Betreuungszeiten durch

das Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frau-
en und Jugend. Dabei muss aber die Umsetzung sei-
tens der Trager gewollt und organisatorisch sowie
wirtschaftlich sinnvoll sein, denn die Trager miissen
sich eigenstandig bewerben. Dies kann nicht durch
die Freie Hansestadt Bremen erfolgen. Bei der Er-
orterung der Forderungsmoglichkeiten wurden die
begrenzte Forderdauer von drei Jahren, die nur
schwer raumlich zu konzentrierende Nachfrage und
notwendige arbeitsrechtliche Klarungen in Verbin-
dung mit relativ kurzfristigen und komplexen Antrags-
verfahren als Hurden gesehen. Insgesamt kommt der
Senat nach Vorstellung des Programms bei den Tra-
gern zu der Erkenntnis, dass die Programmstruktur
fir die bremischen Einrichtungen nicht attraktiv genug
ist, um im nennenswerten Umfang Bundesmittel ein-
zuwerben.

Zu Frage drei: Der Senat stellt Bundesprogramme
wie ,KitaPlus"” in den entsprechenden Fachgremien
vor, in denen freie und offentliche Trager vertreten
sind. Die weitergehende Information einzelner Ein-
richtungen ist Sache der einzelnen Trager.

So wurde das Programm , KitaPlus" den Tragern der
Kindertageseinrichtungen und ,Pflegekinder in Bre-
men” — PiB — am 9. September 2015 in der Sitzung
der AG nach Paragraf 78 SGB VIII vorgestellt und
empfohlen. In der Stadtgemeinde Bremerhaven wur-
den die Trager von Kindertageseinrichtungen und die
in der Tagespflege tatigen Personen tiber dieses
Bundesprogramm bereits informiert. Mit einzelnen
Tragern wurden hierzu auch weiterfithrende Gespra-
che gefiihrt; eine sich daraus ergebene Antragstellung
ist bisher nicht erfolgt. — Soweit die Antwort des Se-
nats!

Prasident Weber: Frau Kollegin Dr. Miuller, haben
Sie eine Zusatzfrage?

Abg. Frau Dr. Miiller (Biindnis 90/Die Griinen): Ist
dem Senat bekannt, ob das in der Antwort beschrie-
bene Angebot an Randzeitenbetreuung, das wir im
Land Bremen vorhalten, fiir Tatige in Schichtdiensten
und an Wochenenden bisher fiir den Bedarf ausrei-
chend ist?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Dr. Bogedan: Dafir gibt es keine Erhebun-
gen, weil wir nicht feststellen konnen, welches der
objektive Bedarf ist. Wir konnen nur von der Nach-
frage ausgehen. In der Kombination mit der Moglich-
keit, Kindertagespflegepersonen erganzend fur die
Betreuung einzusetzen, scheint zumindest der Bedarf,
den wir in den Nachfragen abgebildet bekommen,
gedeckt zu sein.

Prasident Weber: Frau Senatorin, eine weitere Zu-
satzfrage durch die Abgeordnete Frau Leonidakis!
— Bitte, Frau Kollegin!
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Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE): Frau Senatorin,
nehmen Sie zur Kenntnis, dass angesichts von Stun-
densatzen von Pflegepersonen pro Kind von 2,27 Euro
der Anreiz fir Tagespersonen, ein einzelnes Kind zu
Randzeiten zu betreuen, relativ niedrig ist? Auch bei
25 Prozent Zuschlag kommen nur rund 3 Euro heraus.
Fur solch einen Stundensatz wird keine einzige Ta-
gespflegeperson bereit sein, zu Randzeiten ein Kind
zu betreuen. Nehmen Sie diesen faktischen Aus-
schluss der Moglichkeit, die Sie vorhin angefthrt
haben, zur Kenntnis?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Dr. Bogedan: Es fallt mir schwer, das zur
Kenntnis zu nehmen, denn das Faktum ist ein ande-
res. Das Faktum ist, dass es stattfindet.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Ich habe es gehort. Wenn das der Kenntnisnahme ent-
spricht, dann ja. Nein, das Faktum ist ein anderes,
denn es findet statt.

Prasident Weber: Frau Kollegin, eine weitere Zusatz-
frage? — Bitte sehr!

Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE): Konnen Sie sa-
gen, in welchem Umfang?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Dr. Bogedan: Das kann ich [hnen aus dem
Kopf nicht sagen. Das musste ich recherchieren. Dann
misste ich mit dem PiB Kontakt aufnehmen.

Prasident Weber: Eine weitere Zusatzfrage? — Bitte
sehr!

Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE): Ich wiirde da-
rum bitten! Ich kann Ihnen aus der Praxis berichten.
Wir haben hier Arbeitszeiten aulerhalb der regula-
ren Betreuungszeiten in Kindertageseinrichtungen.
Ich kann Thnen aus meiner persénlichen Erfahrung
berichten, dass sich keine einzige Tagespflegeperson
bereit erklart hat, diese Betreuung zu ibernehmen.

Prasident Weber: Das war eine Feststellung. Frau Se-
natorin, eine weitere Zusatzfrage durch den Abge-
ordneten Mustafa Oztirk! — Bitte, Herr Kollege!

Abg. Mustafa Oztiirk (Biindnis 90/Die Griinen): Meine
Frage bezieht sich auf die Bundesforderprogramme.
Gibt es bereits Ruckmeldungen aus anderen Bundes-
landern, die helfen, die in der Antwort genannte Kritik
zu verbessern?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Dr. Bogedan: Dartiber hatten wirleider noch
keine Gelegenheit zu beratschlagen. Wir haben das
nattrlich entsprechend an das BMFJ zurtiickgemel-
det und sind in Gesprachen dartiiber, ob man nicht
eine Anpassung gestalten kann, die das besser in die
Praxis umsetzbar macht.

Prasident Weber: Frau Senatorin, eine weitere Zu-
satzfrage von der Abgeordneten Frau Boschen! - Bitte
sehr!

Abg. Frau Boschen (SPD): Frau Senatorin, die Dar-
stellung zeigt aus meiner Sicht, dass das alles so ist,
wie es sein sollte, und es kein Problem gibt. Wir er-
leben aber immer wieder als Begrindung zum Bei-
spiel fiir eine Nichtaufnahme einer Erwerbstatigkeit
insbesondere von Alleinerziehenden, dass das Pro-
blem der Kinderbetreuung genannt wird. Haben Sie
eine Erklarung dafur?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Dr. Bogedan: Das ist das, was ich eben
versucht habe darzustellen, dass wir den faktischen
Bedarf nicht kennen, weil wir keine Erhebungen
daruber anstellen, was sozusagen ein realer Bedarf
bei Eltern ware. Das wird nicht erhoben. Das heil3t,
wir koénnen nur von dem ausgehen, was tatsachlich
nachgefragt und bedient wird. Dass wir in der Kin-
dertagesbetreuung im Land Bremen noch einen er-
heblichen Schritt nach vorn zu machen haben, ist,
glaube ich, bekannt. Der Wunsch, dass wir mehr El-
tern in Arbeit halten und das auch durch Kinderbe-
treuung absichern wollen, ist geteilte Meinung im Se-
nat. Dem gelten unsere ganzen Bemiithungen beim
Ausbau der Kindertagesbetreuung, fiir die wir erheb-
liche Mittel einsetzen wollen.

Prasident Weber: Frau Kollegin, eine weitere Zusatz-
frage? — Bitte sehr!

Abg. Frau Boschen (SPD): Das heif3t, ich verstehe Sie
so, dass auch Sie die Notwendigkeit sehen, hier starker
darauf zu schauen, wo es tatsachlich an Tagesbe-
treuung fehlt. Ach dort, wo der Bedarf bisher gar nicht
angemeldet wurde, besteht ja durchaus die Moglich-
keit, dass es einen Bedarf gibt. Das bezieht sich auf
ganz bestimmte Stadtteile. Das bezieht sich auf ganz
bestimmte Personengruppen.

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Dr. Bogedan: Das teile ich insofern, dass
wir uns im Senat festgelegt haben, dass wir eine
nachholende Entwicklung in der Kindertagesbe-
treuung machen, um genau in den Stadtteilen, in
denen Eltern ihre Rechte noch nicht so massiv ein-
fordern, sondern die Betreuung eher zu Hause orga-
nisieren, wenn sie eine ablehnende Position bekom-
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men, voranzukommen. Genau darum geht es. Das
meint der Begriff der aufholenden Entwicklung in der
Kindertagesbetreuung.

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Frau Senatorin, eine weitere Zu-
satzfrage durch die Abgeordnete Frau Aulepp! - Bitte
sehr!

Abg. Frau Aulepp (SPD): Frau Senatorin, teilen Sie
meine Auffassung, dass die von der Kollegin Frau
Leonidakis und von der Kollegin Frau Boschen ge-
rade geschilderte Situation nicht nur durch Kinder-
tagesbetreuung, sondern auch durch familienzeit-
freundliche Arbeitsbedingungen insbesondere fur
Frauen und fiir Manner, die mit ihren Kindern be-
schaftigt sein wollen, ein Losungsansatz ist, den wir
verfolgen mussen?

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)
Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Dr. Bogedan: Frau Aulepp, das teile ich
nachdrucklich. GleichermalBen gilt, dass wir das er-
moglichen miissen, was wir ermoglichen kénnen. Es
ist immer schwierig, die Betriebe dazu zu bekommen,
familienfreundliche Arbeitszeiten anzubieten. Ich bin
mit den Unternehmen im Gesprach. Ich glaube, das
ist ein ganz wichtiges Thema, das auch die Frage der
Fachkrafteentwicklung in Bremen betrifft. Wir mis-
sen ein gutes Zusammenspiel bekommen, dass die
Betriebe ihrer Verantwortung gerecht werden, fami-
lienfreundliche Arbeitszeiten anzubieten, Moglich-
keiten fur Familien anzubieten, Arbeit und eine Voll-
zeitberufstatigkeit zu vereinbaren. Gleichzeitig ist es
auch Aufgabe, dass wir ausreichend Betreuungsmaog-
lichkeiten zur Verfliigung stellen. Das ist genau die
Aufgabe, die wir ,vor der Brust haben”.

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
VOr.

Die zehnte Anfrage steht unter dem Betreff ,Nach-
rangigkeit der Ausbildungsgarantie”. Die Anfrage
ist unterzeichnet von den Abgeordneten Frau Strunge,
Frau Vogt und Fraktion DIE LINKE.

Bitte, Frau Kollegin Strunge!

Abg. Frau Strunge (DIE LINKE): Wir fragen den Se-
nat:

Erstens: Was bedeutet die vom Senat in der Antwort
vom 19. Januar 2016 festgestellte ,Nachrangigkeit
der Programme der Ausbildungsgarantie zu den Mog-
lichkeiten des SGB II und SGB III" konkret fir er-
werbslose Jugendliche mit Ausbildungsbedarf?

Zweitens: Aus welchen Rechtsvorschriften oder Ver-
waltungsanweisungen ergibt sich diese Nachrangig-

keit der Ausbildungsgarantie gegenuber anderen
MaBnahmen?

Drittens: In welcher Weise sind erwerbslose Jugend-
liche mit Ausbildungsbedarf davor geschiitzt, anstelle
von Ausbildung in nicht qualifizierte Arbeit vermit-
telt zu werden?

Prasident Weber: Diese Anfrage wird beantwortet
von Herrn Staatsrat Siering.

Staatsrat Siering: Sehr geehrter Herr Prasident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Fir den Senat
beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Nachrangigkeit bedeutet, dass bei
den jungen Menschen zuerst gepruft wird, ob andere
Foérderméglichkeiten bestehen. Die Uberpriifung so-
wie die Bescheinigung ubernimmt bei der Ausbil-
dungsgarantie in der Regel die Jugendberufsagentur.
Sofern Nachfrage nach Ausbildungsplatzen besteht,
jedoch keine Fordermoglichkeiten im SGB II und
SGB III existieren, konnen Landesmittel eingesetzt
werden.

Zu Frage zwei: Die Ausbildungsgarantie ist Teil des
Beschaftigungspolitischen Aktionsprogramms, BAP.
Das BAP wiederum unterliegt wegen des Europa-
ischen Sozialfonds europaischen Verordnungen. Die
Verordnungen der Europaischen Union Nummer
1303/2013 und Nummer 1304/2013 besagen, dass die
ESF-Mittel und entsprechend auch Landesmittel
nachrangig einzusetzen sind.

Zu Frage drei: Jeder junge Mensch entscheidet
selbst, welcher Tatigkeit er nach der Schule nach-
gehen und in welche er entsprechend vermittelt wer-
den will. Der Senator fiir Wirtschaft, Arbeit und Ha-
fen hat allenfalls Einfluss auf die Rahmenbedin-
gungen, innerhalb derer junge Menschen ihre Ent-
scheidungen treffen. Um den Schritt, ungelernt in die
Berufstatigkeit einzusteigen, moglichst zu vermeiden,
wurde unter dem Leitmotiv ,Kein Jugendlicher darf
verloren gehen" die Jugendberufsagentur geschaf-
fen. Ihre Aufgabe ist es, passende Angebote fir die
jungen Menschen zu finden. — Soweit die Antwort des
Senats!

Prasident Weber: Frau Kollegin Strunge, haben Sie
eine Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Frau Strunge (DIE LINKE): Sie sagten gerade,
dass die Ausbildungsgarantie Teil des BAP sei und
aufgrund der europaischen Richtlinien klar ware, dass
diese Mittel nur nachrangig verwendet werden kon-
nen. Aber soweit mir bekannt ist, konnen Landes-
mittel doch auch so verwendet werden, wie es das
Land vorsieht. Wieso konnen hier die Landesmittel
also nicht gleichrangig oder vorrangig vermittelt
werden, damit Jugendliche direkt die Moglichkeit
haben, die Vorteile der Ausbildungsgarantie zu nut-
zen?

(D)
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Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Siering: Weil die entsprechenden Vorga-
ben das in dieser Reihenfolge so vorsehen, sodass wir
den Einsatz der Landesmittel an dieser Stelle nach
den europdischen Vorgaben nachrangig betrachten
missen. Insofern ist das die zentrale Aufgabe fest-
zu-stellen, ob die Ausbildungsreife vorliegt oder nicht,
inwieweit durch die entsprechenden Bescheinigun-
gen, die dort erstellt werden, die Ausbildungsgarantie
greift und so fur die Jugendlichen zur Verfugung steht.
Vorrangig ist aber zunachst zu sehen, welche Mittel
hier eingesetzt und verwendet werden durfen. Durch
die europadischen Restriktionen sind uns die Hande
gebunden, hier die Nachrangigkeit einzufiithren.

Prasident Weber: Frau Kollegin, eine weitere Zusatz-
frage? — Bitte!

Abg. Frau Strunge (DIE LINKE): Sieht es der Senat
als sinnvoll an, dass die Ausbildungsgarantie nach-
rangig verwendet wird?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Siering: Die Situation ist so, dass wir hier
eine Prufung haben, ob die sogenannte Ausbildungs-
reife, die Berufsbildungsreife, vorliegt. Sollte sie nicht
vorliegen, gibt es entsprechende FordermafBinahmen,
die eingeleitet werden konnen. Dem geht eine Pru-
fung durch die Agentur beziehungsweise das Job-
center voraus. Wenn man dort zu der Entscheidung
kommt, dass die Berufsbildungsreife nicht vorliegt,
wird diese mit der entsprechenden Bescheinigung
versehen, sodass der Weg frei ist, in die Ausbildungs-
garantie zu gelangen. Dort ist das zentrale Element,
wie ich gerade zu skizzieren versucht habe, ,Keiner
darf verloren gehen”, dass gerade diese Ausbildungs-
garantie iiber die Berufsausbildungsreife hergestellt
wird, damit junge Menschen so qualifiziert werden
konnen, dass sie einen regularen Berufsweg einschla-
gen konnen.

Prasident Weber: Frau Kollegin, eine weitere Zusatz-
frage? — Bitte!

Abg. Frau Strunge (DIE LINKE): Wenn wir uns das
SGB II anschauen, so steht darin, dass Jugendliche
unverzuglich in Ausbildung oder in Arbeit vermittelt
werden sollen. Ich stelle mir die Frage: Inwieweit wird
durch die Jugendberufsagentur verhindert, dass Ju-
gendliche, wenn sie nicht direkt in eine Ausbildung
vermittelt werden konnen, eher in eine ungelernte
Tatigkeit vermittelt werden, weil das vielleicht ein-
facherist, und ihnen so der Zugang zu einer Ausbil-
dung verwehrt wird, was doch eigentlich nicht im
Sinne des Senats sein kann?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Siering: Das ist richtig, das kann nicht im
Sinne des Senats sein. Dennoch ist es so, junge Men-
schen haben eine freie Wahlmdéglichkeit, und wenn
die jungen Menschen die Wahlméglichkeit nutzen
und sagen, sie gehen ungelernt in eine Berufstatigkeit;
also, wir haben eine freie Berufswahl in der Bundes-
republik. Diese gilt auch fur Jugendliche. Das heift,
wenn sie sich auf den Weg machen und diesen Weg
einschlagen wollen, versuchen wir, ihnen durch ent-
sprechende Beratungsangebote aufzuzeigen, dass es
vielleicht sinnvoll ist, diese Ausbildung zu machen.
Verhindern, wie Sie es vorgeschlagen haben, wer-
den wir es nicht konnen. Dafir gibt es die Freiheit
der jungen Menschen, dies selbst zu entscheiden.

Prasident Weber: Frau Kollegin, eine weitere Zusatz-
frage? — Bitte!

Abg. Frau Strunge (DIE LINKE): Mich wiirde inter-
essieren, ob Sie mir sagen beziehungsweise garan-
tieren konnen, dass die Jugendberufsagentur der Ver-
mittlung in Ausbildung den Vorrang gegentiber der
Vermittlung in eine ungelernte Tatigkeit gibt.

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Siering: Garantien abzugeben ist naturlich
schwierig fur Einrichtungen, mit denen ich selbstver-
standlich eine enge Arbeitsbeziehung, aber auf die
ich keinen unmittelbaren Einfluss in dieser Form habe.
Aberich kann Ihnen versichern, dass es in jedem Fall
unser Bestreben ist, dort diesen Weg einzuschlagen,
die Beratungen so durchzufiihren, da es naturlich
sinnvoller ist, dass die Menschen eine Ausbildung
machen als zunachst zu versuchen, das sogenannte
schnelle Geld zu verdienen, was am Ende als Bume-
rang zuruckkommt. Das sollte in jedem Fall unser Be-
streben sein.

(Beifall SPD)

Prasident Weber: Herr Staatsrat, eine weitere Zusatz-
frage des Abgeordneten Schafer! Bitte, Herr Scha-
fer!

Abg. Schaier (ALFA): Herr Staatsrat Siering, Sie er-
wahnten die vorangehende Prifung der Ausbildungs-
reife. Haben Sie Zahlen dartiber, bei wie vielen Ju-
gendlichen in Bremen eine solche Ausbildungsreife
gepruft wurde und bei welchen diese nicht vorliegt?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!
Staatsrat Siering: Ich habe sie leider nicht prasent,
wurde sie aber gern nachliefern. Das wtirde ich Ih-

nen dann gern direkt zustellen.

Prasident Weber: Herr Abgeordneter, haben Sie eine
weitere Zusatzfrage? — Bitte sehr!
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Abg. Schafer (ALFA): In diesem Zusammenhang
wiurde mich interessieren, bei wie vielen dieser Ju-
gendlichen, bei denen keine Ausbildungsreife vor-
liegt, dennoch ein Schulabschluss vorliegt.

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!
Staatsrat Siering: Das will ich gern mitliefern.

Prasident Weber: Weitere Zusatziragen liegen nicht
vor.

Meine Damen und Herren, damit ist die Fragestun-
de beendet.

Recht auf Familie muss fiir Alle gelten — keine Ein-
schrankung beim Familiennachzug fiir Gefliichtete!
Antrag der Fraktion DIE LINKE

vom 2. Dezember 2015

(Drucksache 19/193)

Wir verbinden hiermit:

Asylpaket IT unterstiitzen — Zuzug von Fliichtlingen
nach Bremen begrenzen — Integration fordern!
Antrag (Entschliefung) der Fraktion der CDU
vom 4. Februar 2016

(Drucksache19/260)

sowie

Durchsetzung der Ausreisepilicht von Serienstrafta-
tern erleichtern

Antrag der Fraktionen der SPD und Biindnis 90/
Die Griinen

vom 16. Februar 2016

(Drucksache 19/276)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Maurer.
Die gemeinsame Beratung ist eroffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Leonidakis.

Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE)*): Sehr geehrter
Herr Prasident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Vor
einigen Tagen hatte ich die Freude, Leoluca Orlando,
den Burgermeister von Palermo, zu treffen. Die sizi-
lianische Stadt ist aus geografischen Griinden tag-
taglich erster Ankunftsort fur viele Tausend Verzwei-
felte, teilweise dem Tode nahestehende Kinder, Frau-
en und Manner, und viel zu oft kommen sie nur noch
leblos an.

Wie reagiert Palermo? Die Stadt fordert eben keine
Abschottung oder Reduzierung der vielen Schutz-
suchenden. Die Menschen dort fordern nicht, Flich-
tende auszusieben, und sie rufen nicht nach Frontex
oder gar der NATO, um die Grenze zu schiitzen statt
die Menschen. Nein, die Stadt Palermo und ihr Biir-
germeister haben im letzten Jahr eine Charta verfasst,
die fordert: Migration nicht als Problem begreifen,
sondern internationale Freizugigkeit als unveraufer-
liches Menschenrecht verankern!

(Beifall DIE LINKE)

Ich finde das visionar und innovativ. Charaktereigen-
schaften, die ich in der bundesdeutschen Debatte
extrem vermisse. In der Diskussion hier werden vor
allem die lauten Stimmen wahrgenommen. Das Het-
zen der Wutburgeraufmarsche, an deren Speerspitze
sich nicht selten AfD-Funktionare stellen und an denen
allzu oft organisierte Nazis beteiligt sind, geht durch
die bundesweiten Medien und dartber hinaus.

Die CSU will die Regierung, deren Teil sie ja selbst
ist, auf Obergrenzen verklagen und bezichtigt sie der
Herrschaft des Unrechts. Die AfD-Bundesvorsitzende
schreckt nicht einmal davor zurtick zu fordern, auf
Fliichtende zu schieBen, um sie fernzuhalten. Diese
unfassbare Verrohung der Debatte muss allen Demo-
kratinnen und Demokraten eine Warnung sein.

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Grunen)

Wenn pure Menschenverachtung salonfahig wird,
eine Partei ungestraft SchieBbefehle auf Schutzlose
fordern kann, dann lauft hier etwas grundlegend
schief.

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Es hat ein Uberbietungswettbewerb eingesetzt da-
rum, wer die meisten Abschiebungen fordert, wer das
nachste Tabu bricht, wer das niedrigste Stammtisch-
niveau bedient. Dieses Wettschreien ist brandge-
fahrlich, wie die massive Haufung rassistischer Uber-
griffe auf Gefliichtete und auf ihre Unterkiinfte zei-
gen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Damit will am Ende niemand etwas zu tun haben.

Wenn aber einst Unsagbares wieder sagbar wird, dann
fallen auch andere Tabus. Wer Menschengruppen
diskreditiert, ihre Wirde relativiert und sie verbal at-
tackiert, der leistet der physischen Umsetzung des-
sen Vorschub.

Der Vorschub kommt seit einiger Zeit von ganz
oben, namlich von der Bundesregierung. In aktio-
nistischer Hektik werden Selektion, Isolation, Men-
schenunwiirde und Deportation in Paket um Paket
gepackt. Heute wird das zweite sogenannte Asylpaket
im Schnellverfahren im Bundestag beschlossen.

(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Deportation?)

Ist Englisch fiir Abschiebung! Das dritte Paket ist schon
angekundigt.

(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Das konnte man auch
rugen!)
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Ich hatte mir gewtnscht, dass mit der gleichen
Energie und Entschlossenheit fiir ausreichend Wohn-
raum, fur genug Schul- und Kitaplatze fir alle ge-
sorgt worden ware. Das ist seit Jahren tuberfallig.

(Beifall DIE LINKE)

Stattdessen verpackt die Bundesregierung zynische
Scheinl6sungen und verkauft diese Kleingeistigkeit
als den groBen Wurf. Das Grundrecht auf Asyl kntuipft
sie an die Residenzpflicht. Fiir Menschen aus will-
kdrlich als sicher definierten Landern wird das Asyl-
recht quasi ausgehebelt. Ihr Antrag soll von nun an
innerhalb einer Woche abgelehnt und abgehakt wer-
den.

Das sogenannte Asylpaket misste also zutreffender
Asylverhinderungspaket genannt werden. Die Men-
schen aus den sogenannten sicheren Herkunftsstaaten
sollen sich nach dem Willen der Bundesregierung zwar
physisch auf dem Bundesgebiet befinden dirfen, mehr
aber auch nicht. Sie sollen keinerlei Kontakt zur Ge-
sellschaft aufbauen, Integrationsbemuhungen sind
ihnen gar verboten. Sie sollen nach der berihmt-be-
riuchtigten deutschen Ordnungsliebe kiinftig fein sau-
berlich in separate Isolationslager aussortiert und sys-
tematisch von hier entfernt werden,

(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Was ist das fur eine
Sprache?)

als seien Sie ein storender Stachel im Fleisch.

(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Was ist das fur eine
Sprache hier?)

Bei derartiger Ausgrenzung ist auch die Bremer
CDU immer ganz schnell, wie sie auch jetzt wieder
mit ihren vermeintlich sicheren Herkunftsstaaten in
ihrem Antrag fordert.

(Beifall DIE LINKE — Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Was
wollen Sie uns mit [hrer Sprache eigentlich sagen?)

Herr Hinners, ganz ruhig!

(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Das hat mit Ruhe nichts
zu tun! Das ist unglaublich!)

Herr Burgermeister Dr. Sieling hat mit Verweis auf
die Menschenrechtslage der Einstufung von Marokko,
Algerien und Tunesien eine Absage erteilt. Das fin-
den wir inhaltlich richtig.

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Grinen)

Die Lage in der von Marokko besetzten Westsahara
wird ja spater noch diskutiert. Bremens Klarheit setzt
sich positiv von Herrn Kretschmanns Ausverkauf der
Menschenrechte ab.

(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bliindnis 90/Die Grunen]|: Die
Griinen in Bremen tun dies auch!)

Der Punkt der angeblich sicheren Herkunftsstaaten
wiire im Ubrigen eine Chance fiir die Bremer CDU
gewesen, die hehren Worte von gestern zu Menschen-
rechten konkret umzusetzen. Ich bin gespannt, wie
Sie sich spater zu dem Antrag aullern.

Sie schreiben in Threm Antrag von Missbrauch
gesundheitlicher Abschiebehindernisse. Aus meiner
Sicht ist das eine pauschale Diskreditierung, Kolle-
ginnen und Kollegen. Psychische Erkrankungen sollen
Threm Willen nach Abschiebungen nicht mehr ent-
gegenstehen. Ich kann Thnen nur empfehlen: Spre-
chen Sie doch einmal mit Refugio, einer Einrichtung,
die auch von Ihnen aus diesem Haus Lob erfahrt, tiiber
die Auswirkungen Ihres Vorhabens, oder horen Sie
auf Fachleute, die nicht gerade unter dem Verdacht
stehen, linksradikal zu sein oder eine Sprache zu be-
nutzen, die Ihnen, Herr Hinners, nicht gefallt,

(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: So wie Sie, oder was?
Sie als Fachfrau?)

wie die Bremer Psychotherapeutenkammer. Sie
schreibt in einer Stellungnahme, das Asylpaket stelle
psychisch Kranke unter Generalverdacht, ihre Krank-
heit nur vorzutauschen, obwohl 40 Prozent von ih-
nen bereits Suizidgedanken oder -versuche getatigt
haben. In Bremen wird ziemlich genau die Halfte der
Menschen im Duldungsstatus aufgrund von gesund-
heitlichen Griinden nicht abgeschoben. Fiir einen Teil
dieser uber 1 000 Personen ist das Asylpaket eine reale
Gefahr, weil sie nach fachfremder Definition der Bun-
desregierung nicht mehr sterbenskrank und damit
abschiebungsfahig sind. Die Kammer kritisiert, dass
es praktisch unmoglich sei, wie im Gesetz vorgeschrie-
ben, innerhalb einer Woche eine arztliche Stellung-
nahme zu bekommen. Das von der CDU hier so ge-
lobte Gesetz verhindert die Berucksichtigung teils
schwerwiegender Krankheiten.

Was das bedeutet, wissen die Dienstdlteren von Ih-
nen vielleicht noch. Bis zum Jahr 2011 griff die Bre-
mer Auslinderbehérde auf Arzte zuriick, die mit
samtlichen medizinischen Gutachten — so pries man
sich selbst — zur Reisefdahigkeit kranke Fliichtlinge ge-
sundschrieben. Es ging um schwer traumatisierte
Personen. Herr Hinners, Sie waren damals auch hier
in der Birgerschaft.

(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Mein Name ist vom Bruch,
nicht Hinners!)

Herr Hinners sitzt direkt hinter Thnen!

(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Gut!)

Es ging um schwer traumatisierte Personen, deren
geplante Abschiebung von Gerichten gestoppt wer-
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den musste. Damals raumte der Senat ein, dass meh-
rere Personen rechtswidrig abgeschoben werden soll-
ten. Senator Maurer enthob den verantwortlichen
Abteilungsleiter seiner Position und bedauerte — O-
Ton — die fehlerhafte Bearbeitung in diesem aufierst
sensiblen Bereich.

Heute braucht es dafiir keine Abschiebedrzte mehr.
Die Bundesregierung erledigt das und schreibt Kranke
einfach pauschal per Gesetz gesund. Ich finde, das
ist hochgradig zynisch, meine Damen und Herren!

(Beifall DIE LINKE — Abg. Dr. vom Bruch [CDUJ: Zy-
nisch ist Ihre Sprache!)

Ich kann mir vorstellen, Herr Dr. vom Bruch, dass die
Wahrheit fur Sie schwer ertraglich ist!

(Abg. Tschope [SPD]: Recht hat er schon, Frau Leo-
nidakis!)

Die Kammer beschreibt den Gesetzentwurf ——.

(Abg. Tschope [SPD]: Die Sprache, die Sie sich an-
gewohnt haben, ist geschichtlich durchaus belastet!
— Beifall SPD, CDU, Bundnis 90/Die Grunen, FDP,
ALFA)

Was denn zum Beispiel?

(Abg. Tschope [SPD]: Wer einen Rechtsstaat mit der
Sprache ,Selektion” und ,Deportation” beschreibt,
sollte sich geschichtlich noch einmal schlau machen!
— Beifall SPD, CDU, Biindnis 90/Die Griinen, FDP,
ALFA - Abg. Leidreiter [ALFA]: Das sind keine Ein-
zelfalle!)

Es scheint ja hier zum Hobby geworden zu sein, sich
an einzelnen — -. Na ja, egal!

(Abg. Kastendiek [CDU]: Das ist leider nicht egal!)

Die Psychotherapeutenkammer beschreibt den Ge-
setzentwurf als voreingenommen und stigmatisierend
und teilt die treffende Bewertung der Arbeitsgemein-
schaft Migrationsrecht des Bremischen Anwaltsver-
eins, der die SPD-Parteizentrale vor einigen Tagen
besucht hat. Sie sagen, das Asylpaket Il gefahrdet das
Leben von geflichteten Menschen und ist verfas-
sungswidrig.

Doch damit nicht genug! Das Asylpaket, dessen mo-
ralische Unterstitzung sich die CDU von dieser Bir-
gerschaft wiinscht, beinhaltet einen weiteren Angriff
auf fundamentale Grundrechte. Gefliichtete mit sub-
sididarem Schutz sollen kunftig ihre Familie erst zwei
Jahre spater nachholen konnen. Subsidiarer Schutz
bedeutet, dass einer Person im Falle einer Abschie-
bung unmenschliche Behandlung oder Gefahr an Leib
und Leben droht. Sie erhalt ein Abschiebeverbot und

ihr wird der sogenannte subsidiare Schutz erteilt. Die-
sen Status bekommen derzeit vor allem Menschen
aus Somalia, aus Eritrea und Afghanistan, in Zukunft
vermutlich auch wieder mehr aus Syrien; das hat In-
nenminister de Maiziere schon angekiindigt.

(Glocke)

Menschen aus diesen Landern fliichten also vor ei-
ner anerkannten Lebensgefahr. Sie miissen illegale
Fluchtwege nehmen und werden mittlerweile in Eu-
ropa durch mehrere Zaune und SchlieBungen an den
Schengen-Grenzen gestoppt.

Erst im letzten August hatte der Bundestag endlich
auch subsidiar Schutzberechtigte

(Glocke)

wie den Asylberechtigten das Recht auf den Familien-
nachzug zugesprochen und damit ermoéglicht, dass
wenigstens den Angehorigen der gefahrliche Weg
erspart wird. Auf mehr zum Familiennachzug kom-
me ich in der zweiten Runde zu sprechen. — Danke
schon!

(Beifall DIE LINKE)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Rowekamp.

Abg. Rowekamp (CDU): Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Nachdem wir im Herbst letzten Jahres zum Thema
der Fluchtlingspolitik eine —ich will es einmal so sagen
— sehr lebhafte Debatte hatten, habe ich mir heute
vorgenommen, dass wir versuchen sollten, die gro-
Ben Probleme, die viele Menschen in Deutschland,
aber auch in Bremen und Bremerhaven umtreiben,
in eine etwas sachlichere und ruhigere Atmosphare
zu fihren. Das fallt nach Ihrem Debattenbeitrag, Frau
Leonidakis, ein wenig schwer, aber ich mochte den
Einstieg deshalb bewusst nicht anhand Ihrer Rede,
sondern anhand einer Vorbemerkung wahlen.

Wenn wir darauf zuriickschauen, was Deutschland,
Bremen, aber auch Bremerhaven in den letzten 70
Jahren geleistet haben in ihrer Verantwortung fir
Flichtlinge nach den Grauen des Zweiten Weltkriegs,
egal, ob sie in ihrer Heimat verfolgt wurden und in
Deutschland Schutz gesucht haben oder vor Buirger-
krieg und Vertreibung geflohen sind, so ist dies be-
merkenswert. Unabhangig von der jeweiligen poli-
tischen Regierung, von Bayern bis Schleswig-Holstein,
ist Deutschland seiner Verantwortung in der Welt und
gegenuber den Fluchtlingen in der Vergangenheit
in vorbildlicher Weise nachgekommen.

(Beifall CDU, SPD, ALFA)

(D)
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Ich sage fur die CDU-Fraktion ganz offen: Mir ware
es am liebsten, es ware alles so geblieben, wie es im
Jahr 2014 war. Ja, es stimmt, wir haben das Schengen-
Abkommen auch als Deutsche nicht eins zu eins
umgesetzt. Ja, es stimmt, wir haben als Deutsche auch
nicht darauf gedrungen, dass die Aulengrenzen nach
dem Dublin-III-Abkommen eins zu eins so geschiitzt
werden, wie es eigentlich Vertragslage war. Ja, es
stimmt, wir waren bei der Einordnung von Birger-
kriegsiliichtlingen unter die Genfer Fluchtlingskon-
vention bis 2014 in allen Landern in Deutschland groS3-
zugiger, als es der Gesetzeswortlaut hergegeben hat.
Ja, es stimmt, wir haben auch aus humanitaren Grin-
den die eine oder andere Duldung mehr erlaubt, als
wir rechtlich dazu verpflichtet gewesen waren. Das
mochte ich vorweg sagen. Bei aller Unterschiedlichkeit
der Schwerpunktsetzungen im Detail war dies der ge-
sellschaftliche Konsens in Deutschland bis zum Jahr
2014, und ich habe die Hoffnung und Erwartung, dass
wir auch die anstehenden groen Probleme, die wir
zurzeit wegen des hohen Zustroms von Flichtlingen
haben, im Respekt vor dieser historischen Leistung
in Deutschland, Bremen und Bremerhaven auch in
Zukunft bewaltigen, meine Damen und Herren.

(Beifall CDU, SPD, Buindnis 90/Die Griinen)

Deshalb mochte ich eine zweite Vorbemerkung
machen, weil ich, wie viele andere auch — ich den-
ke, ja, ich wirde fast sagen, 99 Prozent dieses Hau-
ses — entsetzt dartiiber bin, was sich in Bautzen und
Clausnitz in den letzten Tagen ereignet hat. Ich fin-
de, dass sowohl Deutschland seine humanitare Sei-
te in den letzten Jahrzehnten gezeigt hat, aber ich
finde auch, dass sich die Menschen, die aus fremden
Religionen, aus fremden Ethnien, aus fremden Léan-
dern zu uns gekommen sind, bis auf wenige Einzel-
falle iberwiegend gutin unsere Gesellschaft integriert
haben, dass sie unsere Gesetze und Grundrechte
achten und respektieren und ein wertvoller Teil un-
serer deutschen Gesellschaft geworden sind.

(Beifall CDU, SPD, Biindnis 90/Die Griinen, FDP)

Ich habe den Eindruck, dass mancher, der auf die-
sen Wegen zu uns gekommen ist, von unseren Men-
schenrechten mehr versteht als mancher, der in Baut-
zen und Clausnitz in den letzten Tagen laut das Wort
ergriffen hat.

(Beifall CDU, FDP, ALFA)

Wenn wir schon bei der Sprache sind, will ich noch
einmal ausdricklich in Richtung DIE LINKE sagen:
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wer in einer
solchen Debatte Begriffe wie Selektion und Depor-
tation oder Abschiebearzte benutzt, der stellt die po-
litische Exekutive in Deutschland in eine wortliche
Reihe mit den schwersten Verbrechen, die von deut-

schem Boden ausgegangen sind, und das weise ich
an dieser Stelle mit Entschiedenheit zuruck.

(Beifall CDU, SPD, FDP, ALFA)

Ich habe schon in der letzten Biirgerschaftsdebatte
etwas erregter darauf hingewiesen, dass man dartiber
streiten kann, welche auch im Parlament vertretene
politische Partei eine grolere Nahe zu totalitaren Sys-
temen und Menschenrechtsverletzungen hatte. Aber
dass Sie die gesamte Gesellschaft, die Bundesregie-
rung und die Koalition in Berlin in eine Reihe mit den
schwersten Verbrechen stellen, die von deutschem
Boden ausgegangen sind, finde ich unverantwortlich,
und das ist von der Sprache her auch vollig unver-
standlich.

(Beifall CDU, SPD, FDP)

Ich sage ganz bewusst: Wenn Sie so weitermachen,
wenn das der Gegenstand Ihrer parlamentarischen
Auseinandersetzung ist, dann werden wir uns in glei-
cher Weise mit Ihrer Geschichte und Ihren inhaltli-
chen Ausfihrungen auch hier im Parlament ausein-
anderzusetzen haben. Ich sage ganz bewusst: Ich
finde, dass wir alle gemeinsam zu Recht stark gegen
die Hetzparolen der AfD argumentieren, und ich stim-
me dem Kollegen Herrn Siikrti Senkal vollstandig zu:
Wenn diese Aussagen Anlass dazu sind, die AfD zum
Beobachtungsobjekt des Verfassungsschutzes in Bre-
men und in Deutschland zu machen, dann werden
Sie die Unterstiitzung auch der CDU-Fraktion in der
Bremischen Burgerschaft haben.

(Beifall CDU, SPD, Bundnis 90/Die Grunen)

Aber genauso vehement, wie wir die Sprache die-
ser Rechtspopulisten zurickweisen, genauso ener-
gisch weise ich Thre linkspopulistischen AuBerungen,
Frau Leonidakis, zurtick.

(Beifall CDU, FDP)

Worum geht es, meine sehr verehrten Damen und
Herren? Es geht darum, dass wir — nicht nur wir,
sondern alle in Europa — dartiiber diskutieren, wie wir
wieder Herr der Lage werden. Ich habe schon ge-
sagt, es geht aus unserer Sicht, aus Sicht der CDU-
Fraktion, eben nicht so weiter mit der Fluchtlings-
politik, wie wir es bis zum Jahr 2014 und auch noch
im Jahr 2015 gemeinsam verabredet haben.

Wie verandert sich die Lage? Ich denke, zunachst ein-
mal ist es wichtig, darauf hinzuweisen, dass sich die
Lage in der Welt verandert hat. Die Menschen, die
bei uns Zuflucht suchen, kommen ja nicht aus Spal3
und guter Laune hierher, sondern hinter jedem die-
ser Menschen steckt ein Schicksal, das, glaube ich,
keiner von uns teilen und mit dem keiner von uns
tauschen mochte. Trotzdem ist es so, dass man zwar
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zu der Auffassung kommen kann — wie die CDU-
Fraktion auch —, dass das deutsche Asylrecht und die
Genfer Flichtlingskonvention nattirlich keine Ober-
grenze kennen. Aber die Integrationsfahigkeit un-
serer Gesellschaft, unsere Systeme von Kinderbe-
treuung uber Schule bis hin zum Arbeitsmarkt ken-
nen sehr wohl eine Obergrenze von Menschen, die
wir in unsere gesellschaftlichen Systeme integrieren
konnen.

Deshalb ist die Frage der Obergrenze nicht so sehr
eine juristische und eine Frage von Tageskontingenten
—von denen ich im Ubrigen auch nichts halte —, son-
dern die Frage: Welche Integrationsleistungen sind
wir in Deutschland bereit und in der Lage zu erbrin-
gen, und wie konnen wir versuchen, moglichst vie-
le Menschen in die Teilhabe an dieser Integrations-
leistung einzubinden, und was bedeutet das fur jene,
die ohne Asylgrund und ohne Anspruch auf Flucht
nach der Genfer Flichtlingskonvention zu uns kom-
men?

Diese Debatte selektiert nicht, sondern sie versucht,
eine Antwort auf die groB3e gesellschaftliche Heraus-
forderung der Integration der Menschen zu geben,
die zu uns kommen wollen und die wir in unserer
Gesellschaft integrieren konnen. Das ist nicht ober-
flachlich und Selektiererei, sondern verantwortungs-
voller Umgang mit der Situation, wie sie sich objek-
tiv darstellt.

(Beifall CDU, FDP)

Ich finde, der franzosische Staatsprasident Francois
Hollande hat recht, wenn er sagt, dass es in Syrien
nicht nur um einen Birgerkrieg geht. Seien wir ehr-
lich: Das, was dort stattfindet, ist — um es mit seinen
Worten zu sagen — ein Weltkrieqg. Dort spielen nicht
nur nationale Interessen und Interessen vermeintli-
cher Separatisten und ethnische Konflikte eine Rol-
le. An dieser Stelle ist das Brennglas von Weltpolitik
sichtbar, wie sich multinationale Interessen in einem
Land kristallisieren und zu verheerenden Zustanden
fuhren. Deshalb ist Deutschland in der Verantwor-
tung, sich einzubringen, um in solchen Krisenregionen
fur eine politische Befriedung zu sorgen sowie dafur,
dass die Menschenrechte auch dort wieder gelten,
wo sie zurzeit verletzt werden. Ich bin der Bun-
deskanzlerin und dem Bundesaufenminister Frank-
Walter Steinmeier sehr dankbar, dass beide mit groBer
Verantwortung Deutschland in den Diskussionen
verantwortungsvoll vertreten, und ich kann sagen:
Ich unterschreibe jeden Satz, der zu diesen Zusam-
menhdngen von der Bundesregierung geauBert wird,
meine Damen und Herren.

(Beifall CDU, SPD)

Die Fliichtlingskrise ist auch eine Debatte um Europa.
Auch dort will ich als Zeugen nicht einen Christde-
mokraten nennen, sondern den Parlamentsprasiden-

ten Herrn Schulz. Ich finde, auch er hat recht. Wenn
man sich die neuesten Ergebnisse der Bertelsmann-
Studie ansieht, dann ist es nicht so, dass die Volker
Europas etwas gegen den Zustrom von Fliichtlingen
haben. Eine Million Fliichtlinge ist fiir Europa bei 508
Millionen Einwohnern in Wahrheit tiberhaupt kein
Problem, wenn nur jede nationale Regierung auch
bereit ware, ihren Beitrag dazu zu leisten.

(Beifall CDU, SPD, Bundnis 90/Die Grinen, FDP)

Deshalb ist Europa nicht wegen seiner Volker in Ge-
fahr, nicht wegen der Menschen, die hier leben und
uberwiegend sagen, wir sind bereit, das Fluchtlings-
problem solidarisch in Europa zu l6sen, sondern es
istin Gefahr, weil einige —namlich die uberwiegen-
de Anzahl, 20 von 28 — nationale Regierungen der
Auffassung sind, dass es hier nicht um Europa, son-
dern ausschlieBlich um ihre nationalen Interessen und
ihren nationalen Populismus geht.

Das ist die Krise, die wir zurzeit in Europa in der
Fluchtlingsdebatte haben.

(Beifall CDU, SPD, Bundnis 90/Die Grunen, ALFA)

Solange das so ist, miissen wir — das soll mein letzter
Beitrag in der ersten Runde sein — natirlich auf der
einen Seite darauf hoffen, dass die Regierungen Eu-
ropas auf ihr Volk horen und nicht auf irgendwelche
nationalistischen Interessen ihres Landes. Wir mus-
sen aber auch darauf hoffen, dass beispielsweise am
7. Marz 2016 die Regierungschefs zu einer gemein-
samen Verabredung kommen, wie sie mit den Flticht-
lingen umgehen konnen. Bis dahin mussen wir, weil
wir als Deutsche besonders betroffen sind, dartiber
nachdenken, welche verantwortbaren nationalen Re-
gelungen wir finden konnen, die auf der einen Sei-
te die gute Tradition und das unverriuckbare Gut der
Hilfe fiir Menschen in Not gewdhrleisten und auf der
anderen Seite unsere Gesellschaft aber eben nicht
uberfordern. Deswegen werben wir hier heute fiir das
Asylpaket II. — Vielen Dank!

(Beifall CDU, ALFA)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Aulepp.

Abg. Frau Aulepp (SPD)*): Sehr geehrter Herr Pra-
sident, meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ich will zuerst auf den Antrag der CDU-
Fraktion eingehen. Liebe Kolleginnen und Kollegen,
die CDU stellt wieder einen Antrag, der auf die be-
schrankenden und repressiven Maflnahmen im Hin-
blick auf die aktuelle Zuwanderung bezogen ist. Die-
ses Mal ist es allerdings nicht das Einzige, was wir
an diesem Antrag kritisieren. Sowohl aus dem An-
trag selbst als auch aus dem Zeitpunkt seines Ent-
stehens und insbesondere der begleitenden Presse-
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arbeit der CDU-Fraktion geht so deutlich wie nie her-
vor, dass es Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen
von der CDU-Fraktion, nicht darum geht, die Probleme
konstruktiv anzugehen, sondern darum, einen Keil
in die Koalition zu treiben. Das, meine lieben Kolle-
ginnen und Kollegen, ist vergeblich! Das wird Ihnen
nicht gelingen!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Esist aber nicht nur vergeblich, sondern auch bedau-
erlich. So deutlich wie in den Eingangsbemerkungen
der Rede von Herrn Rowekamp ist es in der Presse-
arbeit nicht herausgekommen, dass wir gemeinsam
daran arbeiten wollen, uns an der Losung der Pro-
bleme und Herausforderungen zu beteiligen. Ich wiin-
sche mir, dass wir das tatsachlich umsetzen.

(Beifall SPD, Buindnis 90/Die Grunen)

Die CDU, so war zu lesen, will die Koalition zu ei-
nem Bekenntnis zu einem Kompromiss der Gro3en
Koalition im Bund zwingen. Wir lassen uns von der
Opposition nicht zwingen, meine Damen und Her-
ren —ich denke, dasistin diesem Haus schon das eine
oder andere Mal deutlich geworden —, und schon gar
nicht zu einem Bekenntnis zu einer Einigung, zu der
wir nicht als SPD-Fraktion der Burgerschaft, nicht als
Landes-SPD und schon gar nicht als Koalition gekom-
men sind. Das ist nicht unsere Einigung. Das ist die
Einigung der Bundesregierung. Schon allein deshalb
lehnen wir IThren Antrag hier ab.

(Beifall SPD, Buindnis 90/Die Grunen)

Hinzu kommt — ich habe es schon gesagt —, dass in
Threm Antrag wieder die repressiven Anteile am so-
genannten Asylpaket Ilin den Vordergrund gestellt
werden und nicht der Aspekt, dass Zuwanderung bei
gelingender Integration eine grofe Chance und ein
Gewinn fur die Gesellschaft sein konnen und auch
sein werden.

(Beifall Bundnis 90/Die Griinen)

Die Verabredung zu dem in Ihrem Antrag unter Drit-
tens angesprochenen Integrationsgesetz, das auch
Asylpaket III genannt wird, enthalt viele positive und
fir uns und fir unseren Koalitionspartner begriflens-
werte Ideen, integrationsfordernde Mafinahmen und
Hilfe sowohl fir die betroffenen Menschen als auch
fir Lander und Kommunen, die diese Menschen auf-
nehmen. Deshalb ist es besonders wichtig, dass die-
se Ideen und MafBinahmen konkretisiert und umge-
setzt werden. Dafur werden wir bremischen Sozial-
demokratinnen und Sozialdemokraten uns einsetzen
und vehement streiten. Da weifl ich mich auch an der
Seite unserer Bundestagsabgeordneten.

Dass Sie, meine Damen und Herren, insbesondere
und allein in diesem Punkt die Leistungskiirzungen,
zu deren verfassungsrechtlicher Bedenklichkeit ich
von hier aus schon Stellung genommen habe, her-
ausnehmen, ist bezeichnend, aber nicht verwunder-
lich. Das macht uns die Ablehnung des Antrags noch
leichter.

Ich will trotzdem auf ein paar Aspekte eingehen, weil
wir hier noch weitere Antrage zu debattieren haben.
Ich will gar nicht auf die Integrationsgebuhr einge-
hen, die vermutlich das Schicksal der Praxisgebthr,
und das berechtigterweise, teilen wird, weil es ein
bturokratisches Monstrum ohne irgendeine Auswir-
kung ist,

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

sondern ich will zunachst etwas zu den von der CDU
in ihrem Antrag auch explizit genannten sicheren
Herkunftsstaaten sagen. Meine Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen, Lander werden nicht
sicher dadurch, dass man behauptet, sie seien es, und
auch nicht dadurch, dass sich von dort aus viele Men-
schen auf den Weg nach Europa machen. Sie wer-
den auch nicht dadurch sicher, dass wenige Menschen
aus diesen Landern ein Aufenthaltsrecht bekommen.

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Grunen, DIE LINKE)

Die Menschenrechtslage in den Maghreb-Staaten ist
prekar. Zum Beispiel steht dort Homosexualitat un-
ter Strafe. Ich will nicht ins Detail gehen. Ich will nur
noch einmal betonen, dass ich dem Prasidenten des
Senats und unserem Birgermeister deshalb sehr
dankbar bin, dass er diesbeziliglich eine klare Posi-
tion vertritt und sich auf Bundesebene weiterhin fir
sachgerechte und menschenrechtskonforme Losun-
gen und gegen aktionistische Scheinlésungen ein-
setzen wird.

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Grunen, DIE LINKE)

Die Einstufung der Maghreb-Staaten als sichere Her-
kunftslander 16st iberhaupt nicht die realen Proble-
me, die wir aktuell mit Staatsangehorigen dieser Lan-
der haben.

(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bundnis 90/Die Grunen]: So
ist es!)

Die Frage ist nicht, ob die Lander sicher sind. Die Fra-
geist auch nicht, wie schnell die Verfahren abgeschlos-
sen sind. Die Frage ist die der tatsachlichen Ruck-
fihrung von ausreisepflichtigen Personen und die
Rucknahme der ausreisepflichtigen Personen. Die-
ses Problem gehen wir mit unserem, dem Koalitions-
antrag an. An dieser Stelle werbe ich deshalb fur die
Unterstiitzung unseres Antrags!
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(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Ich mochte etwas zum Familiennachzug sagen. Fur
uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten ist
die Ermoglichung eines gemeinsamen Familienlebens
im Exil grundsatzlich eine humanitdre und eine inte-
grationspolitische Aufgabe. Deshalb ist im Juli letz-
ten Jahres auf sozialdemokratische Initiative hin der
aufenthaltsgesetzliche Familiennachzug richtiger-
weise auch auf subsidiar Schutzbedirftige ausgewei-
tet worden,

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen)

auch vor dem Hintergrund, dass sich angesichts der
weltpolitischen Lage auch diese Menschen langer und
womaoglich tber Jahre in Deutschland aufhalten
werden.

Ich sage ganz deutlich: Dass Menschen ohne dauer-
hafte Bleibeperspektive in Deutschland nicht auch
noch ihre Frauen und ihre Kinder in diese unsichere
Situation nachholen sollen, ist vom Grundsatz her
richtig. Wenn aber Vater und Ehemanner fir sehr
lange Zeit nicht in ihre Heimatlander und zu ihren
Familien zuruckkehren konnen — das ist Vorausset-
zung fir subsididaren Schutz —, dann ist es auch in-
tegrationspolitisch sinnvoll, das Familienleben hier
zu ermoglichen, und zwar zur gesamtgesellschaft-
lichen Integration aller in Deutschland, in Bremen und
in Bremerhaven lebender Menschen.

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Grunen, DIE LINKE)

Es ist auch aus humanitaren Griinden sinnvoll, um
zu verhindern, dass sich vermehrt Frauen und Kin-
der auf den lebensgefdhrlichen Fluchtweg machen.
Naturlich kann man sagen, die Einzelfdlle, in denen
Manner darauf warten, ihre Kinder zuriickzuholen
und sich das erubrigt hat, weil Frau und Kind auf der
Flucht ertrunken sind, sind Einzelfalle. Aber, meine
Damen und Herren, jeder Einzelfall ist einer zu viel.
Esist wichtig, darauf hinzuweisen, dass dieser Nach-
zug auch aus humanitaren Griunden eine sinnvolle
Angelegenbheit ist.

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Grunen, DIE LINKE)

Ganz abgesehen davon geht es nicht nur darum, wel-
che negativen Folgen ein solches Gesetz moglicher-
weise haben wird, sondern insbesondere und vorran-
gig um die Frage: Welche positive Auswirkungen hat
es denn? Da tiberhaupt nicht klar ist, wie sich das auf
Zugangszahlen auswirken wird, kann ich nur sagen:
Der Schaden wird den Nutzen voraussichtlich deut-
lich tberwiegen.

Wir werden trotz dieser Haltung der bremischen SPD
den Antrag der LINKEN hier heute ablehnen. Weil
wir uns auf Bundesebene nicht durchgesetzt haben,
weil diese Woche entsprechende Bundesgesetze in

der parlamentarischen Beratung sind und voraussicht-
lich beschlossen werden,

(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Gerade angenommen!
— Abg. Rowekamp [CDU]: Gerade eben, ja!)

beschlossen worden sind, werden wir sie als gelten-
des Rechtin Bremen auch umsetzen. Auch das habe
ich hier schon wiederholt gesagt. Trotzdem werden
wir uns politisch weiter zum Recht auf Familie be-
kennen und uns dafiir einsetzen. Dazu miussen wir
aber den Senat nicht eigens auffordern. An dieser
Stelle ist Ihr Antrag durch die politischen Abldaufe und
die Zeitablaufe auf Bundesebene tiberholt.

Als letzten Aspekt mochte ich die Frage der erleich-
terten Ausweisung straffalliger Auslander ansprechen.
Hierbei ist mir und meiner Fraktion wichtig zu beto-
nen, dass unser Rechtsstaat — dies habe ich ebenfalls
bereits gesagt — auf Straftaten eine klare und eindeu-
tige Antwort hat, die fiir alle Menschen gilt und durch-
gesetzt werden muss und wird. Wenn Tat und Tater-
schaft endgtultig festgestellt sind, wird die notwen-
dige und angemessene Rechtsfolge verhangt und
vollstreckt. Wenn Menschen, die bei uns Schutz su-
chen, diesen ausnutzen, um hier Straftaten zu bege-
hen, haben wir darauf eine klare Antwort: Wer die
offentliche Sicherheit und Ordnung, die freiheitlich-
demokratische Grundordnung oder sonstige erheb-
liche Interessen der Bundesrepublik Deutschland ge-
fahrdet, wird ausgewiesen.

(Beifall SPD)

Das ist der Fall, wenn jemand unbeirrt Straftaten in
einem Ausmal begeht, die die Verhangung erheb-
licher Strafen erforderlich gemacht haben, und das,
meine Damen und Herren, werden wir konsequent
durchsetzen. Wir werden aber nattirlich nach wie vor
rechtsstaatlich in jedem Einzelfall sorgfaltig schau-
en und prufen, was die richtige Entscheidung ist.
Daran arbeitet unsere Auslanderbehorde gut, sach-
gerecht und richtig, aber es ist vollig klar, wer unse-
ren Schutz in einer Weise missbraucht, dass wir ihn
versagen miussen, der bekommt diesen Schutz ver-
sagt.

(Beifall SPD)

Richtig ist naturlich auch, dass es bei Bewahrungs-
strafen sehr hohe Hurden gibt, da gerichtlich festge-
stellt worden ist, dass es eine positive Sozialprognose
ist. Wenn es allerdings trotz dieser Sozialprognose so
sein sollte, und es diese Moglichkeit geben sollte, dass
die offentliche Sicherheit und Ordnung trotzdem ge-
fahrdet ist, dann wird dieses Gesetz nattiirlich auch
gesetzeskonform angewandt werden.

Zuletzt mochte ich noch einmal darauf hinweisen —
und auch Herr Rowekamp hat darauf hingewiesen
—, dass es in dieser Debatte wichtig und auch mir am
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wichtigsten ist, zu betonen, dass wir den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt in Deutschland und in unse-
ren beiden Stadten gewahrleisten miissen und dafur
die Voraussetzungen schaffen miissen. Das ist gelin-
gende Integration von Anfang an und fur alle Men-
schen, unabhangig davon, wie lange sie schon in Bre-
men und Bremerhaven leben.

(Beifall SPD und CDU)

Herr Rowekamp, Sie sagten, die Integrationskraft
unserer Gesellschaft habe Obergrenzen.

(Glocke)

Ich komme zum Schluss! Diese Obergrenze ist kei-
ne rechtliche, damit haben Sie recht. Esist aber auch
keine gesellschaftliche, sondern die Obergrenze ist
eine Frage der auskommlichen Ausstattung offent-
licher Haushalte,

(Beifall SPD)

und wir konnen gemeinsam auch auf Bundesebene
noch daran arbeiten, dass nicht zum Beispiel die CSU
nach wie vor eine Einigung bei der Erbschaftsteuer
blockiert, sondern dass wir sagen, dass starke Schul-
tern mehr tragen mussen als schwache, um die Haus-
halte auskommlich zu finanzieren und Integration zu
gewahrleisten. Das waren echte Losungen und kei-
ne Scheinlésungen, und dafur werden wir uns vehe-
ment einsetzen. — Ich danke Thnen!

(Beifall SPD und CDU)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Zicht.

Abg. Zicht (Biindnis 90/Die Griinen)*): Sehr geehr-
ter Herr Prasident, meine Damen und Herren! Lie-
ber Herr Rowekamp, auch wenn wir in der Sache hier
vielleicht nicht immer einer Meinung sind, so sind wir
doch mit dem gleichen Vorsatz in die Debatte gegan-
gen. Auch ich habe mir vorgenommen, heute einen
Ton anzuschlagen, der es nicht dazu kommen lasst,
dass wir einen ahnlichen Tiefpunkt erleben.

(Zuruf des Abg. Rowekamp [CDU])

Dann will ich auch einen lauteren Ton anschlagen.
Danke!

Ich empfand gerade die Aktuelle Stunde im Januar
in meiner kurzen Zeit in dieser Burgerschaft als ei-
nen gewissen Tiefpunkt in der Debattenkultur, und
ich mochte meinen Teil dazu beitragen, dass es nicht
noch einmal dazu kommt. Ich hoffe, es gelingt mir
ebenso gut wie Ihnen, Herr Rowekamp. Ich erlaube
mir allerdings auch, ein wenig mehr auf die vorlie-
genden Antrage einzugehen.

Wir debattieren heute erneut neue Asylgesetze auf
Bundesebene, und wiederum muss ich an dieser Stelle
begriinden, warum wir Grunen diese Gesetze ableh-
nen. Angesichts der gigantischen Herausforderung,
vor der wir stehen, wirde ich Thnen viel lieber erzah-
len, dass auf Bundesebene endlich ein Asylpaket be-
schlossen wurde, dem wir zustimmen konnen, ein
Asylpaket, das tatsachlich zu einer Beschleunigung
der Asylverfahren beitragt, ohne die Rechte der Asyl-
suchenden auf ein ordentliches Verfahren zu unter-
graben, ein Asylpaket, das Integration fordert statt
verhindert.

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen)

Die von der Bundesregierung geplanten Gesetze
werden diesen Anspruchen leider wieder nicht ge-
recht, und das bedauern wir sehr.

(Beifall Bundnis 90/Die Griinen)

Dass wir es erneut mit einem Gesetzgebungsvorha-
ben zu tun haben, dem wir Griinen nicht zustimmen
konnen, liegt bereits darin begrundet, wie die Ge-
setze entstanden sind. Es ist doch so: Bei der Bun-
destagswahl am 22. September 2013 haben die Wah-
lerinnen und Wahler 63 Abgeordnete der Griunen in
den Bundestag gewahlt, damit diese dort fiir unsere
Partei an der Bundesgesetzgebung mitwirken. Wenn
die Union ein ernsthaftes Interesse hatte, mit uns Gri-
nen zu gemeinsamen Losungen zu kommen, dann
wurde sie die mehrmals ausgesprochenen Angebo-
te unserer Bundestagsfraktion zur Zusammenarbeit
annehmen. Mit ziemlicher Sicherheit wiirde dann et-
was herauskommen, dem auch der Bremer Senat im
Bundesrat zustimmen konnte. Es kame etwas heraus,
das tatsachlich endlich zu einer Entlastung des BAMF
beitragen wurde. Es enthielte moglicherweise eine
Altfallregelung fur unangemessen lang andauernde
Asylverfahren, damit endlich der Antragsstau beim
BAMF aufgelost wird.

(Beifall Bundnis 90/Die Griinen)

Es wirde moglicherweise eine Abschaffung des ob-
ligatorischen Widerrufsverfahrens vorsehen, wonach
das BAMF drei Jahre nach der Zuerkennung der
Flichtlingseigenschaft verpflichtet ist, jeden Antrag
noch einmal neu zu Uberprifen - eine vollig irrsin-
nige Verschwendung der Ressourcen des BAMF.

(Beifall Bundnis 90/Die Griinen)

Aber an einer solchen konstruktiven Zusammenar-
beit auf Bundesebene hat die Bundesregierung of-
fensichtlich bisher kein Interesse. Stattdessen heil3t
das Motto: ,abschieben, abschotten und abschre-
cken". Der Bundestag wird vor vollendete Tatsachen
gestellt. Die Asylgesetze werden in einem unwirdi-
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gen Schnellverfahren durch das Parlament gejagt, und
am Ende hofft die Bundesregierung, dass ihnen eine
oder zwei Landesregierungen mit griiner Beteiligung,
soweit erforderlich, zur nétigen Bundesratsmehrheit
verhelfen. Die Union und die Bundesregierung zei-
gen also in Wahrheit iberhaupt kein Interesse daran,
die Grinen in dieser schwierigen Zeit mit ins Boot
zu holen, sondern sie wollen uns schlicht auseinan-
dertreiben. Das ist nattirlich Ihr gutes Recht, aber stel-
len Sie sich dann bitte nicht mehr hier hin und wer-
fen uns mangelndes Verantwortungsbewusstsein vor,
denn dieser Vorwurf ginge dann gleich zurtick an den
Absender.

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen)

In der Sache gibt es sehr viele Grinde, warum wir
das Asylpaket II ablehnen. Ich moéchte hier nur die
drei wichtigsten nennen. Der erste Grund, warum
wir dem Asylpaket I nicht zustimmen konnen, ist das
sogenannte beschleunigte Verfahren. Bei allem Ver-
standnis fur das Ziel, die Verfahren zu beschleuni-
gen, so geht es nicht. Was hier vorgesehen ist, ist nur
noch die schlechte Karikatur eines ordentlichen und
fairen Verfahrens. Die Menschen werden in sogenann-
te besondere Aufnahmeeinrichtungen gesteckt und
durch ein Ein-Wochen-Schnellverfahren gejagt. Dabei
unterliegen sie einer strengen Residenzpflicht, sodass
es ihnen in vielen Fallen nicht moglich sein wird,
rechtzeitig einen Termin bei einer Beratungsstelle,
einem Anwalt oder auch einem Arzt zu bekommen.

Wenn sie gegen diese Residenzpflicht verstoBen, weil
sie zum Beispiel in der nachstgroBeren Stadt lange
vermisste Freunde oder Verwandte aufsuchen oder
welil sie nur dort einen Termin bei einem Anwalt oder
Arzt bekommen haben, dann gilt — so ist jetzt die Re-
gelung im Asylpaket II — der komplette Asylantrag
als zuruckgenommen, und dem Betroffenen droht Ab-
schiebung ins Herkunftsland, selbst wenn ihn dort
Folter oder andere schwere Menschenrechtsverlet-
zungen erwarten. Das, meine Damen und Herren, ist
doch vollig unverhaltnismaBig und kann von uns ab-
solut nicht mitgetragen werden.

(Beifall Bindnis 90/Die Gruinen, DIE LINKE)

Der zweite Grund, warum wir dem Asylpaket nicht
zustimmen konnen, ist die Verscharfung beim Fa-
miliennachzug. Das ist ein echter Integrationskiller
und fuhrt viele Integrationsanstrengungen, die wir
hier in Bremen unternehmen, ad absurdum.

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen)

Frauen und Kinder werden den Schleppern gerade-
zu in die Arme getrieben und werden sich auf ge-
fahrliche Fluchtwege begeben miissen. Wir kénnen
daher jedes einzelne Wort des Antrags der Links-
fraktion unterschreiben und wirden ihm nur allzu

gern zustimmen, auch wenn er teilweise von der Ent-
wicklung uberholt wurde. Auf Bitten unseres Ko-
alitionspartners muissen wir den Antrag leider ableh-
nen. Zu meiner Freude habe ich aber heute in der
Zeitung lesen konnen, dass mit Sarah Ryglewski im-
merhin eine der beiden Bremer SPD-Bundestagsab-
geordneten das Asylpaket ablehnen wird. An dieser
Stelle daher meinen Respekt und Dank an Sarah
Ryglewski fiir diese Entscheidung!

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen, DIE LINKE)

Der wesentliche Grund, aus dem wir dem Asylpaket II
nicht zustimmen konnen, sind die neuen Regelun-
gen zu Abschiebehindernissen in gesundheitlicher
Hinsicht. Hier werden Asylsuchende unter General-
verdacht gestellt, Erkrankungen lediglich vorzutau-
schen, um eine Abschiebung zu verhindern. Tatsach-
lichist es aber doch so, dass Fluchtlinge deshalb psy-
chische Erkrankungen sehr haufig als Abschiebe-
hindernis geltend machen, weil sie nun einmal haufig
unter psychischen Erkrankungen leiden.

(Beifall Bindnis 90/Die Grunen, DIE LINKE)

Dasist doch auch logisch angesichts des Horrors, dem
sie oftmals ausgesetzt waren.

Dass eine schwerwiegende posttraumatische Belas-
tungsstorung kiinftig in der Regel kein Abschiebe-
hindernis mehr darstellen soll, ist vor diesem Hinter-
grund nicht zu rechtfertigen. Angesichts der Debat-
ten nach den Vorféallen in der Kélner Silvesternacht
ist mir wirklich unbegreiflich, wie die Bundesregie-
rung gerade auch Frauen, die auf ihrer Flucht Opfer
von Vergewaltigungen wurden, derart schutzlos stel-
len kann.

(Beifall Bindnis 90/Die Grunen, DIE LINKE)

So viel in aller Kirze zum Asylpaket II! Das Paket
enthdlt neben einigen wenigen diskutablen Vorschla-
gen noch viele weitere indiskutable Regelungen, auf
die ich hier nicht im Einzelnen eingehen kann. Auch
beim Thema sichere Herkunftsstaaten will ich mich
kurz fassen. Sie kennen die grundsatzliche Kritik
meiner Fraktion an diesem Instrument. Es ist tibrigens
schlicht falsch, wenn behauptet wird, erst die Einstu-
fung der Westbalkanstaaten als sicher habe zu einem
erheblichen Ruckgang der Zahl der Asylsuchenden
aus diesen Landern gefuhrt, denn der Rickgang der
Zahlen insbesondere aus dem Kosovo und Albani-
en erfolgte bereits vor dieser Einstufung und beruh-
te offensichtlich darauf, dass die Bundesregierung in
diesen Landern Informationskampagnen durchgefiihrt
hat, um auf die realen geringen Erfolgsaussichten von
Asylantragen in Deutschland hinzuweisen.

Wie man nun allen Ernstes behaupten kann, dass in
den Maghreb-Staaten Marokko, Tunesien und Alge-
rien eine politische Verfolgung landesweit fir alle Per-
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sonen und Bevolkerungsgruppen ausgeschlossen wer-
den konne, ist mir wirklich schleierhaft.

(Beifall Bindnis 90/Die Grunen, DIE LINKE)

In Marokko laufen Angehdorige linksgerichteter Grup-
pen Gefahr, von Polizei und Sicherheitskraften ge-
foltert zu werden. Journalisten werden aufgrund von
konstruierten Anklagen verurteilt. In Tunesien wer-
den Schwule wegen ihrer sexuellen Orientierung vor
Gericht gestellt und zu Haftstrafen verurteilt. In Al-
gerien l6sen Sicherheitskrafte friedliche Demonstra-
tionen gewaltsam auf. Aktivisten werden festgenom-
men. Alle drei Lander durchlaufen eine Phase des ge-
sellschaftlichen Umbruchs. Es ist wirklich vollig ab-
wegig, unter diesen Umstanden davon auszugehen,
dass es dort zu keiner politischen Verfolgung kommt.

(Beifall Bindnis 90/Die Grunen, DIE LINKE)

Merkwurdig finde ich, dass die CDU in ihrem An-
trag hervorhebt, es liege gerade im Bremer Interes-
se, die Maghreb-Staaten zu sicheren Herkunftsstaaten
zu erkldaren. Dadurch wird der Eindruck erweckt, als
helfe dies irgendwie dabei, den Kriminalitatsproble-
men Herr zu werden, die wir mit nordafrikanischen
Jugendlichen in der Stadt haben. Wer so etwas be-
hauptet, streut den Menschen Sand in die Augen.

(Abg. Rowekamp [CDU]: Das steht aber auch nicht
darin!)

Denn —-.
(Abg. Rowekamp [CDU]: Das steht nicht darin!)

Es steht aber darin, dass es im Bremer Interesse lie-
ge, ——.

(Abg. Rowekamp [CDU]: Ja, genau!)
Genau!

(Abg. Hinners [CDU]: Was ist dagegen einzuwen-
den?)

Ich komme dazu, Herr Hinners! Fir unbegleitete min-
derjahrige Auslander gelten die Regelungen zu si-
cheren Herkunftsstaaten gar nicht. Weil die Magh-
reb-Staaten nicht zu den Landern mit besonders vielen
Asylantragen gehoren, werden erwachsene Asylsu-
chende aus diesen Staaten bisher nur auf bestimm-
te Bundeslander verteilt, und Bremen gehort gerade
nicht dazu. Darum kommen gar keine erwachsenen
Asylsuchenden aus den Maghreb-Staaten nach Bre-
men.

Fur die Jugendlichen aus Marokko, Tunesien und Al-
gerien, die hier in Bremen zur Schule gegangen und

nun einen Job gefunden oder eine Lehre angefan-
gen haben, hatte eine Einstufung ihrer Heimatlan-
der als sichere Herkunftsstaaten tbrigens durchaus
verheerende Folgen. Denn sobald sie volljahrig wer-
den und einen Asylantrag stellen, wurde fur sie dann
plotzlich das im letzten Herbst von Ihnen eingefiihr-
te absolute Arbeitsverbot gelten. Das heif}t, sie muss-
ten ihren Job aufgeben beziehungsweise ihre Leh-
re abbrechen. Welchen integrationspolitischen Sinn
das hatte, kann mir wirklich keiner erklaren.

(Beifall Bindnis 90/Die Grunen, DIE LINKE)

Was den Umgang mit straffallig gewordenen Jugend-
lichen insbesondere aus den Maghreb-Staaten an-
geht, hat die Koalition einen eigenen Antrag einge-
bracht. Hierauf komme ich in der zweiten Runde zu-
ruck. — Danke!

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Buhlert.

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrter Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Wir miussen und dtirfen
heute wiederholt tiber Menschen, die zu uns kom-
men, reden und dartiber, wie unsere Gesellschaft
damit umgeht. Ich freue mich aber, dass es in unse-
ren Stadten Bremen und Bremerhaven viele Men-
schen gibt, die mit diesen Menschen, die zu uns kom-
men, reden. Das namlich fiihrt dazu, dass sie nicht
Fremde bleiben, wir weniger in , wir und die"” den-
ken, sondern mehr dariber, wie wir mit den Men-
schen leben, und wie sie zu unserer Gesellschaft ge-
horen konnen. Wir miissen namlich die einzelnen Per-
sonen, die Individuen, sehen, auch wenn wir an dieser
Stelle eher tiber Probleme reden, die das Ganze macht.

Es gibt Dinge, die getan werden mussen. Flucht-
ursachen vor Ort bekampfen, mit dazu beitragen, dass
mehr Frieden auf der Welt herrscht, all das ist notig,
aber das hilft uns nicht bei der Bewaltigung der Pro-
bleme, die wir hier haben. Wir missen sicherlich die
Leistung sehen, die die Bundesrepublik bei der
Flichtlingsintegration in den vergangenen 70 Jah-
ren schon geleistet hat. Herr Rowekamp hat darauf
hingewiesen. Das entlastet uns aber gar nicht davon,
dass wir weiter leisten miissen und weiter leisten
sollen. Das kann auch keine Ausrede dafiir sein, nichts
oder weniger zu tun, als notig ist. Die Menschen, die
zu uns kommen, haben diese Hilfe verdient. Hier ist
insbesondere der Bund gefordert, Stadte wie Bremen
und Bremerhaven zu unterstiitzen, die das selbst fi-
nanziell nicht leisten konnen. Wir setzen uns insbe-
sondere dafur ein, dass der Bund noch mehr Mittel
fur Fluchtlinge bereitstellt.

(Beifall FDP)

Wir haben hier schon wiederholt tiber Asylpakete
geredet. Ich kann dazu nur sagen, die FDP ist in kei-
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ne Bundesregierung eingebunden. Wir sehen das
Ganze differenziert und haben auch kein Problem,
diese differenzierte Position hier darzustellen. Nattir-
lich ist die Idee sicherer Herkunftsstaaten erst einmal
eine vernunftige, wenn die Anerkennungsquoten so
gering sind. Was uns aber wichtig ist, ist, dass, wenn
heute vier Prozent Menschen von dort anerkannt wer-
den, man genau hinschaut und diese vier Prozent wei-
terhin die Chance haben, hier Asyl zu bekommen,
auch wenn sie das im Zweifel von vor Ort betreiben
miussen.

Es ist ja schon richtig dargestellt worden, es gibt in
diesen Maghreb-Staaten, um die es gerade geht, Men-
schenrechtsverletzungen. Uber Marokko werden wir
noch reden.

Der nachste Punkt: die Residenzpflicht! Ja, das ist ein
Problem. Dariiber haben wir auch schon anders dis-
kutiert, als die Zahl derer, die zu uns kamen, gerin-
ger war. Aber bei der Residenzpflicht muss man sa-
gen, bei dem, was Herr Zicht dargestellt hat, muss
auch betrachtet werden, dass die eine oder andere
Ausnahme besteht, dass es Antrage gibt, Arzte im
Nachbarkreis, in der Nachbarregion besuchen zu
konnen, dort Rechtsanwalte aufsuchen zu konnen.
Es ist nicht so, dass diese Moglichkeiten ganzlich
genommen sind. Insofern kann man, wenn es denn
entsprechend ausgestaltet ist und man entsprechend
informiert ist, damit leben und das hinnehmen.

Die Neuordnung der medizinischen Aspekte war
uberfallig, denn man hatte durchaus das Gefiihl, dass
hier Gefalligkeitsgutachten von einigen wenigen
Arzten erstellt wurden. Aber man muss natiirlich
schauen, dass es ein wirklich vernunftiges Verfah-
ren bleibt. Ich sehe kritisch, wenn generell ausge-
schlossen wird, dass posttraumatische Belastungs-
storungen ein Abschiebegrund sein sollen. Posttrau-
matische Belastungsstorungen kommen in solchen
Krisenregionen vor. Wir konnen uns beispielsweise
nach wie vor vorstellen, dass das weiterhin ein Ab-
schiebehindernis sein sollte. Das muss man anders
sehen, als es hier im Asylpaket dargestellt wird.

(Beifall FDP, Bundnis 90/Die Grinen, DIE LINKE)

Hier muss unserer Meinung nach im Einzelfall ge-
pruft werden, um auszuschlieBen, dass sich solch eine
Storung durch eine Abschiebung verschlimmert. Denn
dann ist es nach unserer Meinung geboten, dass die
Menschen hier bleiben konnen.

Einschrankungen beim Familiennachzug sehen auch
wir kritisch. Insbesondere fir Fliichtlinge mit guter
Bleibeperspektive kann das mehr als integrations-
hinderlich sein. Wir sind da aber auch nicht so funda-
mentalistisch wie DIE LINKE. Wir lehnen den Antrag
der LINKEN daher ab, weil man das auch hier diffe-
renzierter betrachten kann, als es von der LINKEN
gesehen wird.

Wir sehen uns auch nichtin der Lage, dem CDU-An-
trag zuzustimmen. Ich glaube, das ist an den Beispie-
len, die ich vorgetragen habe, mehr als deutlich ge-
worden.

Kommen wir zu der Frage des Umgangs mit Men-
schen, die kriminell geworden sind und hier Asyl be-
kommen wollen. Wir mussen doch schlichtweg fest-
stellen, dass diese Menschen dort, wo sie hinwollen,
in einem Staat, der die Menschenrechte achtet und
ihnen gewahrt, was sie zu Hause nicht bekommen
haben, dies mit Fiilen treten, wenn sie hier krimi-
nell werden. Insofern miissen wir uns dafiir einset-
zen, dass die Menschen, die nachweislich Straftaten
begangen haben, dann auch zuriickgefithrt werden.

Daher ist es der richtige Ansatz, hier zu schauen,
wie wir es erreichen, dass es die Staaten erlauben,
dass ihre geflichteten Bewohner wieder einreisen.
Esist schon verriickt, wenn die Bundesregierung da-
rum bitten muss, dass Marokko marokkanische Staats-
burger wieder aufnimmt. Es ist eine Situation, die man
sich nur schwer vorstellen kann. Man vergegenwar-
tige sich einmal, die Bundesrepublik wiirde sich schwer-
tun, deutsche Staatsburger wieder ins Land zu las-
sen. Das ist schon eine komische Situation. Insoweit
ist es der richtige Ansatz, hier aktiv zu werden. Ins-
gesamt werden wir dem Antrag der Koalition zu-
stimmen.

Lassen Sie mich noch einige generelle Satze sagen.
Wir haben das Problem, dass wir die Dinge nicht so
in den Griff bekommen, wie wir es gern hatten, weil
wir nach wie vor das Versaumnis in Deutschland ha-
ben, dass es kein Einwanderungsrecht gibt, dass wir
kein deutsches und europaisches Einwanderungsrecht
haben. Dieses brauchten wir dringend, um Asylan-
trage von Menschen zu vermeiden, die hier einfach
nur leben wollen, was ihr gutes Recht ist, das man
aber Uiber ein Einwanderungsrecht regeln kann und
muss.

(Beifall FDP)

Das Nachste ist, wir muissen weiter verstarkt dafir
sorgen, dass diejenigen, die hierbleiben, die eine Blei-
beperspektive haben, integriert werden. Ich habe
bereits gesagt, wir miissen mit den Menschen reden,
weniger uber sie. Wir mussen die Hurden fur die Ar-
beitsaufnahme senken. Wir mussen dafur sorgen, dass
sie in Arbeit und Bildung integriert werden. Wir brau-
chen dafur auch schnelle Registrierungen, denn wir
haben zu Recht gehort, dass man nur Menschen, die
einen Namen haben, in das Schulsystem integrieren
und aufnehmen kann. Das ist nun einmal so. Auch
da ist der Bund gefordert, mehr zu tun und die Mit-
tel bereitzustellen, damit das Ganze in Bahnen ge-
lenkt werden und die Registrierung stattfinden kann.

(Beifall FDP)

Wir mussen weiter dafur sorgen, dass das Asylver-
fahren dadurch entlastet wird, dass Menschen, die
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nach der Genfer Fluchtlingskonvention anerkannt
werden und hierbleiben konnen, eben nicht dieses
aufwendige Verfahren durchlaufen missen, sondern
erst einmal aufgrund des Fluchtlingsstatus bei uns
bleiben konnen. Am Ende ist uns als FDP wichtig:
Es gilt, das Asylrecht zu erhalten und immer den ein-
zelnen Menschen und seine Fluchtursachen zu se-
hen. - Herzlichen Dank!

(Beifall FDP)

Prdasident Weber: Als ndachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Leonidakis.

(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Jetzt ware eigentlich ei-
ne Entschuldigung fallig!)

Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE): Sehr geehrter
Herr Prasident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Das
habeich gerade vor. Ich mochte eine Entschuldigung
fur zwei Worte voranstellen, die ich heute benutzt
habe, das sind die Worte ,Deportation” und , Selek-
tion". Selbstverstandlich sind die Verbrechen der Na-
tionalsozialisten an den Verladerampen durch die Se-
lektion und die Massendeportationen von Judinnen
und Juden und anderen, die von Nationalsozialisten
vernichtet wurden, in der Geschichte der Mensch-
heit ohne Parallele

(Beifall DIE LINKE, SPD, CDU - Abg. Schéfer [ALFA]:
Wie das mit dem SchieBbefehl!)

und ohne Beispiel, und es war nie meine Absicht, die
MaBnahmen des Asylpakets auch nur in die Nahe
dieser Verbrechen der Menschheit zu stellen. Da-
rum bitte ich Sie, die beiden Begriffe einfach durch
+Abschiebung"” auszutauschen.

Herr Rowekamp, Sie nannten selbst eine Alternati-
ve: Selektiererei. Meinetwegen konnen wir gern die-
sen Begriff nennen. Sie haben Selektiererei von sich
gewiesen beziehungsweise das von dem Asylpaket
verwiesen. Dann frage ich mich aber, wie kdnnen
Sie abstreiten, dass Selektiererei durch das Asylpaket
vorgenommen wird, wenn die Bundesregierung Ma-
rokko, Algerien und Tunesien — was Sie ja in Threm
Antrag begriflen - zu sogenannten sicheren Her-
kunftsstaaten deklarieren will, wenn bekannt ist und
auch hier spater diskutiert wird, welche Menschen-
rechtsverletzungen in Marokko gegentiber Minder-
heiten stattfinden, wenn bekannt und dokumentiert
ist, dass in den Gefangnissen gefoltert und misshandelt
wird und in Marokko die Ausreise per Flucht unter
Strafe steht? Das heilit, wenn man dort wieder ab-
geschoben wird, droht allein deshalb, weil man wo-
anders Schutz gesucht hat, die Strafverfolgung. Des-
halb wundere ich mich tiber den Antrag der Koaliti-
on, die in Punkt drei schreibt, dass sie insbesondere
Ausreisepflichtige aus den Mahgreb-Staaten wieder
dorthin zurtckfiihren mochte.

Herr Zicht und Frau Aulepp, Sie sagten doch in Ih-
ren Reden, dass Sie das Konzept der sicheren Her-
kunftsstaaten durchaus fiir problematisch halten. Sie
haben sogar Menschenrechtsverletzungen in diesen
dreijetzt vermeintlich sicheren Herkunftsstaaten kon-
kret benannt und gesagt, dass sie nicht deshalb si-
cher seien, weil viele Menschen kommen oder weil
die Bundesregierung oder die Bremer CDU der Auf-
fassung sind, dass diese Lander sicher seien. Trotz-
dem fordern Sie, dass Menschen dorthin zurtickge-
fihrt werden. Ich verstehe Thre Logik nicht. Viel-
leicht konnen Sie es mir noch erklaren. Mir erschlieB3t
sich das nicht.

(Beifall DIE LINKE)

Ich mo6chte noch zu weiteren Punkten aus dem Ko-
alitionsvertrag Ausfiihrungen machen. Wir werden
ihn selbstverstandlich ablehnen, und zwar aus einer
grundsétzlichen Uberlegung heraus, die ich gern mit
Thnen teilen mochte. Aus unserer Sicht sollte bei
Straffalligkeit das Strafrecht konsequent angewen-
det werden. Aber aus unserer Sicht ist die Sank-
tionierung durch das Aufenthaltsrecht, namlich die
Abschiebung, die dann folgen soll, eine Form der Dop-
pelbestrafung. Wir finden, dass jeder, der strafrechtlich
auftritt, unter die konsequente Anwendung des Straf-
rechts fallen sollte, es aber keine Doppelbestrafung
durch gleichzeitige aufenthaltsrechtliche Sanktionie-
rung geben sollte.

(Beifall DIE LINKE)

Herr Rowekamp, dass Sie dem Asylpaket Selektiererei
absprechen, finde ich insbesondere bei dem Punkt
des Familiennachzugs sehr erstaunlich. Sie sind die
Partei, die immer das Recht auf Familie, die hohe
Schutzwirdigkeit der Familie in den Vordergrund
stellt, aber beilhnen gilt anscheinend der Schutz der
Familie nicht fiir alle, sondern nur fir manche Fami-
lien.

Ich begruBe die Ausfiithrungen der Kollegin Aulepp,
die sagte, dass das Recht auf Familie auch fiir Men-
schen im Exil gelten muss, unabhangig von ihrem
Status. Das ist der Wille unseres Antrags. Der Antrag
ist, auch wenn das Asylpaket jetzt beschlossen wur-
de, nicht obsolet, denn wir fordern auch einen Ein-
satz fir das Recht auf Familie und Familiennachzug
fir humanitar Bleibeberechtigte, denn diese sind im
Moment tiberhaupt noch nicht davon umfasst.

Hier geht es darum, dass bis zum August nur Fliicht-
linge, die einen Schutzstatus nach der Genfer Flicht-
lingskonvention oder dem Grundgesetz erhalten ha-
ben, das Recht auf Familiennachzug hatten. Im Au-
gust hat die Bundesregierung dieses Recht auch fur
subsidiar Schutzberechtigte eingeraumt. Danach ka-
men leider, muss ich sagen, die bekannten Pirouet-
ten der Bundesregierung beziehungsweise des Vize-
kanzlers, der dann in die Verhandlung eingetreten
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ist: ein oder zwei Jahre, auch fur Minderjahrige oder
nicht? Durchgesetzt hat sich bekanntermaBen nattr-
lich nur die CDU/CSU, aber fur uns ware es ein gu-
tes Signal seitens der Birgerschaft, sich zu dem
Recht auf Familie zu bekennen und zu sagen, es darf
nicht nur ein Recht fur einige Flichtlinge geben. Es
gibt kein Recht auf Familie erster und zweiter Klas-
se, sondern alle Familien sollen das Recht haben, zu-
sammenzuleben. Das erleichtert auch die Integrati-
on, das wurde schon gesagt, denn wer sich tagtag-
lich Sorgen um das Leben und das Wohlergehen sei-
ner Angehorigen machen muss, der kann sich schwer
darauf konzentrieren, hier Ful} zu fassen.

Insofern werbe ich trotzdem fir Zustimmung zu un-
serem Antrag. Er ist durch die heutige bedauerns-
werte Zustimmung zum Asylpaket im Bundestag nicht
uberholt. Sie konnen sich auch fiir weitere Rechte fiir
Familien einsetzen. — Ich danke Thnen!

(Beifall DIE LINKE)

Prdasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Tassis.

Abg. Tassis (AiD): Sehr geehrter Herr Prasident,
liebe Kollegen dieses Hohen Hauses! Vorab vielen
Dank, bevor ich zur Sache selbst komme, fur den Aus-
druck der Borniertheit der Machtigen, der in diesen
Verfassungsschutz- und ahnlichen Wahnsinns- und
Unsinnsdingen, die gegen meine basisdemokratische
und grundgesetztreue Partei gerichtet sind, zum Aus-
druck kommt. Die Bremer Wahler mogen so etwas
sicher gern, wenn Sie auf solche traurigen Metho-
den zuruckgreifen miussen!

Die politische Position der Alternative fur Deutsch-
land geht weder rhetorisch noch sonst in irgendein-
er Weise uber zum Beispiel das Papier von Herrn Pro-
fessor Dr. Bernd Raffelhtischen aus Freiburg hinaus,
der in Bezug auf die Fliichtlingskrise, die Leute, die
zu uns einstromen, explizit von Merkels Einladung
spricht. Sie geht ebenfalls in keiner Weise tber be-
sorgte Stimmen von integrierten Migranten wie Frau
Necla Kelek hinaus, die von einer Armee sprach, die
nach Deutschland eingewandert ist, was auch immer
darunter zu verstehen ist.

Auf alle Falle ist das die Bandbreite der Kritik und
die sehr wohlabgewogene Rhetorik, uber die die AfD
in keiner Weise hinausgeht. Wir stehen in der Tat in
der Mitte von 28 Regierungen — das sind nach un-
serer Meinung immer noch acht Regierungen zu viel
—, die nach unser Meinung eine nicht richtige Flicht-
lingspolitik betreiben. Es gehort in Deutschland eben-
falls eine Parteipolitik und eine Polizei wie in Ungarn,
wie jetzt auch in anderen osteuropdischen Landern
dazu, um mit den Problemen fertig zu werden.

(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Sie sind auch zu viel!)

Die Alternative fur Deutschland wird dennoch selbst-
verstandlich dem CDU-Antrag zustimmen. Erist bes-

ser als nichts. Es istimmerhin eine Basis, auf die man
sich einigen kann, wenn nattrlich auch die Begren-
zung des zweijahrigen Familienzuzugs selbstverstand-
lich auf die Bundeswahl 2017 bezogen und reiner Po-
pulismus, aber in der Sache natturlich richtig ist. In-
sofern stimmen wir dem Antrag der CDU gern zu.

Ansonsten freue ich mich auf weitere Debattenbei-
trage. Wenn die sehr interessanten Angriffe auf mei-
ne Partei noch weitergehen, haben wir sicherlich noch
Gelegenheit, weiter daruber zu diskutieren. — Dan-
ke schon!

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Rowekamp.

Abg. Rowekamp (CDU): Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren! Es
ist besser als nichts, trifft auf Ihre Rede jedenfalls nicht
zu, Herr Kollege Tassis.

(Beifall CDU, SPD, Bundnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE, FDP)

Gegen manche Unterstiutzung auch von der falschen
Seite kann man sich nun leider einmal nicht wehren.

Lassen Sie mich zu den einzelnen Punkten, um de-
ren Zustimmung wir werben, aus Sicht der CDU-
Fraktion noch Antworten geben.

Zunachst einmal ist es mir ein Anliegen, darauf hin-
zuweisen, dass — das ist uns zum Teil sogar schon
vorgehalten worden, das mag man aus CDU-Sicht
bedauern und aus Sicht anderer politischer Partei-
en frohlich finden — die Union nicht mit einer Spra-
che spricht. Das ist aber Ausdruck einer sehr inten-
siven Befassung mit dem Thema. Die Vorschldage der
CSU weichen von denen unserer Bundeskanzlerin
ab. Ich bin mir nicht sicher, ob Herr Seehofer wie Herr
Kretschmann jeden Tag fur unsere Bundeskanzlerin
betet. Winschen witrde ich es ihr ja.

Ich will an dieser Stelle nur deutlich machen: Keine
der groBen Parteien in Deutschland hat die eine Ant-
wort auf die Bewaltigung dieser Fliuchtlingskrise. Was
die CSU in der Familie der Unionsparteien ist, scheint
die SPD Bremen im Kreise der Sozialdemokraten zu
sein. Ich bin froh, dass dieser Antrag zum Asylpaket
II'nicht nur die Unterstitzung der CDU/CSU im Bun-
destag gefunden hat, sondern auch der tiberwaltigen-
den Mehrheit der Sozialdemokraten. Deshalb habe
ich kein Verstandnis daftr, Frau Aulepp, dass Sie sich
so dezidiert von dem Inhalt dieses Antrages verab-
schieden. Sie verabschieden sich von der Politik Th-
rer eigenen Partei.

(Beifall CDU, ALFA)
Es ist ja nicht so, dass nur die CDU die Begrenzung

und Steuerung von Zuwanderung als Notwendigkeit
erkannt hat. Es ist Ihr Vizekanzler, es ist Ihr Bundes-
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auBenminister, es sind Ihre Innenpolitiker, die an jeder
Stelle teilweise treibend auf die Union zeigen und
sagen, wir mussen die Flichtlingskrise endlich in den
Griff bekommen. Das geht nur durch schnellere Ver-
fahren. Das geht nur durch klarere Regelungen. Das
geht nur durch Einschrankung beim Familiennach-
zug. Es ist kein CDU-Papier, iiber das heute im Bun-
destag abgestimmt worden ist. Es ist die Position der
GroBen Koalition, getrieben auch von Sozialdemokra-
ten, Frau Aulepp. Deswegen hatte ich erwartet, dass
Sie hier zu dem Inhalt des Papiers eine differenzier-
tere Haltung einnehmen, als Sie es getan haben.

(Beifall CDU, ALFA)

Ich werbe dafur, dass das umgesetzt wird, weil es im
bremischen Interesse ist, ja. Als Politiker, der seine
politischen Uberzeugungen auch aus dem christlichen
Menschenbild herleitet, fallt es mir nicht leicht, den
Familiennachzug zu begrenzen. Frau Ozoguz hat
heute als Integrationsbeauftragte der Bundesregie-
rung im Parlament zu Recht aber auch darauf hin-
gewiesen, dass wir uber eine sehr geringe Fallzahl
reden. Zurzeit sind das eigentlich nur 1 700 Falle, die
davon erfasst werden. Deswegen jetzt hier das Hor-
rorgemadlde an die Wand zu werfen, dass Familien-
nachzug in Deutschland uiberhaupt nicht mehr mog-
lich sei, Herr Zicht, ist an den Haaren herbeigezogen.
Alle Thre Beispiele zeigen uibrigens nur, dass Sie nur
versuchen, durch irgendwelche Auswahl von aus mei-
ner Sicht mickrigen Fallen ein gesamtes Gesetzes-
paket zu verunglimpfen. Was Sie hier dargestellt ha-
ben, ist nicht Inhalt des Asylpakets II, sehr geehrter
Herr Zicht. Das will ich an dieser Stelle in aller Aus-
drucklichkeit sagen.

(Beifall CDU, ALFA)

Ich will auch auf Folgendes hinweisen: Der Senat wird
sich ja verhalten mussen, Frau Aulepp. Sie haben ITh-
ren Burgermeister gelobt. Ich will den Biirgermeis-
ter auch loben. Wenn namlich stimmt, was gestern
inder ,taz" stand, dann ist es so, dass der Senat nicht
beabsichtigt, gegen den heutigen Beschluss des Bun-
destages im Bundesrat den Vermittlungsausschuss an-
zurufen.

(Abg. Frau Dr. Schaefer [Buindnis 90/Die Grunen]|: Weil
es dann auch gar keinen Sinn mehr macht!)

Sehr geehrte Frau Dr. Schaefer,

(Abg. Frau Dr. Schaefer [Biindnis 90/Die Grunen]|: Sehr
geehrter Herr Rowekamp!)

wenn Sie nur noch das machen wtirden, was Sinn ma-
chen wiirde, wiirde sich Ihre Arbeit hier im Parlament

aber dramatisch verandern!

(Beifall CDU)

Mit dieser inhaltlichen Uberzeugung braucht man
ehrlicherweise uberhaupt keine Opposition mehr,
Frau Dr. Schaefer!

(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bundnis 90/Die Grunen]: Ihre
geistreichen Zitate!)

Dann ist Opposition tiberhaupt tiberfliissig, weil al-
les, was wir machen,

(Abg. Frau Dr. Schaefer [Biindnis 90/Die Griinen]: Sie
wollten sich nicht mehr aufregen! Sie regen sich schon
wieder auf!)

wird von Ihnen naturgemal abgelehnt. Sollen wir un-
sere Arbeit einstellen? Ist das Ihre Auffassung von De-
mokratie? Nein, meine Auffassung ist das nicht!

(Abg. Frau Dr. Schaefer [Biindnis 90/Die Griinen]: Ich
habe eine deutlich andere Auffassung von Demokratie
als Sie, Herr Rowekamp!)

Ich will um den richtigen Weg streiten!
(Beifall CDU)

Frau Dr. Schaefer, wenn Sie weiter so dazwischen-
briillen, dann miissen Sie den Prasidenten wieder in
Thre Fraktionssitzung einladen. Wer will das denn?

(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE] meldet sich zu einer
Zwischenfrage. — Glocke)

Prasident Weber: Herr Kollege Rowekamp, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten Frau

Vogt?

Abg. Rowekamp (CDU): Ja, gern! Eine schnelle Fra-
ge, denn ich habe wenig Zeit!

Prasident Weber: Bitte, Frau Vogt!

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Eine schnelle Frage!
Sie haben eben zu Recht die Wortwahl meiner Abge-
ordneten kritisiert. Wie bewerten Sie denn Ihre sehr
unsachliche AuBerung gegeniiber der Fraktionsvorsit-
zenden der Grunen?

(Zurufe CDU: Oh!)

Sie konnen Sie ja in der Sache kritisieren. Aber das,
was Sie eben gesagt haben, war nicht fair.

Abg. Rowekamp (CDU): Was habe ich denn gesagt?
Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Das war nicht fair!

Abg. Rowekamp (CDU): Konnen Sie sich noch erin-
nern, was ich gesagt habe?
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Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Ja, Sie haben gesagt:
Wenn Sie immer nur nach Ihrem Sinn und Verstand
handeln wiirden, wirde das hier anders gehen! Da-
mit disqualifizieren Sie sie.

Abg. Rowekamp (CDU): Als Fraktion der Griinen habe
ich das gesagt!

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Das finde ich nicht rich-
tig.

Abg. Rowekamp (CDU): Als Fraktion der Grinen habe
ich das gesagt! Wenn die nur noch das beantragen
wiirden, was sinnvoll ist, wiirden wir erstens dartiber
streiten, was das ist. Zweitens bin ich der Auffassung,
es wurde deutlich weniger werden. Dazu stehe ich.
Ja, das habe ich gesagt.

Prasident Weber: Kein Dialog jetzt! — Bitte, Herr Kol-
lege Rowekamp, fahren Sie in Ihrer Rede fort!

Abg. Rowekamp (CDU): Frau Vogt, wenn Sie sich da-
durch benachteiligt fuhlen, kann ich das, bezogen auf
Thre Fraktion, auch noch einmal sagen.

(Beifall, Heiterkeit CDU)

Aber ich will an der einen oder anderen Stelle noch
etwas zur Sache sagen. Ich gehe davon aus, dass der
Senat den Vermittlungsausschuss nicht anrufen wird.
Frau Aulepp, das relativiert ja die eine oder andere
Kritik, die Sie an dem Gesetzespaket geauBert ha-
ben, dieichim Ubrigen nicht teile. Ich finde, dass wir
Flichtlinge nicht selektieren. Ich finde, es gibt keine
Flichtlinge erster und zweiter Klasse, wie Herr Zicht
oder die Fraktion DIE LINKE es gesagt haben.

Es ist nicht so, dass diese Menschen, die aus siche-
ren Herkunftsstaaten kommen, in Zukunft keinen An-
spruch mehr auf ein rechtsstaatliches Verfahren ha-
ben. Sicherer Herkunftsstaat heilit eben nach der De-
finition, ubrigens auch nach der Diktion der Union,
nicht, dass in diesen Landern alles in Ordnung ist.
Wer den neuesten Bericht von Amnesty Internatio-
nal liest, konnte wahrscheinlich nicht einmal mehr
fir den Schengen-Raum sagen: , Wir fiihren die Men-
schen wieder in ihre Heimatlander zurtick”, stellt man
sich die Menschenrechtszustande in einigen europa-
ischen Mitgliedstaaten vor, die jetzt ganz laut nach
Menschenrechten rufen. Genauso ist alles, was in
Frankreich passiert, meine Damen und Herren, mit
dem, was ich unter Menschenrechte verstehe, nicht
zu vereinbaren.

(Beifall CDU)

Umso weniger habe ich Verstandnis daftir, dass sich
der franzosische Staatsprasident als Wachter tiber die
Menschenrechte auffiihrt, ohne sie in seinem eigenen
Land zu garantieren. Nein, sicherer Herkunftsstaat

heifit nur: eine andere Behandlungsweise bei der Asyl-
frage. Es ist die Antwort darauf, dass iberwiegend
in diesen Landern nicht jeder, der von dort kommt,
einer politischen Verfolgung unterliegt. Nicht mehr
und nicht weniger heifit das.

(Beifall CDU)

Aber er bekommt genauso ein rechtsstaatliches Ver-
fahren wie jeder andere. Es geht eben nur schnel-
ler, weil wir wissen, dass wir schneller entscheiden
konnen, weil es nicht um Fluchtursachen des Lan-
des, sondern um individuelle Fluchtursachen geht.
Deshalb gibt es darauf eine schnellere Antwort. Aber
es ist keine Beschneidung des Rechtsstaates. Jeder
hat den Anspruch auf einen ersten Entscheid, und
jeder hat den Anspruch auf einen Widerspruchsbe-
scheid. Unser deutsches Rechtssystem findet fir je-
den Fluchtling eine gerechte und faire Antwort. Ich
winsche mir, dass das in allen Landern dieser Welt
so ware, Herr Zicht.

(Beifall CDU - Glocke)

Prasident Weber: Herr Kollege, Ihre Redezeit ist zu
Ende.

Abg. Rowekamp (CDU): Ja, ich weil3. Das gilt wahr-
scheinlich sogar, wenn man die Zeit von Frau Vogt
abzieht.

Prasident Weber: Nein, nein.

Abg. Rowekamp (CDU): Meine sehr geehrten Damen
und Herren! Lassen Sie mich noch einen Schlusssatz
sagen. Ich glaube, dass es ganz entscheidend darauf
ankommt, dass wir fiir den Ubergang — das will ich
noch einmal sagen, fiir den Ubergang - des hohen
Zustroms von Fluchtlingen nach Deutschland und so-
lange es in Europa noch keine Losung gibt, versu-
chen miussen, unsere begrenzte Hilfe auf jene zu kon-
zentrieren, die voraussichtlich fur langere Zeit oder
auf Dauer in Deutschland leben. Das geht, Herr Zicht,
nicht mit ,Weiter so, wie bisher”, sondern das geht
nur, indem man an den bestehenden Gesetzen —viel-
leicht auch nur fiir den Ubergang — notwendige Ein-
schrankungen vornimmt.

(Glocke)

Ansonsten ist den Asylsuchenden und Gefliichteten
dieser Welt, wie wir gerade in anderen europaischen
Landern sehen, auch nicht geholfen. Ich will, dass das,
was ich anfangs sagte, was Deutschland ausgezeich-
net hat — dass wir den Fluchtlingen gegentber ge-
rechte und faire Entscheidungen treffen —, auch in Zu-
kunft gilt.

(Glocke)
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Deshalb ist es notwendig, dass wir uns auf jene be-
schranken, die wirklich verfolgt und in ihren Heimat-
landern von Blirgerkrieg bedroht sind. — Vielen Dank!

(Beifall CDU)

Prdasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Zicht.

Abg. Zicht (Biindnis 90/Die Griinen)*): Sehr geehr-
ter Herr Prasident, meine Damen und Herren! Lie-
ber Herr Rowekamp, ich hatte leider das Gefiihl, dass
der gute Vorsatz, mit dem Sie in die erste Runde ge-
gangen sind,

(Abg. Dr. Schaefer [Bundnis 90/Die Grinen]: Nicht
lange gehalten hat!)

die zweite Runde nicht mehr erlebt hat.
(Beifall Blindnis 90/Die Griinen)

Wenn Sie die Position zum Familiennachzug allen
Ernstes damit begriinden, dass ja nur relativ weni-
ge Falle betroffen seien, dann frage ich mich doch,
wie Sie das rechtfertigen wollen, weil jeder einzel-
ne Fall nattrlich fir die betroffene Familie eine ab-
solute Tragodie darstellt. Aber wenn dies migrations-
politisch eigentlich tiiberhaupt keinen relevanten Ef-
fekt hat, entzieht das dem doch komplett die Recht-
fertigung.

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen)

Meine Damen und Herren! Neben dem Asylpaket IT
und der Frage der sicheren Herkunftsstaaten wird der
Bundestag heute auch einen Gesetzentwurf zur er-
leichterten Ausweisung von straffdlligen Auslandern
beschlieBen. Wir haben dies bereits in der Aktuel-
len Stunde in der Januar-Sitzung der Burgerschaft
ausfuhrlich diskutiert. Wer Straftaten begeht, gehort
dafur angemessen bestraft. Wer in Deutschland Straf-
taten begeht, ob als Deutscher oder als Auslander,
gehort dafir in Deutschland angemessen bestraft.
Darin gebe ich Ihnen, Frau Leonidakis, vollig recht.
Einen anerkannten Asylbewerber oder Fluchtling
aufgrund von Straftaten in sein Heimatland auszu-
weisen, muss die absolute Ausnahme bleiben. Denn
wenn wir vom Grundrecht auf Asyl und vom Recht
auf internationalen Schutz gemaf der Genfer Fliicht-
lingskonvention sprechen, dann sprechen wir eben
nicht von einem Gastrecht, das man sehr schnell und
einfach verwirken kann, sondern von einem Grund-
und Menschenrecht.

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen)

Aber wer uberhaupt nicht die Absicht hat, sich hier
zu integrieren und sich eine legale Existenz aufzu-

bauen, sondern am laufenden Band Raubdelikte
oder andere schwere Straftaten begeht und damit sehr
vielen Menschen Leid zufugt, der muss auch damit
rechnen, nachdem er seine gerechte Strafe hier in
Deutschland verbiifit hat, in sein Heimatland abge-
schoben zu werden, denn ohne diese MaBnahme
werden wir diesen Straftatentourismus nicht wirk-
sam eindammen konnen.

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen)

Wir durfen es uns aber gleichzeitig auch nicht zu ein-
fach machen und meinen, mit der Abschiebung die-
ser Wiederholungstater konnten wir auch jegliche
Verantwortung fir die Bekampfung von Kriminali-
tatins Ausland abschieben. Europa muss den betrof-
fenen Landern — das sind insbesondere die Mahgreb-
Staaten — wesentlich aktiver dabei helfen, die sozia-
len Probleme in den Griff zu bekommen, die der Nahr-
boden dafiir sind, dass so viele Kinder und Jugendliche
auf der StraBe aufwachsen und von Kindesbeinen in
kriminelle Karrieren hineinwachsen.

Darum haben wir in unserem Antrag darauf hin-
gewiesen, dass die laufenden Verhandlungen der
EU tber die Vertiefung des Mittelmeerabkommens
hinsichtlich der Zusammenarbeit in sozialen und
Bildungsfragen eine gute und passende Gelegenheit
sind, mit diesen Staaten verbindliche Mechanismen
zur Riicknahme von Serienstraftatern zu vereinba-
ren.

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen)

Ob das wirklich funktionieren wird, steht nattirlich
in den Sternen, aber versuchen muss man es. Infrage
kommen Ausweisungen generell nur bei erwachse-
nen Personen. Weil das so ist, geben sich manche fur
junger aus, als sie in Wahrheit sind. Auch hier sollte
man sich hiiten, den jungen Flichtlingen pauschal zu
unterstellen, sie wirden falsche Angaben zu ihrem
Alter machen.

(Abg. Frau Leonidakis [DIE LINKE]: Das tun sie aber!)

Nein, aber es ware sicherlich naiv zu glauben, dass
es sich hierbei nur um wenige Einzelfdlle handelt.

Fur die Altersfeststellung durch die Jugendamter gibt
es seit November eine neue gesetzliche Rechtsgrund-
lage. Vorgesehen ist dabei zunachst eine sogenann-
te qualifizierte Inaugenscheinnahme. Diese umfasst
neben dem dauBeren Erscheinungsbild insbesondere
die Bewertung der im Einzelgesprach mit der betrof-
fenen Person gewonnenen Informationen zu ihrem
Entwicklungsstand. Daneben kann zu einer qualifi-
zierten Inaugenscheinnahme auch gehoren, Auskunf-
te einzuholen, Beteiligte, Zeugen und Sachverstan-
dige anzuhoren sowie Dokumente, Urkunden und Ak-
ten beizuziehen.

©)
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Auf Antrag des Betroffenen oder wenn all dies nicht
zu einem verlasslichen Ergebnis fuhrt — und nur dann
— ist nun eine arztliche Untersuchung zur Altersfest-
stellung vorgesehen. Fur uns Griine ist wichtig, dass
bei der arztlichen Untersuchung nur wissenschaft-
lich fundierte und ethisch vertretbare Methoden zur
Anwendung kommen. In Hamburg mag man auch Ge-
nitaluntersuchungen fiir angebracht halten, fir Bre-
men muss gelten: Fir derartige Eingriffe in die In-
timsphare besteht angesichts des hochst fragwurdi-
gen Erkenntnisgewinns tiberhaupt keine Rechtfer-
tigung.

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen)

Offen gelassen haben wir im koalitionaren Antrag,
inwieweit radiologische Untersuchungen zur Alters-
feststellung zuléssig sind. Die Arztekammern haben
dies bisher abgelehnt, und das sollten wir auch ak-
zeptieren.

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen)

Allerdings beruhen die Stellungnahmen der Arzte-
kammern noch auf der alten Gesetzeslage. Wir wer-
den aufmerksam verfolgen, wie sich die Arztekam-
mern auf der Grundlage der Reform des SGB VIII po-
sitionieren werden.

Eine abschlieBende Bemerkung noch, damit keine
Missverstandnisse aufkommen. Wir sagen ausdrick-
lich nicht, dass auslandische Serienstraftater schuld
daran seien, dass sich die Stimmung gegenuber den
Fluchtlingen in Deutschland verschlechtert. Wer nicht
in der Lage ist, zwischen der groBen Mehrheit der
Flichtlinge, die sich integrieren wollen, und den ver-
gleichsweise wenigen, die in erster Linie kriminelle
Machenschaften im Sinne haben, zu differenzieren,
der ist seinen eigenen — moglicherweise sogar ras-
sistischen — Vorurteilen erlegen.

Fur die eigenen Vorurteile, fur den eigenen Rassis-
mus sind aber nicht irgendwelche Auslander verant-
wortlich, auch nicht irgendwelche kriminellen Aus-
lander, sondern dafir gibt es keine Rechtfertigung.
Die Straftaten einiger Weniger zu instrumentalisie-
ren, um gegen Flichtlinge generell Stimmung zu ma-
chen, das geht gar nicht, und das muss auf unseren
entschiedenen Widerstand stoBen. — Vielen Dank!

(Beifall Bindnis 90/Die Grunen, DIE LINKE)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Aulepp.

Abg. Frau Aulepp (SPD)*): Sehr geehrter Herr Pra-
sident, meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen
und Kollegen! Lassen Sie mich noch zu einigen Be-
merkungen selbst Anmerkungen machen. Zundachst
zur Frage von Frau Leonidakis zu den sicheren Her-
kunftslandern! Was ich gesagt habe, war, dass Men-

schenrechtsverletzungen nicht durch die Erklarung,
sie fanden nicht statt, nicht mehr stattfinden. Das ist
richtig. Ich habe aber gleichzeitig auch immer gesagt,
dass Asyl und Schutz nach der Genfer Fluchtlings-
konvention individuelle Rechte sind, individuell ge-
pruft und individuell bejaht oder im Einzelfall auch
verneint werden. Dem folgt an dieser Stelle unter Ziffer
zwei unser Antrag, deshalb sehe ich darin keinen Wi-
derspruch.

Noch ein Wort zur Frage der Veranderung der Vo-
raussetzungen gesundheitlicher Abschiebehinder-
nisse in dem Gesetz. Es wird mit Gefalligkeitsgut-
achten argumentiert, denen man begegnen misste.
Ich habe das Gesprach mit unserer Auslanderbehorde
gesucht, weil es wichtig ist zu sehen, wie wird das
eigentlich in der Praxis gehandhabt?

Seien Sie versichert, meine lieben Kolleginnen und
Kollegen, ich bin Herrn Maurer dankbar dafur, dass
er das unterstiutzt. Naturlich wird jedes Attest indi-
viduell gepruft. Wenn das nicht vernunftig ist, wenn
das nicht vernunftig vorgelegt werden kann, wird
nachgehakt. Das heiBit aber nicht, liebe Kolleginnen
und Kollegen, dass bei einem nicht ausreichenden
Attest automatisch so getan wird, als sei die Person
gesund — denn das ist eine solche Fiktion —, sondern
dann wird genau gepruft, ob die Person gesund oder
krank ist. Das ist der einzig richtige und rechtsstaat-
liche Weg, mit dieser Frage umzugehen.

(Beifall SPD, FDP)

Es kann und darf doch nicht sein, dass die Auslander-
behorde trotz attestierter Suizidalitat, nur weil die-
ses Attest zu spat oder nicht vom zustandigen und
erforderlichen Facharzt vorgelegt wird, abschieben
kann. Das kann nicht sein, das ist auch nicht beab-
sichtigt, und das ist auch nicht richtig!

Versohnliche Worte, wenn es vielleicht gelingt, zum
Schluss! Offenbar sind wir uns hier in diesem Hause
doch alle einig, dass Fluchtlingen Schutz gewdhrt
werden muss, dass wir die zugewanderten Menschen
erfolgreich integrieren mussen und auch wollen - so
habe ich die gesamte Bandbreite des Hauses heute
auch verstanden —, und dass wir uns auch einig sind
darin, dass all das so schnell wie moglich passieren
soll. Natirlich miissen und werden wir uns weiterhin
mit Vehemenz dafiir einsetzen, dass sich die rechts-
staatlichen Verfahren, in denen iiber das Bleiberecht
der zu uns fliichtenden Menschen entschieden wird,
nicht unnotig in die Lange ziehen, dass Menschen
schnell Klarheit tiber ihre Situation bekommen, aber
auch, um SchnellmafBnahmen zur langerfristigen In-
tegration oder eben auch MaBnahmen zur Riickfiuh-
rung zu ergreifen.

Nicht einig sind wir uns uiber die Frage, mit welchen
MaBnahmen das passieren soll. Herr Rowekamp, an
dieser Stelle ist eben eine differenzierte Betrachtungs-
weise gefragt. Besonders beschleunigte Verfahren,
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wie sie jetzt im Asylpaket Il vorgesehen und beschlos-
sen sind, also fiir Menschen aus sicheren Herkunfts-
staaten mit Wiedereinreisesperren oder fiir solche,
die uber ihre Herkunft keine Auskunft geben, ber-
gen die Gefahr einer rechtsstaatlichen Grundsatzen
zuwiderlaufenden Verfahrensverkirzung

(Beifall Bliindnis 90/Die Griinen)

und werden deshalb nicht nur von Menschenrechts-
organisationen, sondern auch von juristischer Seite
kritisiert, auch vom Wissenschaftlichen Dienst des
Bundestages.

(Beifall SPD, Buindnis 90/Die Grunen)

Die Schaffung von besonderen Aufnahmeeinrichtun-
gen fiur diese Verfahren mit den von Herrn Zicht
bereits geschilderten weitreichenden Folgen beim
Verstof3 gegen die Residenzpflicht ist bereits kritisiert
worden. Trostlich daran ist, dass sich — das habe ich
zum Asylpaket I schon gesagt — eine solche Regelung
in unserem Bundesland kaum auswirken wird, also
wenig Schaden anrichten, allerdings auch wenig
Nutzen haben wird.

Ich mochte aber sagen, dass nattirlich bereits erfolg-
reiche Schritte unternommen wurden. Die will ich
hervorheben. Das, was tatsachlich etwas zur Beschleu-
nigung der Verfahren beitragt, ist die Vereinheitli-
chung von Registrierung, die Schaffung eines einheit-
lichen Datensystems mit Datentransfer aller beteiligten
offentlichen Stellen. Das bedeutet nicht zuletzt, son-
dern an erster Stelle eine erhebliche Aufstockung
der Bearbeitungskapazitaten in den Behorden, ins-
besondere beim Bundesamt fiir Migration und Familie.
Das ist wichtig und richtig. An dieser Stelle mussen
wir uns weiter dafiir einsetzen, dass das in ausrei-
chendem MaBe passiert!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Eine solche Verfahrensbeschleunigung wird im Ub-
rigen auch uber die von Herrn Zicht genannte
wahrheitsgemaBe Information tiber die Chancen und
Erfolgsaussichten von Asylantragen herbeigefiihrt.
Wenn Menschen wissen, dass es hochst unsicher ist,
sich hierher auf den Weg zu machen, im Heimatland
alle Brucken hinter sich abzubrechen, nur um dann
festzustellen, dass sie hier nicht bleiben konnen,
werden sie sich vermutlich nicht auf den Weg ma-
chen. Das ist nicht im Interesse meiner Fraktion und,
wie ich denke, auch nicht im Interesse dieses Hau-
ses. Diese Informationen muss man weitergeben. Das
wird die geschilderte Wirkung haben.

Zuletzt mochte ich betonen, dass die Integration, die
wir alle uns fir die hier zugewanderten Menschen
winschen, voraussetzt, dass wir daftr hier die Vo-
raussetzungen schaffen. Das ist bezahlbarer Wohn-
raum. Das sind ausreichend Platze in Kindertages-

statten und Schulen. Das sind Ausbildungs- und
Berufsperspektiven fur alle hier lebenden Menschen.
Daran mussen wir arbeiten. Dafiir —ich habe es schon
gesagt —muss die offentliche Hand auskommlich aus-
gestattet werden, und das nicht zuletzt auch deshalb,
um den von Herrn ROwekamp eingangs genannten
und auch gelobten gesellschaftlichen Konsens zu
Weltoffenheit und Hilfsbereitschaft zu unterstutzen.
Dieser ist abhdngig davon, dass wir deutlich signa-
lisieren, dass wir das leisten konnen. Er ist abhan-
gig davon, dass wir das leisten. Er ist nicht zuletzt auch
davon abhangig, dass wir bei Gesetzesvorhaben, die
wir einbringen, aufpassen, dass wir keine negative
Symbolik schaffen, sondern deutlich sagen, was wir
erreichen wollen und was wir erreichen konnen. —
Danke schoén!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Grunen)

Prasident Weber: Zu einer Kurzintervention gebe ich
das Wort an die Abgeordnete Frau Dr. Schaefer.

Abg. Frau Dr. Schaefer (Biindnis 90/Die Griinen): Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Ich wollte noch
einmal auf einen Satz von Herrn Rowekamp einge-
hen, der den Anschein erweckte, dass ich entweder
kein Demokratieverstandnis habe oder er ein deut-
lich anderes. Ich mochte feststellen: Ja, ich glaube,
ich habe ein deutlich anderes Demokratieverstand-
nis als Sie, Herr Rowekamp. Ich mache es einmal an
der Debatte deutlich, die wir hier schon einmal hat-
ten, als es um den Asylkompromiss ging, in der Sie
immer wieder betont haben, dass Bremen und ge-
rade wir Griine uns im Bundesrat nicht hatten enthal-
ten duirfen, weil wir schlieBlich 5 Millionen Euro fur
die Fluchtlingsunterbringung vom Bund bekommen
hatten, so, als ob man sich eine Zustimmung im Bund
erkaufen konnte. Damals habe ich auch deutlich ge-
macht: Ja, ich habe ein anderes Demokratieverstand-
nis, meine Damen und Herren!

(Beifall Bundnis 90/Die Griinen)

Es macht keinen Sinn, den Vermittlungsausschuss
einzuberufen. Sie wissen auch, dass ein Vermittlungs-
ausschuss nur zustande kommen kann, wenn eine
Mehrheit im Bundesrat ihn anruft. Das ist hier eben
nicht der Fall. Insofern stehe ich dazu, dass es kei-
nen Sinn macht.

Herr Rowekamp, auch wenn Frau Vogt jetzt gerade
nicht da ist, Sie konnen sich gern immer wieder ge-
rade bei Frau Vogt, aber auch bei mir mit solchen,
so sage ich einmal, diskreditierenden Spriichen auf
den Sockel stellen. Sie helfen sich und Ihrer Frakti-
on damit nicht, sondern eher allen anderen Fraktio-
nen in diesem Haus. — Herzlichen Dank!

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
Herr Senator Maurer.
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Senator Maurer: Herr Prasident, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Sie haben heute drei unter-
schiedliche, sich gegenseitig eigentlich ausschlieBen-
de Antrage zur gemeinsamen Beratung vorliegen. Die
CDU mochte, dass die Bremische Burgerschaft das
Asylpaket Il begriit. Wie nicht anders zu erwarten,
mochte DIE LINKE dies gerade verhindern. Ich sage
einmal in aller Nuchternheit Folgendes: Erstens, der
Deutsche Bundestag hat heute mit 429 Jastimmen,
147 Neinstimmen und bei 4 Enthaltungen dem Asyl-
paket Il seine Zustimmung erteilt.

(Beifall CDU, SPD, ALFA)

Zweitens, der Bundesrat wird sich nach der Tages-
ordnung morgen damit befassen. Dieses Paket be-
darf nicht der Zustimmung des Bundesrates. Der Se-
nat hat sich mit dieser Frage beschaftigt und beschlos-
sen, dass wir, wenn ein Antrag auf Anrufung des Ver-
mittlungsausschusses gestellt werden sollte, diesen
Antrag nicht unterstiitzen.

(Beifall CDU, SPD)

Damit wage ich die These, dass, unabhangig von un-
serer Verhaltensweise, dieses Gesetzespaket dem-
nachst im Gesetzblatt veroffentlicht werden wird.

In der Sache selbst sind damit zwei Antrage erledigt.
Es bleibt der letzte, der dritte Antrag, der gemein-
sam von SPD und Buindnis 90/Die Grunen eingebracht
worden ist und der sich mit der Durchsetzung und
der Ausreisepflicht von Serienstraftatern befasst. Ich
glaube, dass dieses Thema in der Debatte etwas zu
kurz gekommen ist. Deswegen mochte ich meinen
Blick auf die Situation vor Ort und auf die Handlungs-
moglichkeiten lenken, die wir konkret in Bremen,
nicht im Bund haben.

Noch einmal, in Bremen gibt es weit tiber 2 500 Ju-
gendliche, die allein, ohne Eltern, aus Syrien, Afgha-
nistan und Gambia zu uns gekommen sind und die
vollig unauffallig unter uns leben. Ihnen gelten unse-
re Fursorge und unser Mitgefuihl. Das ist der eine Teil
der Wahrheit.

Der andere ist, dass inzwischen eine Gruppe von
rund 50 jugendlichen Fltuchtlingen fir die Mehrzahl
der Raubdelikte in Bremen bei den unter 18-Jahri-
gen verantwortlich ist. Das Gros dieser Tater kommt
aus Marokko und Algerien. Dies wie auch die Ge-
schehnisse in der Silvesternacht in Koln erfordern
konsequente GegenmafBnahmen. Es kann nicht sein,
dass Menschen nach Deutschland einreisen und un-
sere Rechtsordnung derart missachten.

(Beifall SPD, CDU, FDP, ALFA)

Der Bundestag wird heute den Gesetzentwurf zur
erleichterten Ausweisung von Straftatern —ich den-
ke, mit groBer Mehrheit — beschlieBen. Dieser Ge-
setzentwurf steht auch morgen im Bundesrat auf der

Tagesordnung. Im Innenausschuss haben 14 Lander,
darunter auch Bremen, dem Gesetzentwurf zuge-
stimmt. Auch hier wird der Senat keinen Antrag auf
Anrufen des Vermittlungsausschusses stellen.

(Beifall SPD, CDU, FDP)

Ich gehe davon aus, dass damit auch dieser Gesetz-
entwurf eine breite Mehrheit im Bundestag und im
Bundesrat haben wird. Mit Inkrafttreten dieses Ge-
setzes konnen Straftater abgeschoben werden, wenn
sie wegen Straftaten gegen das Leben, die korperli-
che Unversehrtheit, die sexuelle Selbstbestimmung,
das Eigentum oder wegen Widerstands gegen Voll-
streckungsbeamte verurteilt worden sind. Asylsuchen-
den, die wegen einer der genannten Straftaten rechts-
kraftig zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem
Jahr verurteilt worden sind, kann zuktinftig die Rechts-
stellung als Fliichtling versagt werden. Das bedeu-
tet, dass eine Abschiebung in den Herkunftsstaat mog-
lich sein wird.

In Bremen sind Verabredungen mit den Auslander-
behorden und der Polizei getroffen worden, alle aus-
landischen Intensivtédter vorrangig zu prifen und eine
Ruckfiihrung intensiv zu betreiben. So entscheidet
das BAMF vorrangig auch tiber Personen, die von den
Sicherheitsbehoérden gemeldet werden, damit nach
negativem Abschluss des Asylverfahrens sofort aufent-
haltsbeendende MafBinahmen ergriffen werden kon-
nen. Die Zusammenarbeit lauft gut.

Die Frage, ob Marokko und Algerien zu sicheren
Herkunftslandern erklart werden, ist in diesem Zu-
sammenhang nicht entscheidend. Die Anerkennungs-
quote fiur diese Lander ist nahe null. Viel wichtiger
ist, ob eine Riickfiihrung in diese Lander tatsachlich
moglich ist. Wie Sie wissen, ist die Abschiebung von
Jugendlichen nach dem geltenden Recht nicht mog-
lich. Dabei ist meines Erachtens die Alterseinschat-
zung noch das kleinste Problem. GroBere Probleme
bereitet die Tatsache, dass diese Gruppe der Jugend-
lichen durchgehend ihre Identitat verschleiert, ihre
Papiere vernichtet oder verloren hat und ihre Hei-
matlander kein Interesse daran zeigen, sie als Staats-
burger anzuerkennen und wieder zurickzunehmen.
Ich begriiBBe es sehr, dass nunmehr die Bundesregie-
rung entsprechend Druck auf Marokko und Algerien
ausliiben will, damit diese Lander endlich kooperie-
ren.

(Beifall SPD, CDU)

Zum 1. Januar ist eine neue Organisationseinheit, die
sogenannte Passersatzbeschaffung, beim Bundespo-
lizeiprasidium errichtet worden, die in problemati-
schen Fallen Heimreisedokumente fiir die Auslander-
behorden beschaffen soll.

(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Da haben wir jetzt auch
gute Erfahrungen mit Passersatzpapieren?)
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Diese werden wir intensiv nutzen. Durch die Anbin-
dung an den Bund soll die Zusammenarbeit mit den
Herkunftslandern verbessert und dadurch die Ruck-
fihrung erleichtert werden. An dieser Stelle wird
Bremen ebenso wie andere Bundeslander nicht auf-
horen, die Bundesregierung zu weiteren Maflnahmen
zu drangen.

(Beifall SPD — Abg. Frau Dogan [Bundnis 90/Die Gri-
nen| meldet sich zu einer Zwischenfrage. — Glocke)

Prasident Weber: Herr Senator, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage der Abgeordneten Frau Dogan?

Senator Maurer: Ich mache das am Ende meines Bei-
trags.

(Abg. Rowekamp [CDU]: Das geht schon, wenn sie
stehen bleibt!)

Ja, geht das?

Prasident Weber: Wenn sie stehen bleibt, ja.
(Heiterkeit)

Senator Maurer: Bitte, dann fragen Sie!
Prasident Weber: Bitte, Frau Dogan!

Abg. Frau Dogan (Biindnis 90/Die Griinen): Sie ha-
ben sich eben dahin gehend geduBert, dass durch-
gehend alle Jugendlichen ihre Herkunft verschleiern.
Mich wirde interessieren — da Sie das Wort , durch-
gehend"” benutzt haben —, woher Sie diese Erkennt-
nis haben.

Senator Maurer: ,Durchgehend” bezieht sich nicht
auf die Gruppe der 2 500, sondern darauf, dass uns
durchgehend alle, die hier kriminell sind, in der Tat
falsche Angaben machen.

(Abg. Frau Grotheer [SPD]: Das hat er auch so ge-
sagt! — Abg. Frau Dogan [Biindnis 90/Die Grunen]:
Okay, dann danke ich Thnen!)

Gern! Noch einmal zurtick. Ohne diese Koopera-
tion werden wir gro8e Probleme haben, diese Per-
sonen abzuschieben. Gleichwohl habe ich bereits
Ende des vergangenen Jahres die Auslanderbehoérden
aufgefordert, alle Moglichkeiten hinsichtlich der Ab-
schiebung dieser besonderen Gruppe auszuloten. So
werden derzeit von der Auslanderbehorde Bremen
41 Personen vorrangig bearbeitet, wobei die bereits
Volljahrigen beziehungsweise die bald volljahrigen
Personen vorgezogen werden. Fur alle Personen wer-
den derzeit Personenfeststellungsverfahren bei der
Polizei durchgefiihrt, da die Identitat keiner dieser
Personen durch eigene Passe oder andere Dokumente

nachgewiesen werden kann. Mehrere Personen ha-
ben unterschiedliche Identitaten verwendet.

Das bedeutet, wir bearbeiten diese Verfahren ziigig.
Wir werden in den nachsten Wochen bereits in ei-
nem gewissen Umfang Ausweisungen aussprechen.
Das ist der erste Schritt. Er ersetzt, wie gesagt, nicht
die Riickkehr, daher muss dieser Weg tuber die Bun-
desregierung weitergehen, und, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, die norddeutschen Regie-
rungschefs werden sich ebenfalls am 4. Marz 2016
zusammensetzen und uberlegen, wie man das The-
ma Ruckfiihrung gemeinsam besser und effektiver
organisieren kann.

Zusammenfassend kann ich sagen, dass ich diesen
gemeinsamen, von der Koalition formulierten Antrag
unterstiitze, dass der Senat all dies umsetzen wird,
was Sie niedergeschrieben haben, und dass ich die
Deputation alsbald gern tiber den Erfolg der einge-
leiteten MafBnahmen unterrichten moéchte. — Vielen
Dank!

(Beifall SPD, CDU)

Prasident Weber: Liebe Kolleginnen und Kollegen,
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Beratung geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Als Erstes lasse ich tiber den Antrag der Fraktion DIE
LINKE abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktion DIE LINKE mit der
Drucksachen-Nummer 19/193 seine Zustimmung ge-
ben mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafiir DIE LINKE)
Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU, Buindnis 90/Die Grunen, FDP,
ALFA)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Jetzt lasse ich Uber den EntschlieBungsantrag der
Fraktion der CDU abstimmen.

Wer dem Entschliefungsantrag der CDU mit der Druck-
sachen-Nummer 19/260 seine Zustimmung geben
mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafir CDU, ALFA, Abg. Tassis [AfD], Abg. Timke
[BIW])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE)
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Stimmenthaltungen? Wer das Gesetz zur Anderung des Bremischen Ge-  (C)
setzes zur Sicherung von Tariftreue, Sozialstandards

(FDP) und Wettbewerb bei 6ffentlicher Auftragsvergabe un-

Ich stelle fest, die Birgerschaft (Landtag) lehnt den
EntschlieBungsantrag ab.

Zum Schluss lasse ich tiber den Antrag der Fraktio-
nen der SPD und Biindnis 90/Die Griinen abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD und Bund-
nis 90/Die Grunen mit der Drucksachen-Nummer
19/276 seine Zustimmung geben mochte, den bitte
ich um das Handzeichen!

(Dafur SPD, Biindnis 90/Die Griinen, FDP, ALFA,
Abg. Tassis [AfD], Abg. Timke [BIW])

Ich bitte um die Gegenprobe!
(Dagegen DIE LINKE)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) stimmt dem
Antrag zu.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist vereinbart
worden, dass ich vor der Sommer — —.

(Heiterkeit)

Wie konnte das passieren, meine Damen und Her-
ren?

(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Wir brauchten das! — Abg.
Dr. vom Bruch [CDU]: Schoéne Ferien!)

Nein, dass ich vor der Mittagspause keinen Tages-
ordnungspunkt mehr aufrufe. Wir haben aber noch
13 Minuten Zeit. Mit Ihrem Einverstandnis rufe ich
die Tagesordnungspunkte auf, die interfraktionell
ohne Debatte vereinbart worden sind.

Freihdndige Vergaben und beschrankte Ausschrei-
bungen nur mit Tarifbindung

Gesetz zur Anderung des Bremischen Gesetzes zur
Sicherung von Tariftreue, Sozialstandards und Wett-
bewerb bei 6ffentlicher Auftragsvergabe

Antrag der Fraktionen der SPD

und Biindnis 90/Die Griinen

vom 2. Dezember 2015

(Drucksache 19/191)

1. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eroffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Zuerst lasse ich Uber die Ziffer eins des Antrags ab-
stimmen.

ter Ziffer eins des Antrags in erster Lesung beschlieSen
mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafiir SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)
Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU, FDP, ALFA, Abg. Tassis [AfD], Abg.
Timke [BIW])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) beschlief3t
das Gesetz in erster Lesung.

Jetzt lasse ich tiber die Ziffern zwei bis vier des An-
trags abstimmen.

Wer den Ziffern zwei bis vier des Antrags der Frak-
tionen der SPD und Biindnis 90/Die Griinen mit der
Drucksachen-Nummer 19/191 seine Zustimmung ge-
ben mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafiir SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)
Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU, FDP, ALFA, Abg. Tassis [AfD], Abg.
Timke [BIW])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Blirgerschaft (Landtag) stimmt den
Ziffern zwei bis vier des Antrags zu.

Gesetz zur Anderung des Bremischen Beamten-
gesetzes

Mitteilung des Senats vom 26. Januar 2016
(Drucksache 19/255)

1. Lesung

2. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist erdffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Anderung des Bremischen Be-
amtengesetzes, Drucksache 19/255, in erster Lesung
beschlieBen mochte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

(Daftr SPD, CDU, Bundnis 90/Die Grunen, DIE LIN-
KE, ALFA, Abg. Tassis [AfD], Abg. Timke [BIW])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen FDP)
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Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) beschlieB3t
das Gesetz in erster Lesung.

Meine Damen und Herren, interfraktionell wurde
vereinbart, Behandlung und Beschlussfassung in ers-
ter und zweiter Lesung vorzunehmen. Ich lasse des-
halb daruber abstimmen, ob wir jetzt die zweite Le-
sung durchfihren wollen.

Wer dafir ist, den bitte ich um das Handzeichen!
Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) beschlief3t
entsprechend.

(Einstimmig)

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist erdffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Anderung des Bremischen Be-
amtengesetzes, Drucksache 19/255, in zweiter Lesung
beschlieBen mochte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

(Daftr SPD, CDU, Bundnis 90/Die Grunen, DIE LIN-
KE, ALFA, Abg. Tassis [AfD], Abg. Timke [BIW])

Ich bitte um die Gegenprobe!
(Dagegen FDP)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) beschlief3t
entsprechend.

37. Jahresbericht der Landesbeauitragten

fiir Datenschutz

vom 20. Marz 2015

(Drucksache 18/1795)

Wir verbinden hiermit:

Stellungnahme des Senats zum 37. Jahresbericht
der Landesbeauitragten fiir Datenschutz
Mitteilung des Senats vom 11. August 2015
(Drucksache 19/44)

und

Bericht und Antrag des Ausschusses fiir Wissenschaft,
Medien, Datenschutz und Informationsireiheit zum
37. Jahresbericht der Landesbeauftragten fiir Daten-
schutz und Informationsfreiheit vom 20. Marz 2015,
Drucksache 18/1795, und zur Stellungnahme des Se-
nats vom 11. August 2015, Drucksache 19/44,

vom 17. Februar 2016

(Drucksache 19/290)

Meine Damen und Herren, der 37. Jahresbericht der
Landesbeauftragten fir Datenschutz vom 20. Marz
2015, Drucksache 18/1795, ist von der Burgerschaft
(Landtag) in ihrer 3. Sitzung am 22. Juli 2015 und die
Stellungnahme des Senats dazuvom 11. August 2015,
Drucksache 19/44, in ihrer 5. Sitzung am 24. Septem-
ber 2015 an den Ausschuss fiir Wissenschaft, Medien,
Datenschutz und Informationsfreiheit uberwiesen
worden. Dieser Ausschuss legt mit der Drucksachen-
Nummer 19/290 seinen Bericht und Antrag dazu vor.

Die gemeinsame Beratung ist eroffnet. — Wortmel-
dungen liegen nicht vor. — Die Beratung ist geschlos-
sen.

Die Biirgerschaft (Landtag) nimmt von dem 37. Jah-
resbericht der Landesbeauftragten fur Datenschutz,
Drucksache 18/1795, von der Stellungnahme des Se-
nats, Drucksache 19/44, und von dem Bericht des Aus-
schusses fliir Wissenschaft, Medien, Datenschutz und
Informationsfreiheit, Drucksache 19/290, Kenntnis.

9. Jahresbericht der Landesbeauftragten

fiir Informationsireiheit

vom 20. Marz 2015

(Drucksache 18/1796)

Wir verbinden hiermit:

Stellungnahme des Senats zum 9. Jahresbericht der
Landesbeauitragten fiir Informationsireiheit
Mitteilung des Senats vom 11. August 2015
(Drucksache 19/45)

und

Bericht und Antrag des Ausschusses fiir Wissenschaft,
Medien, Datenschutz und Informationsireiheit zum
Neunten Jahresbericht der Landesbeauitragten fiir In-
formationsfreiheit vom 20. Marz 2015, Drucksache
18/1796, und zur Stellungnahme des Senats vom 11.
August 2015, Drucksache 19/45,

vom 17. Februar 2016

(Drucksache 19/291)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der 9. Jahresbericht
der Landesbeauftragten fir Informationsfreiheit vom
20. Marz 2015, Drucksache 18/1796, ist von der Bur-
gerschaft (Landtag) in ihrer 3. Sitzung am 22. Juli 2015
und die Stellungnahme des Senats dazu vom 11. Au-
gust 2015, Drucksache 19/45, in ihrer 5. Sitzung am
24. September 2015 an den Ausschuss fur Wissen-
schaft, Medien, Datenschutz und Informationsfreiheit
uberwiesen worden. Dieser Ausschuss legt Ihnen mit
der Drucksachen-Nummer 19/291 seinen Bericht und
Antrag dazu vor.

Die gemeinsame Beratung ist eroffnet. — Wortmel-
dungen liegen nicht vor. — Die Beratung ist geschlos-
sen.

Die Burgerschaft (Landtag) nimmt von dem 9. Jah-
resbericht der Landesbeauftragten fur Informations-
freiheit, Drucksache 18/1796, von der Stellungnah-
me des Senats, Drucksache 19/45, und von dem Be-
richt des Ausschusses fiir Wissenschaft, Medien,
Datenschutz und Informationsfreiheit, Drucksache
19/291, Kenntnis.

©)
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Wahl eines stellvertretenden Mitglieds des Wahl-
prifungsgerichts
Der Wahlvorschlag liegt IThnen schriftlich vor.

Die Beratung ist eroffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer entsprechend dem Wahlvorschlag wahlen moch-
te, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) wahlt ent-
sprechend.

(Einstimmig)

Wahl zweier Mitglieder und zweier stellvertreten-
der Mitglieder des staatlichen Haushalts- und Finanz-
ausschusses

Die Wahlvorschlage liegen Ihnen schriftlich vor.

Die Beratung ist eroffnet. — Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer entsprechend den Wahlvorschlagen wahlen
mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) wahlt ent-
sprechend.

(Einstimmig)

Wahl eines Mitglieds des staatlichen Petitions-
ausschusses

Der Wahlvorschlag liegt IThnen schriftlich vor.

Die Beratung ist eroffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer entsprechend dem Wahlvorschlag wahlen moch-
te, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) wahlt ent-
sprechend.

(Einstimmig)

Wahl eines Mitglieds und eines stellvertretenden
Mitglieds des Ausschusses fiir Angelegenheiten der
Hafen im Lande Bremen

Der Wahlvorschlag liegt Thnen schriftlich vor.

Die Beratung ist erdffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer entsprechend dem Wahlvorschlag wahlen méch-
te, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) wahlt ent-
sprechend.

(Einstimmig)

Wahl eines Mitglieds und eines stellvertretenden
Mitglieds des Rechtsausschusses
Der Wahlvorschlag liegt IThnen schriftlich vor.

Die Beratung ist erdffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer entsprechend dem Wahlvorschlag wahlen méch-
te, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) wahlt ent-
sprechend.

(Einstimmig)

Wabhl eines stellvertretenden Mitglieds des Ausschus-
ses fiir Bundes- und Europaangelegenheiten, interna-
tionale Kontakte und Entwicklungszusammenarbeit
Der Wahlvorschlag liegt Thnen schriftlich vor.

Die Beratung ist eroffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer entsprechend dem Wahlvorschlag wahlen moéch-
te, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) wahlt ent-
sprechend.

(Einstimmig)

Wabhl eines stellvertretenden Mitglieds des Richter-
wahlausschusses
Der Wahlvorschlag liegt Thnen schriftlich vor.

Die Beratung ist erdffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer entsprechend dem Wahlvorschlag wahlen moéch-
te, den bitte ich um das Handzeichen!
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Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) wahlt ent-
sprechend.

(Einstimmig)

Wahl eines Mitglieds des Betriebsausschusses
Periorma Nord

Der Wahlvorschlag liegt IThnen schriftlich vor.

Die Beratung ist erdffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer entsprechend dem Wahlvorschlag wahlen méch-
te, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) wahlt ent-
sprechend.

(Einstimmig)

Wahl eines Mitglieds der staatlichen Deputation fiir
Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie
und Landwirtschaft

Der Wahlvorschlag liegt IThnen schriftlich vor.

Die Beratung ist eroffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer entsprechend dem Wahlvorschlag wahlen moéch-
te, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?
Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) wahlt ent-

sprechend.

(Einstimmig)

Wahl eines Mitglieds der staatlichen Deputation fiir
Wirtschait, Arbeit und Hafen

Der Wahlvorschlag liegt IThnen schriftlich vor.

Die Beratung ist erdffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer entsprechend dem Wahlvorschlag wahlen méch-
te, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) wahlt ent-
sprechend.

(Einstimmig)

Gesetz zur Anderung des Bremischen Architekten-
gesetzes und des Bremischen Ingenieurgesetzes
Mitteilung des Senats vom 24. Februar 2016
(Drucksache 19/305)

1. Lesung

2. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eroffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Anderung des Bremischen Archi-
tektengesetzes und des Bremischen Ingenieurgeset-
zes, Drucksache 19/305, in erster Lesung beschlie-
Ben mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) beschlief3t
das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren, interfraktionell wurde
vereinbart, Behandlung und Beschlussfassung in ers-
ter und zweiter Lesung vorzunehmen. Ich lasse des-
halb daruber abstimmen, ob wir jetzt die zweite Le-
sung durchfiithren wollen.

Wer dafir ist, den bitte ich um das Handzeichen!
Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) beschlieBt
entsprechend.

(Einstimmig)

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist erdffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Anderung des Bremischen Archi-
tektengesetzes und des Bremischen Ingenieurgeset-
zes, Drucksache 19/305, in zweiter Lesung beschlie-
Ben mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) beschlief3t
entsprechend.

(Einstimmig)
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Ich bedanke mich und wtinsche Thnen eine ange-
nehme Mittagspause.

Ich unterbreche die Sitzung bis 14.30 Uhr.

(Unterbrechung der Sitzung 13.02 Uhr)

*

Vizeprasidentin Dogan eroffnet die Sitzung wieder
um 14.30 Uhr.

Vizeprasidentin Dogan: Die unterbrochene Sitzung
der Burgerschaft (Landtag) ist wieder eroffnet.

Wir setzen die Tagesordnung fort.

Einsatz fiir die Fliichtlinge aus der Sahara fortsetzen
— Referendum durchsetzen!

Antrag der Fraktionen der SPD, Biindnis 90/

Die Griinen, DIE LINKE und der FDP

vom 14. Januar 2016

(Drucksache 19/243)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Staatsratin Hil-
ler.

Die Beratung ist eroffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Weber.

Abg. Weber (SPD): Frau Prasidentin, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! In Berlin wurde vor 130
Jahren Afrika unter den europaischen Kolonialméach-
ten wahrend der sogenannten Kongo-Konferenz auf-
geteilt. Die Westsahara fiel 1885 an Spanien und sollte
auf Druck der UNO 1975 endlich selbst tiber ihre Zu-
kunft bestimmen konnen.

Statt der ersehnten Freiheit besetzten Marokko und
Mauretanien das Gebiet und ein langer Befreiungs-
krieg unter Fihrung der Frente Polisario endete erst
1991 durch einen Waffenstillstand nach der Zusage
der UNO, ein Referendum durchfiihren zu wollen.
Vorbild war das erfolgreiche Namibia-Referendum,
das am 20. Marz 1990 Afrikas vorletzter Kolonie die
Freiheit brachte. Bremen hat seit Ende der Siebzi-
gerjahre maBgebliche Befreiungsbewegungen wie die
SWAPOQO, den ANC und die Frente Polisario bei ihren
Einsatzen fir Selbstbestimmung, Menschenrechte und
gegen Apartheid humanitar und politisch unterstiitzt
und dafur breite Unterstiitzung in der Bevolkerung er-
halten.

(Beifall SPD)

Der konstruktive Druck vieler NGOs hat auch unser
Parlament tief beeindruckt, zum Beispiel hat er zur
Umwidmung des fritheren Reichskolonialehrenma-

les, eines zehn Meter hohen Backstein-Elefanten —
ich bin letztens darauf hingewiesen worden, von 1932,
und ich glaube, der Vorsitzende des Vereins ist un-
ser Kollege Herr Saxe —, in Bremens Innenstadtin das
Antikolonial-Denkmal im Rahmen des Namibia-Frei-
heitsfestes von 1990 gefiihrt. In diesem Zusammen-
hang bekundete Bremen erneut seine Bereitschaft,
die Anstrengungen der UNO fir ein Referendum in
der letzten Kolonie Afrikas fortzusetzen.

Meine Damen und Herren! Der Senat der Freien Han-
sestadt Bremen hat den in der Offentlichkeit Deutsch-
lands weit beachteten Solidaritatspreis, dessen erste
Preistrager Winnie und Nelson Mandela waren, im
Jahr 2013 Frau Aminatou Haidar zuerkannt. In ihrer
Rede in der Oberen Rathaushalle beschrieb sie den
unertraglichen Zustand in ihrer Heimat.

Ich zitiere: , Wir Sahauris, die unter marokkanischer
Besatzung und Verwaltung leben, haben keine Ge-
duld mehr. Unsere Rechte werden mit FiiBen getre-
ten. Wir werden marginalisiert. Wir profitieren nicht
vom Rohstoffreichtum unseres Landes. Wir Sahauris
leben hier als Menschen dritter Klasse. Alle unsere
Rechte werden uns vorenthalten, ob wirtschaftlich so-
zial oder politisch.”

Meine Damen und Herren, wie sieht die Lage aus?
Mitten in der Wiiste, im Grenzgebiet zwischen Al-
gerien, Mauretanien und Marokko und der Westsah-
ara, warten seit tiber 30 Jahren etwa 200 000 Fliicht-
linge. Sie sind von der Welt vergessen. Der grofite
Teil der Westsahara wurde von Marokko eingenom-
men, die Sahauris bekamen lediglich einen schma-
len Streifen im Osten zuerkannt, getrennt durch ei-
nen 2 000 Kilometer langen verminten Sandwall.

Wolfgang Weisbrod-Weber war zwischen den Jah-
ren 2012 und 2014 einer der Leiter des UNO-Einsatzes
in MINURSO. Er schrieb uns in einem GruBBwort fur
die morgige Veranstaltung, wie die Arbeit dort ist.
Der groBte Teil der Arbeit des MINURSO-Einsatzes
besteht darin, die verminten Felder mit Streubomben
zu entsorgen — unhaltbare Zustande, bei denen vie-
le Sahauris ums Leben gekommen sind oder schwe-
re Verletzungen davongetragen haben.

Wir sollten nicht langer dazu schweigen, dass Afri-
kas letzte Kolonie vom Nachbarn Marokko militarisch
besetzt, seine Rohstoffe massiv ausgebeutet und Men-
schenrechte in den besetzten Gebieten ohne interna-
tionale Uberwachung brutal verletzt werden.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, FDP)

Meine Damen und Herren! Seit 30 Jahren verhindert
Frankreich im Weltsicherheitsrat, dass die Uberwa-
chung der Menschenrechte in das MINURSO-Man-
dat aufgenommen wird. Europa schweigt dazu und
nimmt kaum zur Kenntnis, dass Marokko nach sei-
nem Austritt aus der Afrikanischen Union isoliert ist
und die Demokratische Arabische Republik Sahara
von zahlreichen Staaten Afrikas — zuletzt Stidafrika,
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Nigeria, Kenia und Namibia — volkerrechtlich aner-
kannt wurde.

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Selbst der Appell
des Prasidenten des Panafrikanischen Parlamentes
vom November 2013 an das Europaische Parlament,
das bevorstehende Protokoll zur Erneuerung des
Fischereiabkommens zwischen Marokko und der EU
zu verhindern, scheiterte leider an der Mehrheit im
europdischen Parlament. In Zukunft zahlt die EU wei-
terhin Millionen Euro an Marokko, damit europai-
sche Fischer auch in den Gewassern vor der West-
sahara fischen durfen; ein eklatanter Bruch des Vol-
kerrechts, gegen den ich mit meinem Schreiben an
den Prasidenten des Europaischen Parlaments und
auch an viele deutsche Abgeordnete leider vergeb-
lich interveniert habe.

Zu meinem Erschrecken musste ich aus zahlreichen
Reaktionen grofe Unkenntnis tiber den Konflikt und
deutliches Desinteresse an einer Losung entnehmen.
Bischof Tutu hat recht, wenn er sagt, dass es keine
Neutralitat im Unrecht gibt. Schweigen macht mit-
schuldig.

(Beifall SPD, DIE LINKE)

Deutschland tiberlasst das Problem Frankreich und
Spanien, den starksten Unterstiitzern und Nutznie-
Bern der marokkanischen Besatzungspolitik. Schlim-
mer noch, es unterstutzt durch die Erklarung von Ra-
bat die deutsch-marokkanische Freundschaft ohne
Erwagung des Westsaharakonflikts. Dennoch, es gibt
Bewegung. Der Europaische Gerichtshof annullier-
te im Dezember 2015 das im Fruhjahr 2012 geschlos-
sene Handelsabkommen der Europdischen Union mit
Marokko. Der Grund war die Einbeziehung des Ter-
ritoriums der Westsahara. In der Rucknahme der bis-
herigen Vereinbarung wurde erstmals festgestellt, dass
Marokko kein Recht habe, tiber die Bodenressourcen
der Westsahara zu entscheiden. Die Organisation Po-
lisario wurde als Vertreter der Sahauris anerkannt.

Im Jahr 2013 gab der UN-Generalsekretar die Emp-
fehlung, die Beobachtung der Menschenrechtslage
in das MINURSO-Mandat aufzunehmen, obwohl die
MINURSO die Aufgabe zur Abhaltung einer Volks-
abstimmung im Namen tragt, darf sie nur den Sta-
tus quo uberwachen, und in den Fluchtlingslagern
um Tindouf wird die Fluchtlingsgeneration angesichts
des politischen Stillstands, fehlender Arbeitsmog-
lichkeiten und beruflicher Perspektiven zunehmend
ungeduldig. Gerade wegen neuer Sicherheitsrisiken
in Nordafrika und in der Sahelzone ware eine Losung
des jahrzehntealten Westsaharakonflikts unter Be-
rucksichtigung des volkerrechtlich gebotenen Selbst-
bestimmungsrechts mehr als uberfallig.

(Beifall SPD, Buindnis 90/Die Grunen, DIE LINKE)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich und Frau
Dr. Miller laden Sie gemeinsam ein, morgen an der

Veranstaltung ,40 Arredas” teilzunehmen, auf der
auch der Namibische Botschafter sprechen wird, seine
Exzellenz Andreas Guibeb, und ich sage noch einmal:
Im April 2013 war der marokkanische Botschafter zum
Antrittsbesuch in der Bremischen Burgerschaft, und
wir hatten ein offenes, konkretes Gesprach, auch zu
dieser Thematik. Bedauerlicherweise vertrat erin ei-
nem Schreiben, das er mir vor wenigen Tagen im Zu-
sammenhang mit dem , Weser-Kurier” und Gunther
Hilliges geschickt hat, noch ausdricklich die Positi-
on, dass die Sahararegion schon immer zu Marokko
gehort hat. Also, meine Damen und Herren, da istnoch
ein dickes Brett zu bohren. Gehen wir es an! Ich wiin-
sche mir, dass morgen viele von Thnen an der Veran-
staltung teilnehmen.

Liebe Frau Prasidentin, ich danke Ihnen, dass Sie mich
nicht abgeklingelt haben!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Vogt.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Frau Prasidentin, lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Jetzt darf ich einmal
etwas sagen, was ich sonst nie sagen darf: Herr Kol-
lege Weber hat zur historischen und aktuellen Ein-
ordnung des Problems, tiber das wir heute sprechen
und weshalb wir diesen Antrag verabschieden, bereits
eine Menge gesagt. Deshalb erlaube ich mir, aktu-
ell einige andere Aspekte einzubringen, denn die heu-
tige Debatte erinnert ein wenig an die gestrige De-
batte, die wir zur Turkei gefiithrt haben. Wie gehen
wir mit Menschenrechten um? Denn auch in der West-
sahara geht es darum, ob sich Europa konsequent fur
Menschenrechte und politische Freiheitsrechte ein-
setzt oder ob man diese hintanstellt. Ich sage das des-
halb, da wir gerade ein aktuelles Beispiel haben, was
die Westsahara betrifft.

Schweden zum Beispiel hat die Westsahara lange Zeit
politisch sehr stark unterstutzt. Fir den Februar dieses
Jahres war geplant, dass Schweden die Westsahara
offiziell als unabhdngigen Staat anerkennt. Das ware,
ehrlich gesagt, ein enormer Schritt gewesen, denn
die Demokratische Arabische Republik Sahara ist zwar
international von 70 Staaten anerkannt, darunter einer
Mehrzahl der Staaten Afrikas und Lateinamerikas,
aber bis jetzt ist kein OECD-Staat und kein europa-
ischer Staat darunter.

Das schwedische Parlament hatte die Anerkennung
bereits Ende 2012 beschlossen, und der formale Akt
sollte jetzt erfolgen. Doch davon ist jetzt leider kei-
ne Rede mehr. Die schwedische Regierung rudert zu-
rick und erklart, sie miisse die Situation neu bewerten.
Das macht schon pragnant deutlich — Herr Kollege
Weber hat eben schon etwas zu den Fischereiabkom-
men gesagt —, wie schwierig es ist, wenn tatsachlich
materielle Interessen dahinterstehen. Es hat namlich
eine Vorgeschichte. Im Herbst letzten Jahres hatte

©)
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Marokko die Eroffnung einer IKEA-Filiale in Rabat
blockiert. Die marokkanische Regierung machte deut-
lich, dass sie mit einem Handelsboykott gegen schwe-
dische Produkte reagieren wirde, wenn Schweden
die Westsahara anerkennt.

Jetzt, im Januar, unmittelbar nach dem Riickzug der
schwedischen Regierung, hat Marokko mit Schwe-
den ein Ruckfiihrungsabkommen fiir minderjahrige
Gefliichtete abgeschlossen und weiteres Entgegen-
kommen signalisiert. Deutlicher kann man das Ein-
knicken der Politik nicht zeigen.

Auch die deutsche Bundesregierung und die EU in-
teressieren sich fur Marokko —das erinnert an die De-
batte von heute Morgen —im Moment hauptsachlich
wegen der Fluchtwege tiber das Mittelmeer, wegen
der Frage, ob sie Fluchtlinge zurticknehmen, die hier
nicht anerkannt oder kriminell werden. Marokko ist,
glaube ich, eines der Lander, mit denen die EU ver-
sucht, Hotspots zu installieren. Es gibt auch innerhalb
der anderen EU-Staaten handfeste Interessen. Ein
Funftel des Fischfangs der EU findet vor Afrikas Kis-
ten statt. Die EU kauft afrikanischen Staaten per Li-
zenzvertrag ihre Fische ab. Das tragt direkt zur Ver-
armung der Bevolkerung bei und vernichtet Arbeits-
platze, die dort dringend gebraucht werden.

Zwei Jahre lang hatte die EU kein Fischereiabkom-
men mit Marokko aufgrund der Kritik von einheimi-
schen und europaischen NGOs an dieser Praxis. Jetzt
gibt es wieder eines. Man muss einfach einmal sa-
gen, dass die EU damit selber Fluchtursachen pro-
duziert, die vor allen Dingen junge Menschen aus den
Landern Nordafrikas treiben. Ich erwdahne das hier,
weil man nicht nur die Moglichkeit kauft, vor Ma-
rokkos Kiisten zu fischen, sondern auch vor der West-
sahara.

Das ist eine extrem kurzsichtige Politik. Deswegen
bin ich froh, dass zumindest vier Fraktionen dieses
Parlaments versuchen, deutliche Zeichen zu setzen
und zu sagen: Das geht so nicht! Marokko ist durch
seine Westsaharapolitik in Afrika isoliert. Die Bezie-
hungen zu Algerien, generell zu den OAU-Staaten
sind derzeit auf dem Tiefpunkt. Ich finde, gerade an-
gesichts der Debatte, die wir heute Morgen gefiihrt
haben, muss man sagen, jede Perspektive, in Maghreb
einen gemeinsamen Wirtschaftsraum aufzubauen, der
wieder eine wirtschaftliche Perspektive fiir die Bevol-
kerung bietet, scheitert im Moment daran, dass der
Westsaharakonflikt eben nicht gelost ist.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Menschen brauchen
eben nicht nur Griinde, die sie in die Flucht treiben
—das ist das Problem, die gibt es zuhauf —, sie brau-
chen auch Griinde, um dort zu bleiben.

(Glocke)

Gerade fur Jugendliche in Nordafrika sind diese
Grunde derzeit Mangelware.

Ich komme zum Schluss! Ich mochte noch einen Satz
anbringen. Die Polisario — es ist mir wichtig, dass ich
das noch sagen kann — hat sich im Jahr 1991 darauf
eingelassen, einen Waffenstillstand und die Perspek-
tive des Referendums zu akzeptieren. Das war eine
vernunftige, rationale und verantwortliche Entschei-
dung. Das Referendum kommt nicht. Das ist nach mei-
nem Dafiirhalten fatal, denn es hat fatale Auswirkun-
gen auch auf Europa. Genau das verschafft den fana-
tischen und islamistischen Bewegungen so viel Zu-
strom. Die merken namlich, gewaltfrei zu agieren lohnt
sich nicht. Deswegen ist es wichtig, dass wir diesen
Antrag heute eingebracht haben. Ich finde es rich-
tig, dass wir uns weiterhin daftr einsetzen, dass die
Westsahara tatsachlich ihren unabhangigen Status
erhalt. — Ich danke Thnen!

(Beifall DIE LINKE, Bundnis 90/Die Grunen)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Dr. Buhlert.

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Seit dem Jahr 1975
halt Marokko die Westsahara besetzt, und sie ver-
wehrt seit 1991 das Referendum uber die Unabhan-
gigkeit. Das ist ein VerstoBl gegen das Selbstbestim-
mungsrecht der Volker, ein Verstol gegen das Vol-
kerrecht. Das muss benannt werden. Es ist gut, dass
die Bremische Burgerschaft bereit ist, dies zu tun.

(Beifall FDP, SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE)

Man muss sich Folgendes vorstellen: Wir haben es
mit der letzten Kolonie auf afrikanischem Boden zu
tun. Wir haben uns Dienstag in der Stadtburgerschaft
Gedanken uber die Frage gemacht, wie wir mit Ko-
lonialismus umgehen, und wie wir dazu stehen. Wir
sind nicht der Meinung, dass man das anders beur-
teilen kann, als dass es ein Verstol gegen Menschen-
rechte ist, gegen Menschenwiirde, und dass es eben
unteilbare Menschenrechte gibt, die man nicht im
Lichte irgendwelcher Historie beurteilen kann, son-
dern immer von den Menschenrechten aus. Die sind
unteilbar. Sie miissen auch fiir die Menschen, die dort
unterdriickt werden und im Kolonialismus leben, gel-
ten. Sie miissen wir durchzusetzen helfen, indem wir
hier klar Position beziehen.

(Beifall FDP, SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE)

Marokko hat bisher alle Versuche zur Durchfiihrung
des Referendums blockiert. Die UN-Friedensmission
hat kein Recht zur Uberwachung der Menschenrechte.
Das haben wir sonst nirgendwo. Sonst ist immer die
Uberwachung von Menschenrechten in besetzten Ge-
bieten dabei. Man muss sich auch vor Augen fiihren,
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wie wenig dort moglich ist, weil es eben von Marokko
mit Unterstiitzung der uns sonst so lieben Franzosen
verhindert wird.

Insofern miussen wir uns doch anschauen, was wir tun
konnen, und wie wir es erreichen, dass den Menschen
endlich das Selbstbestimmungsrecht gegeben wird.
Daher setzen auch wir als FDP uns daftr ein, dass
ein Zeichen gesetzt wird, dass die Burgerschaft Flag-
ge zeigt — im wahrsten Sinne des Wortes —, dass die
Verletzung des Volkerrechts nicht langer toleriert wird
und dafir, deutlich zu machen, dass wir die Beset-
zung der Westsahara verurteilen und das Selbstbe-
stimmungsrecht der Volker hier endlich zum Grei-
fen kommen soll. - Herzlichen Dank!

Vizeprasidentin Dogan: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Dr. Miller.

Abg. Frau Dr. Miiller (Biindnis 90/Die Griinen)*): Sehr
geehrte Frau Prasidentin! Verehrte Kolleginnen und
Kollegen! Wir greifen heute ein Thema auf, das Thema
um die Westsahara, das —so muss ich zugeben —auch
beimir in den letzten Jahren etwas in Vergessenheit
geraten ist, bis Herr Kollege Weber das Gesprach ge-
sucht hat und auch ich mich wieder starker und in-
tensiv mit der Problematik um die Westsahara beschat-
tigt habe.

Der Konflikt um die sogenannte und treffend benannte
letzte Kolonie Afrikasist viele Jahrzehnte alt und viele
Jahrzehnte ungelost. Das muss uns betriben, gera-
de, weil wir uns hier im Haus immer sehr stark fur
die Region gemacht haben.

Mit der Grundung der Demokratischen Arabischen
Republik Sahara durch die Sahrauis befreite sich
ursprunglich ein neuer Staat in Afrika aus der spa-
nischen Kolonialbesetzung. Das Thema haben wir
gestern schon angesprochen und uns dazu so posi-
tioniert, dass wir das Leid und die Konsequenzen eu-
ropaischer Kolonialpolitik, die wir bis heute auf dem
afrikanischen Kontinent beobachten konnen, weiter-
hin zum Thema vor allen Dingen auch an Bremer
Schulen machen.

(Beifall Bundnis 90/Die Grunen, SPD, DIE LINKE)

Dieser Tage jahrt sich die Grundung der DARS zum
40. Mal, ohne dass das von der UNO vor 25 Jahren
in Aussicht gestellte Unabhangigkeitsreferendum
durchgefiihrt worden ware. Bis heute — es ist schon
erwahnt worden — verhindert Marokko das Referen-
dum. Doch wir wollen das nicht unbeantwortet las-
sen. Zumindest vier Fraktionen bestarken sich hier
wieder in dem Willen, sich gemeinsam auf allen po-
litischen Ebenen, auf denen wir irgendwie Einfluss
haben und vertreten sind, wieder mehr und verstarkt
und starker als in den letzten Jahren dafiir einzuset-
zen, das Thema wieder auf die politische Agenda zu
setzen.

Ich mochte noch einmal auf die einzelne Situation
eingehen. In vier groen Fluchtlingscamps in der al-
gerischen Wiiste leben heute immer noch die meis-
ten Sahauris, im Allgemeinen stark unterversorgt und
ohne breite internationale Beachtung. Die Exilregie-
rung des Landes Westsahara befindet sich in der al-
gerischen Kleinstadt Tindouf, nicht weit davon ent-
fernt, behelfsmafBig und ohne jegliche Moglichkeit,
ihr Stadtgebiet zu kontrollieren, denn drei groBle
Wallsysteme, bis zu zehn Meter hoch, die durch ma-
rokkanische Soldaten besetzt und mit hochmodernen
Waffen geschiitzt sind, halten die Menschen von ih-
rer Heimat fern, und sie halten sie eben auch fern
von reichen Fischgrunden, von Ackerland und der
Chance auf ein unabhangiges Leben.

Dass der Westsaharakonflikt bis heute nicht gelost
ist, liegt derweil nicht nur an der Haltung Marokkos
—sehr zentral, aber nicht nur —, sondern, so miissen
wir konstatieren, auch am mangelnden Durchset-
zungswillen und an der mangelnden Durchsetzungs-
fahigkeit der Vereinten Nationen, vor allem an der
inkonsequenten Handelspolitik der Europaischen Uni-
on und der jahrelangen Blockadehaltung Frankreichs.

Wir sprechen hier nicht iiber einen abstrakten Land-
kartenkonflikt, auch wenn eine Landkartengrenz-
ziehung die urspringliche Ursache war. Wir spre-
chen tuber 200 000 Fliichtlinge, die seit Jahrzehnten
weitgehend perspektivlos in Fluchtlingscamps leben,
in Algerien nur geduldet werden und denen die
Chance auf Riickkehr verwehrt wird, und das, wah-
rend Marokko die Menschen vertreibt, sie nicht zu-
ruckkehren lasst und seinen Herrschaftsanspruch mi-
litarisch durchzusetzen versucht.

Ich will es deutlich sagen, auch fur meine Fraktion
gilt, dass wir gemeinsam wieder starker auf allen
Ebenen, auf denen wir vertreten sind, wirksam das
Anliegen der Westsahara auf die politische Agenda
der Bundesregierung und auf jene der Europaischen
Union setzen wollen.

(Beifall Bundnis 90/Die Grinen, SPD)

Wir wollen auf allen Ebenen mit Nachdruck und de-
mokratischer Starke fiir Menschen eintreten, denen
dieses Unrecht widerfahrt. Wir wollen die volker-
rechtswidrige Besetzung der Westsahara durch Ma-
rokko beendet sehen.

(Beifall Bundnis 90/Die Grunen, SPD, DIE LINKE)

Wir wollen den Friedensprozess an der Westkuste
Afrikas endlich vorankommen sehen, und wir wol-
len den Ruckzug der Besatzungstruppen erreichen,
damit die Bevolkerung in ihre Heimat zurtiickkehren
kann.

Der Ihnen vorliegende Antrag festigt uns im Hause
und festigt auch die Bremerinnen und Bremer in dieser
Uberzeugung, fiir die Freiheit und Selbstbestimmtheit
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aller Menschen einzutreten. Wir bekennen uns da-
her nachdrucklich zu dem angekiindigten Referen-
dum durch die UN in der Westsahara und fordern,
dass die Fliichtlingscamps in Algerien mehr —und zwar
viel mehr — Unterstitzung und Hilfe erhalten.

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen)

Denn es ist doch ganz klar, so, wie es bisher, seit
Jahrzehnten — ich betone, seit Jahrzehnten - lauft,
kann es auf gar keinen Fall weitergehen. Die Freie
Hansestadt Bremen, von der ein dunkles Kapitel
deutscher Geschichte, das des Kolonialismus, ausging,
bekennt sich hiermit wiederholt zu ihrer Verantwor-
tung und wird beim Bund und in Europa mit starker
Stimme dafur eintreten, dass diese letzten Konflikte
des von Europa ausgegangenen Kolonialismus gelost
werden und dies gewaltfrei und in Zusammenarbeit
mit den Volkern der Westsahara geschehen kann. —
Vielen Dank!

(Beifall Biindnis 90/Die Grinen, SPD, DIE LINKE)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Eckhoff.

Abg. Eckhofi (CDU): Frau Prasidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Auch ich bekenne mich
dazu, dass dieses Thema in den letzten Jahren nicht
auf meiner politischen Agenda stand. Ich konnte mich
dunkel daran erinnern, als ich den Debattenbeitrag
von meiner Vorgangerin als Sprecherin fur Europa
und Entwicklungszusammenarbeit, Susanne Grobien,
.geerbt” habe, dass wir uns in der Schulzeit mit dem
Thema beschaftigt haben, meist, weil Lehrer zu uns
kamen und sagten, da ist ein Konflikt, unterschreibt
doch einmal! Ich bin schlieBlich in Bremen zur Schule
gegangen und hatte immer sehr politische

(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: In Huchting!)

—in Huchting, Herr Dr. Buhlert, richtig! — Lehrer, die
auch solche Themen mit uns immer proaktiv ange-
sprochen haben.

Ich habe aber in den letzten Tagen doch noch einmal
versucht, mir zu vergegenwartigen, worin die Pro-
blematik besteht, und man muss sich, denke ich, nichts
vormachen, dass die Gesamtthematik unbefriedigend
ist. Wenn die UN seit dem Jahr 1991 versucht, ein
Referendum durchzusetzen, dann ist diese Frage eine
hochst komplexe und komplizierte, die eine ganze
Menge Eigeninteressen enthdlt. Ich mochte nicht
verhehlen, dass Marokko dabei wahrscheinlich er-
hebliche Eigeninteressen hat.

Wenn ich mir aber den Konflikt in den letzten Tagen
richtig angeschaut habe, so geht es hauptsachlich um
die Frage —ich finde, das muss man an dieser Stelle
noch einmal betonen —, wer sich eigentlich an diesem
Referendum beteiligen kann, also, welche Sahauris

in dem Referendum stimmberechtigt sind. Dabei gibt
es einen Teil, der in den Jahren vor 1975 nach Ma-
rokko geflichtet ist und bei dem Marokko heutzuta-
ge Wert darauf legt, dass diese Menschen stimmbe-
rechtigt sind, offensichtlich, weil sie sich ein ande-
res —das muss man, denke ich, auch sagen — Ergeb-
nis im Referendum erhofft hatten. Aber wo beginnt
die Selbstbestimmung der Sahauris und wo hort sie
auf? Ich denke, das ist der Konflikt in diesem The-
ma, mit dem man sich auseinandersetzen und was
man hier offen und ehrlich sagen muss. Dass ein sol-
ches Referendum eine Selbstverstandlichkeit ist, ist
aus meiner Sicht uber die Fraktionsgrenzen hinweg
unbestritten.

Was tut aber die Bundesregierung? Was tut die EU?
Damit sind wir im Endeffekt fast wieder bei der De-
batte, bei der wir gestern auch waren. Vor Kurzem
gab es eine Vereinbarung zwischen Deutschland und
Marokko. Es waren 27 Punkte, ausgehandelt in der
Verantwortung von Bundesaulenminister Steinmeier.
Ein Punkt dieser 27 beschaftigt sich auch mit dem
Referendum. Darin steht, dass die Bundesrepublik
Deutschland erwartet, dass dieses Referendum durch-
gefihrt wird. Nun kann man auf der einen Seite nattr-
lich sagen, einer von 27 ist mir viel zu wenig. Man
kann auf der anderen Seite aber auch sagen, Mensch,
gut, dass man es in dieses Kommuniqué hineinbe-
kommen hat, dass das Referendum an dieser Stelle
auftaucht!

Vor diesem Hintergrund glaube ich, dass dieses The-
ma auch bei der Bundesregierung, insbesondere im
BundesauBlenministerium, ein Thema ist, das auf der
politischen Agenda steht. Genauso hat sich auch die
UN erst vor Kurzem mit einem Kommuniqué zu Wort
gemeldet. Ich bringe das jetzt nicht vor, weil ich es
dann aus dem Englischen vortragen miusste; ich habe
so schnell keine deutsche Ubersetzung gefunden.
Aber auch dort steht das Thema Referendum nach
wie vor auf der politischen Agenda.

Dabei stellt sich bei uns wieder die Frage: Was kon-
nen wir tun? Wo ist unser Einfluss? Missen wir tat-
sachlich, wie Sie es in Ihrem Antrag tun, die Bundes-
regierung und nochmals die EU auffordern, obwohl
dieses Thema eigentlich seit vielen Jahren auf der
politischen Agenda steht? Dabei sind wir fast wieder
an dem Punkt von gestern. Das Thema Umgang mit
Marokko ist in den letzten Monaten nicht leichter
geworden, dazu mussen wir uns nur die vor der Mit-
tagspause gefuhrte Debatte anschauen.

Aber, Herr Prasident — oder jetzt Herr Kollege, wenn
er in der Fraktion sitzt —, weil es Ihnen ein Herzens-
anliegen ist, haben wir gesagt: Okay, wir lehnen den
Antrag nicht ab, sondern wir haben uns gerade dazu
entschlossen, uns der Stimme zu enthalten. Im An-
trag stehen auch gute und wichtige Punkte. Natur-
lich ist es richtig, sich auch um die Fliichtlingscamps
zu kimmern.

(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Unmenschliche Zustande!)

(D)
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Das sind Fluchtlingscamps — es ist angedeutet wor-
den —, die es seit uber 20 Jahren gibt. Insofern steht
in Ihrem Antrag korrekterweise ,unmenschliche Zu-
stande”, das ist richtig. Deshalb werden wir uns der
Stimme enthalten, da wir meinen, dass es dieser Auf-
forderung von Bundesregierung und UN nicht bedarf.
Aber andere Punkte sind richtig, und insofern wiin-
schen wir Thnen viel Erfolg mit der morgigen Veran-
staltung. — Herzlichen Dank fur die Aufmerksamkeit!

Vizeprasidentin Dogan: Als Nachste hat das Wort Frau
Staatsratin Hiller.

Staatsratin Hiller: Sehr geehrte Frau Prasidentin, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren! Claus Leggewie
bezeichnete den Westsaharakonflikt in seiner Lau-
datio zum Solidaritatspreis 2013 als , eines der grofiten
Kooperationsversagen multilateraler Politik “.

Die Feststellung ist auch drei Jahre spater leider immer
noch aktuell. Wahrend die Welt angesichts anderer
Ereignisse, insbesondere dem Biirgerkrieg in Syrien,
in Atem gehalten wird, und das daraus resultieren-
de Leid und millionenfache Flucht die offentliche
Debatte dominieren, erhalten kleine und leider auch
altere Konflikte meist nicht die Aufmerksamkeit, die
ihnen eigentlich zustiinde. Deshalb begrufit der Se-
nat diesen koalitionstibergreifenden Antrag und die
heute stattfindende Debatte sowie die Veranstaltung
morgen hier im Haus der Burgerschaft sehr.

Wir miissen immer wieder feststellen, dass Marokko
fir Deutschland und auch fir Bremen ein wichtiger
Handelspartnerist, dass aber gerade durch eine Bei-
legung dieses Konflikts fir die Menschen in der Re-
gion auch dringend benotigte neue wirtschaftliche
Chancen eroffnet wiirden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, meine Vor-
rednerinnen und Vorredner haben schon viel tiber
die Hintergrunde des Konflikts gesprochen. Fiir den
Bremer Senat steht fest, das sahrauische Volk hat
ebenso wie alle anderen Volker dieser Welt das Recht
auf Selbstbestimmung.

(Beifall SPD, Buindnis 90/Die Grunen, DIE LINKE)

Deshalb muss das seit Langem geforderte, eben auch
schon in allen Beitragen erwahnte UN-Referendum
zur Unabhangigkeit endlich umgesetzt werden. Das
Beispiel Namibia — das wird auch morgen in der Ver-
anstaltung dargestellt — hat vorbildhaft gezeigt, wie
ein solcher Prozess friedlich und geordnet ablaufen
kann.

In diesem Konflikt gibt es noch zwei andere Punkte,
die Sie auch schon erwdahnt haben. Zum einen geht
es um die Frage der europaischen AuBenpolitik. Das
Tauziehen um die Westsahara ist ein mahnendes Bei-
spiel fur die Notwendigkeit einer gemeinsamen eu-
ropaischen AuBenpolitik. Es ist schwierig und kann
eigentlich auch nicht sein, dass die Europaische Union

bei Angelegenheiten in ihrer unmittelbaren Nach-
barschaft mit mehreren Stimmen spricht. Kame es hier
zu einer gemeinsamen Strategie — es wurde eben
schon angesprochen —, konnte am Ende ein Ange-
bot Europas zur Zusammenarbeit mit den Maghreb-
Staaten vielleicht sogar diesen festgefahrenen und
unertraglichen Konflikt aufbrechen.

Diejiingste Entscheidung des Europaischen Gerichts-
hofs, im Zuge derer das Handelsabkommen zwischen
Marokko und der Europaischen Union gekippt wur-
de, mag hier als Weckruf dienen. Es ist tiberdies sehr
zu begrufien, wenn die nun anstehenden Gesprache
mit Marokko im Zusammenhang mit der in Aussicht
gestellten Einstufung als sicheres Herkunftsland auch
dazu benutzt wiirde, das Thema Westsahara wieder
auf die Tagesordnung zu setzen und damit den An-
stoB auf eine langfristige Entwicklungspartnerschaft
zu geben. Ich habe dies im Gesprach im Kreis der
Lander und gegentiber dem Bundeskanzleramt be-
reits angestofen. Auch die Ankiundigung von Bundes-
entwicklungsminister Miiller, mehrere Millionen Eu-
ro fir Ausbildungs- und Arbeitsmarktprojekte vor Ort
zur Verfugung zu stellen, ist sicherlich ein Schritt in
die richtige Richtung.

Zum Schluss, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, ist es mir wichtig, Folgendes deutlich zu machen.
Herr Eckhoff, es ware schon, wenn Sie Ihre Position
doch noch einmal iiberdenken —

(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Haben wir schon!)

ich weiB! —, vielleicht weiter iiberdenken. Sie wissen
auch, Herr Hinners weiB das, dass es gerade in Fra-
gen von Menschenrechten, von Selbstbestimmung
immer gut ist, wenn dieses Haus mit einer Stimme
spricht! Es ist wichtig, immer wieder das Schweigen
zu durchbrechen und durch Initiativen und Debat-
ten wie heute das Schicksal dieses Volkes vor dem
Vergessen zu bewahren. Ich will an dieser Stelle sa-
gen, dass ich hier eine hohe Dankbarkeit gegentiber
dem im Jahr 2012 in Bremen gegriindeten Verein
.Freiheit fur die Westsahara” aussprechen will. Ei-
nige der Vereinsmitglieder sind hier oben auf der Tri-
bune. Es ist die Hartnackigkeit und dieses perma-
nente, manchmal auch anstrengende Bohren auch
bei meiner Person: ,Hast du schon?”, und auf euro-
paischer und auf Bundesebene, die dazu gefiihrt ha-
ben, dass wir dort immer wieder hingeschaut haben.
Gunther Hilliges sitzt da oben. Ich bedanke mich da-
fur. Ich glaube, das ist anstrengend.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE,
FDP)

Trotzdem ist es dringend notwendig, diese Themen
immer wieder anzusprechen. Dafur die Anerkennung
des Senats! Vielleicht gelingt es doch noch, den An-
trag gemeinsam zu unterstutzen. Aber dasist die Auf-
gabe der Fraktionen. Ich bedanke mich fir den An-
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trag, fur die Debatte und fir die Veranstaltung mor-
gen. — Dankel!

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Grunen, DIE LINKE)

Vizeprasidentin Dogan: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD, Blindnis 90/
Die Griinen, DIE LINKE und der FDP mit der Druck-
sachen-Nummer 19/243 seine Zustimmung geben
mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafir SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE,
FDP, ALFA, Abg. Timke [BIW])

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?
(CDU)

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

Intensivpadagogische Betreuung von straffalligen
Jugendlichen

Antrag der Fraktion der CDU

vom 1. Februar 2016

(Drucksache 19/256)

Wir verbinden hiermit:

Intensivpdadagogische Betreuungsangebote fiir Min-
derjahrige unverziiglich ausweiten!

Antrag der Fraktionen Biindnis 90/Die Griinen
und der SPD

vom 17. Februar 2016

(Drucksache 19/288)

sowie

Verurteilungen nach dem Jugendstrafrecht beschleu-
nigen - Intensivpdadagogische Mafinahmen installie-
ren

Antrag der Fraktion der FDP

vom 18. Februar 2016

(Drucksache 19/293)

und

Ursachen angehen statt Symptome bekampfen. Ju-
gendhilie bedarifsgerecht aufstellen — intensiv- und
traumapddagogische Angebote ausweiten

Antrag der Fraktion DIE LINKE

vom 23. Februar 2016

(Drucksache 19/29%)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin Stah-
mann.
Die gemeinsame Beratung ist eréffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete Ro-
wekamp.

Abg. Rowekamp (CDU): Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine sehr verehrten Damen und Herren! Seit
einigen Monaten beschaftigt die Strafverfolgungs-
behorden eine kleine Gruppe der zahlreich im letz-
ten und vorletzten Jahr zu uns gekommenen unbe-
gleiteten minderjahrigen Auslander. Nach einem Be-
richt fir den Rechtsausschuss in der kommenden
Woche sind von den circa 50 bis 100 identifizierten
Intensivtatern 25 bis 35 priorisiert worden. Die Straf-
taten dieser Priorisierten sind in Zahlen ausgedriickt
erschreckend. Auf das Konto dieser 25 bis 35 unbe-
gleiteten minderjahrigen Auslander gehen allein im
Jahr 2015 rund 370 Straftaten, die in 200 entsprechen-
den Anklageschriften durch die Staatsanwaltschaft
erhoben wurden. Von diesen 25 bis 35 unbegleiteten
minderjahrigen Auslandern sitzen zurzeit dreizehn
in Untersuchungs- und funf in Strafhaft.

Wir haben es mit einem Kriminalitatsphanomen zu
tun, wie es seinesgleichen in der Geschichte der Bre-
mer Polizei sucht. Nicht einmal die vom Innensenator
ja so nachdrucklich bekampfte Rockerkriminalitat
kann, zumindest was die Anzahl der Straftaten be-
trifft, mit dieser Gruppe mithalten. Meine sehr ver-
ehren Damen und Herren, nach Auffassung der CDU-
Fraktion hat deswegen die Bevolkerung in Bremen
einen Anspruch darauf, vor weiteren Straftaten die-
ser Minderheit in Bremen geschiitzt zu werden.

(Beifall CDU, ALFA)

Das Problem ist nicht neu. Es ist auch in der politi-
schen Debatte nicht neu. Der frithere Blirgermeister
Jens Bohrnsen hat bereits im Februar 2015 eine Lo-
sung fir diese kleine Gruppe von straffallig auffal-
lig gewordenen minderjahrigen Auslandern angekun-
digt. Der Senator fur Justiz hat sogar ein Gebaude
mit einem sechsstelligen Betrag saniert, um es fur eine,
wie der Burgermeister sagte, robuste Einrichtung zur
Verfugung zu stellen.

Ich will an dieser Stelle sagen, dass kurzfristig der
einzige wirksame Schutz der Bevolkerung vor wei-
teren Straftaten dieser Personengruppe darin be-
steht, eine geschlossene Unterbringungseinrichtung
zu schaffen, und das so schnell wie moglich.

(Beifall CDU, FDP, ALFA)

Ich habe kein Verstdandnis dafiir, dass die Sozialse-
natorin so zogerlich reagiert hat, wie sie reagiert hat.
Nach uber einem Jahr nach der Ankindigung des
Burgermeisters sind wir, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, noch nicht einen einzigen Millimeter
weitergekommen. Wie viele Straftaten hatten sich
eigentlich im vergangenen Jahr zulasten der Breme-
rinnen und Bremer, die um diese Umstande besorgt
sind, verhindern lassen, wenn Sie, Frau Senatorin,
nicht gewartet, sondern gehandelt hatten? Ich habe
dafur kein Verstandnis.
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(Beifall CDU)

Thre formal gegebene Begrundung, man habe kei-
nen Trager, der bereit ware, in der vorgesehenen Im-
mobilie eine solche Einrichtung zu betreiben, halte
ich fur vorgeschoben und fadenscheinig. Dahinter
steckt, wie wir aus der politischen Debatte wissen,
ein tiefgreifender Meinungsunterschied, auch inner-
halb der Fraktion von Biindnis 90/Die Griinen. Sa-
gen Sie es einfach so, wie es ist: Ein Teil [hrer An-
héanger und bisher auch ein Teil Ihrer Fraktion moch-
te diese MafBinahme nicht. Es gehort zur Ehrlichkeit,
die Menschen nicht zu vertrosten, sondern ihnen diese
Wahrheit mitzuteilen, sehr geehrte Frau Senatorin.

(Beifall CDU, FDP, ALFA)

Nun soll es ein weiteres Jahr dauern, bis diese Ein-
richtung kommt, und die Menschen sollen damit ver-
trostet werden, dass man bis dahin die ambulante in-
tensivpadagogische Betreuung ausbauen wolle. Ers-
tens ist es ein Armutszeugnis fur das, was bisher von
der ambulanten Betreuung geleistet wurde, dass man
erst jetzt auf die Idee kommt, die ambulante sozial-
padagogische Betreuung auszubauen. Warum haben
Sie das eigentlich nicht schon getan, als das Problem
zum ersten Mal auf dem Tisch lag? Warum soll darin
jetzt das Heil fur die Losung der derzeitigen Proble-
me gesucht werden? Nein, meine sehr geehrten Da-
men und Herren, den Grinen geht es nicht um die
Losung dieses Problems. Es geht ihnen ausschlief3-
lich und allein um eine Vertagung des Problems, und
das halte ich fur unverantwortlich.

(Beifall CDU, FDP, ALFA)

Das kommt auch in der personlichen Erklarung der
Abgeordneten Frau Wendland zum Ausdruck, die
gesagt hat, dieser Antrag entspreche schon immer
ihrer Auffassung, denn sie hoffe immer noch, dass
diese Einrichtung durch die weiteren intensivpada-
gogischen MafBnahmen uberflussig wird. Meine Da-
men und Herren, ich sage Thnen voraus: Aufgrund
der Entwicklung der Straftaten, der erhobenen An-
klagen und der identifizierten Tater — iberwiegend
junge mannliche Téater — halte ich es fiir ausgeschlos-
sen, dass diese MaBnahme durch eine Arbeit in der
ambulanten stationaren Jugendhilfe wirksam be-
kampft werden soll. Es ist eine Illusion, der Sie sich
hingeben. Wir brauchen so schnell wie moglich eine
robuste Unterbringung fir diese eklatant rechtswid-
rigen Straftater in Bremen und Bremerhaven.

(Beifall CDU, FDP, ALFA)

Lassen Sie mich abschlieBend noch auf eine andere
Argumentation in diesem Zusammenhang eingehen.
Herr Kollege Dr. Gildner sagte in einem Zeitungs-
interview sinngemal, wir hatten ja das Strafrecht. Ich

halte den Verweis auf strafrechtliche Sanktionen und
MafBnahmen fir verantwortungslos.

(Abg. Dr. Giildner [Bundnis 90/Die Grunen]: Bei In-
tensivtatern!)

Warum? Weil zwischen der Tat und der strafrechtli-
chen Sanktion einer Untersuchungshaft und/oder ei-
ner Strafhaft erstens eine viel zu lange Zeit liegt und
zweitens die Sanktion erst einsetzt, wenn die Straf-
taten, die von diesen Menschen begangen werden,
in erheblicher Anzahl uber einen fortlaufenden Zeit-
raum immer wieder, wieder, wiederholt werden. Ich
denke, dass das strafrechtliche Sanktionssystem keine
Antwort auf Verfehlungen von Jugendlichen ist, um
schnell und sofort zu reagieren und weitere Strafta-
ten zu verhindern. Das strafrechtliche Sanktionssystem
setzt am Ende irgendwann ein, aber erst dann, wenn
das Jugendhilfesystem versagt hat. Deshalb muss an
dem Jugendhilfesystem gearbeitet werden, und es
darf nicht allein auf das strafrechtliche Sanktionssys-
tem verwiesen werden.

(Beifall CDU - Abg. Dr. Giildner [Biindnis 90/Die
Grinen]: Das ist neu von der CDU!)

Ich mochte noch einen letzten Satz dazu sagen. Ich
glaube, dass wir generell in Anbetracht der Lage und
der Anzahl unbegleiteter minderjahriger Auslander
gut beraten sind, in den nachsten Wochen und Mona-
ten gemeinsam dartiber zu sprechen, ob unser deut-
sches Jugendhilferecht die richtigen Antworten fir
die Probleme dieser jungen Menschen gibt. Das deut-
sche Jugendhilferecht ist einmal fir jene Jugendli-
chen geschaffen worden, die, durch die Eltern erzo-
gen oder am Ende staatlich in Obhut genommen, in
Einzelfdllen eine erganzende padagogische Betreu-
ung brauchen.

Die Zielgruppe, die wir zurzeit im Auge haben, wird
meiner Ansicht nach nicht wirklich vom Jugendhilfe-
recht erfasst. Sie geht in der Regel nichtin eine deut-
sche staatliche Schule. Sie hat in der Regel keinerlei
Bezugspersonen in Deutschland. Deshalb mochte ich
am Schluss, egal, wie die Abstimmung heute ausgeht,
dafir werben, dass auch der Senat vielleicht im Bun-
desrat dahin gehend initiativ wird, dass das deutsche
Jugendhilferecht auch dieser Personengruppe die pas-
senden zeitnahen und wirksamen Hilfen anbietet. —
Vielen Dank!

Vizeprasidentin Dogan: Bevor ich die nachste Red-
nerin aufrufe, mochte ich auf der Besuchertribiine
recht herzlich Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
Jugendgerichts aus Bremen begrifen. — Herzlich will-
kommen!

(Beifall)

Als nachste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Dr. Schaefer.

(D)



Bremische Burgerschaft (Landtag) — 19. Wahlperiode — 15. Sitzung am 25.02.16

1099

Abg. Frau Dr. Schaefer (Biindnis 90/Die Griinen):
Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine Damen und Her-
ren! Ja, es ist unbestritten, dass wir hier in Bremen —
wie aber auch andere GroBstadte und Kommunen —
eine Anzahl von Jugendlichen haben, die kriminell
und gewalttatig sind und als Intensivtater gelten, und
es ist unbestritten, gerade auch im Sinne des Opfer-
schutzes, dass hier dringend Abhilfe geschaffen wer-
den muss. Die Menschen erwarten zu Recht Losun-
gen fir dieses Problem.

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen, SPD)

Hierzu gibt es unterschiedliche Moglichkeiten, aber
auch Einschatzungen, welche Losung geeignet ist.
Herr Rowekamp, Sie haben uns Grunen gerade vor-
geworfen, wir wirden Losungen verzogern. Wir Gru-
nen haben uns nun schon mehrmals — bis hin zu Lan-
desmitgliederversammlungen — dazu bekannt, dass
wir zu der im Koalitionsvertrag festgeschriebenen
fakultativ geschlossenen Unterbringung der Jugend-
lichen als Ultima Ratio stehen. Sie sagten vorhin, wir
wiurden das verzogern. Sie haben auch Susanne Wend-
land und andere Teile der Fraktion angefiihrt. Ich sage:
Susanne Wendland sieht aus tiefster Uberzeugung
eine geschlossene Unterbringung kritisch bis ableh-
nend, andere auch, im Ubrigen auch der Kinderschutz-
bund und die Vereinigung der Niedersachsischen und
Bremer Strafverteidiger sowie viele Experten und Fach-
leute aus dem gesamten Jugendhilfesystembereich.

Meine Damen und Herren! Es ist ein so wichtiges
Thema, wie wir gegen diese Jugendlichen vorgehen
und welche Losungen wir finden, dass ich es auch
nicht schlimm finde, wenn in unserer Fraktion jemand
eine kritische Haltung dazu hat. Wir wissen aus den
Erfahrungen in anderen Bundeslandern, in denen es
solche Einrichtungen gibt, dass diese entweder schon
wieder geschlossen worden sind oder nicht optimal
funktionieren. Wenn wir nicht die gleichen Fehler
machen wollen, ist es doch richtig, dass man sich
dieses Thema aus allen Blickwinkeln, auch aus kri-
tischen, anschaut.

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen)

Insofern sage ich aus tiefster Uberzeugung —und das
sage ich allen hier —, ich bin froh, einer Fraktion und
einer Partei anzugehoren, in der es moglich ist, dass
es zu einem Thema die unterschiedlichsten Meinun-
gen gibt, auch kritische, und vielleicht auch einmal
unterschiedliche Abstimmungsergebnisse innerhalb
einer Fraktion. Das Wichtigste ist am Ende, dass die
Mehrheit — und wir stehen heute geschlossen hier —
einer Koalition zu einem Thema eine Meinung und
eine Entscheidung findet. Aber ich bin tiberzeugt, dass
es zu einem demokratischen Prozess dazugehort, dass
nicht von oben diktiert wird, was die allgemeine Mei-
nung ist, sondern dass es auch innerhalb einer Par-
tei kritische und unterschiedliche Meinungen gibt.

Das ist gelebte Demokratie und eine lebendige De-
battenkultur, und das tut dem Ergebnis am Ende gut.

(Beifall Bundnis 90/Die Grunen, SPD, DIE LINKE)

Ich teile nicht den Duktus und auch nicht auch Ar-
gumentation des CDU-Antrages, der uns Griinen vor-
wirft, wir wirden aus rein ideologischen Griinden
lieber Jugendliche in U-Haft bringen anstatt in eine
deutlich mildere, aber sinnvollere intensivpadagogi-
sche Betreuung mit gegebenenfalls einer geschlos-
senen Unterbringung. Ehrlich gesagt, finde ich das
absurd.

Erstens — das sagen wir Grunen ganz klar — ist Frei-
heitsentzug ein massiver Eingriff in ein Grundrecht.
Deshalb ist es erst einmal richtig, dass die Hurden
auch im Jugendstrafrecht relativ hoch sind.

Beider CDU klang das bisher ganz anders. Frau Gro-
nert stand in der letzten Debatte hier vorn und hat
bedauert, dass es in Bremen keine Jugendeinrichtung
gibt, in der den Jugendlichen auch einmal die Tur
vor der Nase zugeschlossen werden darf. Sie stand
hier und hat gesagt, dass sie es bemerkenswert fin-
de, dass jugendliche Fliichtlinge, die sich in U-Haft
wiederfanden, also eine Weile weggesperrt wirden,
dort plotzlich anfingen, uber ihr Leben nachzuden-
ken. Das klang, ehrlich gesagt, bisher ganz anders.

Meine Damen und Herren, eine geschlossene Unter-
bringung sehen wir als einen Mosaikstein gerade zur
Haftvermeidung, aber ebenso als eine Einrichtung
fur Jugendliche, die nach einer Haftstrafe vielleicht
noch nicht so resozialisiert sind, dass sie ohne Pro-
bleme in die Gesellschaft entlassen werden kénnen.

Was mich an allen Debatten — nicht nur der heuti-
gen Debatte —, die wir bisher zu geschlossenen Ein-
richtungen gefiihrt haben, stort, ist, dass sie von der
CDU, aber auch von anderen immer als eine Art All-
heilmittel angepriesen werden,

(Abg. Hinners [CDU]: Weil sie das ist!)

dass das Problem der delinquenten Jugendlichen ein
fir alle Mal und zu hundert Prozent 10se. Das ist eben
nicht der Fall.

Die geschlossene Unterbringung ist einzig fur Jugend-
liche unter 18 Jahren. Die geschlossene Unterbrin-
gung unterliegt dem Jugendhilfegesetz. An eine sol-
che Einrichtung sind dementsprechend ganz hohe
Standards baulicher, fachlicher und personeller Art
gesetzlich festgesetzt.

(Beifall Bliindnis 90/Die Griinen)

Beilhnen, Herr Rowekamp, klang es eben so, als sei
es die einzige Moglichkeit, mit der man die Gesell-
schaft schiitzen konne, als sei es eine Art Knast light.
Es handelt sich eben um eine Einrichtung der Jugend-
hilfe, und Jugendliche dirfen dort nur kurze Zeit ei-
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nen Freiheitsentzug erfahren. Dort durfen eben auch
nur extra geschulte Padagogen und nicht Justizvoll-
zugsbeamte eingesetzt werden. Wir brauchen also
nicht nur einen geeigneten Standort, sondern auch
ein geeignetes schlissiges Konzept. Man muss zum
Beispiel auch die Frage beantworten, wie man den
Schulunterricht fur die Jugendlichen gewahrleisten
kann, und wir brauchen geeignetes Personal.

Bremen und Hamburg — Sie sagten, es sei Uber-
haupt nichts passiert; das kann man so nicht stehen
lassen — fuhren intensive Gesprache und haben sich
bereits auf einen Standort im Blockland geeinigt. Dort
bedarf es aber eines Neubaus. Der Neubau muss
zudem finanziert werden. Ich mochte eine kleine
Rechnung aufmachen. Sieht man sich eine vergleich-
bare Einrichtung zum Beispiel in Miunchen an, stellt
man fest, sie hat funf Millionen Euro gekostet. Die
laufenden Kosten betragen dort fir 14 Platze und
einem Tagessatz von bis zu 350 Euro also 10 000
Euro pro Monat. Das ist ein Jahresetat von 1,7 Milli-
onen Euro. Dasist viel Geld, gerade fiir ein Haushalts-
notlageland wie Bremen. Da die GU zusammen mit
Hamburg betrieben werden soll, wird auch mit Ham-
burg uber die Finanzierung verhandelt. Wie in dem
Antrag der CDU gefordert, aus der GU einen Eigen-
betrieb zu machen, um die Einrichtung zu betreiben
oder zu finanzieren, finde ich, ehrlich gesagt, eine
abstruse Idee.

Meine Damen und Herren, wir Griine sind davon
uberzeugt, dass wir neben der padagogisch betreu-
ten U-Haft und der fakultativ geschlossenen Einrich-
tung zur Pravention vor allem intensivpadagogische
MaBnahmen brauchen und ausbauen miussen. Wir
setzen zum Beispiel auf Stralensozialarbeit. Die Ju-
gendlichen befinden sich namlich auf der Strale. Dort
muss man sich um sie kiimmern. In Hamburg hat man
damit sehr gute Erfolge erzielt.

(Glocke)

Ich komme zum Schluss, Frau Prasidentin! Dort kann
man namlich den Kontakt und Vertrauen zu Jugend-
lichen aufbauen, sie praventiv stabilisieren, bevor sie
straffallig werden. In Hamburg - ich erspare Ihnen
die Details der Rechnung —hat man mit 170 000 Euro
im Jahr mit 250 Jugendlichen erfolgreich gearbeitet.

Ich mochte noch auf Beschlusspunkt drei eingehen.
Entsprechend der multiplen Problemlagen der Ju-
gendlichen ist es wichtig — das zeigen auch Erfah-
rungen aus Hamburg —, jeden Fall als Einzelfall zu
prifen. Was genau kann helfen? Welcher Trager, wel-
che MafBnahmen? Um diese Fragen gemeinsam zu
beraten, ist uns eine Koordinierungsstelle wichtig.

(Glocke)
Meine Damen und Herren, wir sind uns einig, dass

wir die Gesellschaft vor kriminellen Jugendlichen
schiitzen miussen. Der Senat arbeitet derzeit zusam-

men mit Hamburg an der Realisierung einer GU. Ja,
wir brauchen bis zur Fertigstellung geeignete Zwi-
schenlésungen, aber wir brauchen ebenso und vor
allem intensivpadagogische MaBnahmen, die bei den
Jugendlichen effizient greifen. — Herzlichen Dank!

(Beifall Bundnis 90/Die Grinen, SPD)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Aulepp.

Abg. Frau Aulepp (SPD)*): Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen
und Kollegen! In dieser Debatte ist schon eine inte-
ressante Situation. Alle in dieser Biirgerschaft vertre-
tenen Fraktionen haben sich mit ihren jeweils eige-
nen Antragen, wobei wir als Koalition naturlich ei-
nen gemeinsamen Antrag eingebracht haben, zur not-
wendigen sozialpadagogischen Hilfestellung fur die
in Bremen und Bremerhaven lebenden Jugendlichen
bekannt, die Hilfe bedurfen. Das ist schon. Allerdings
haben Sie das mit jeweils verschiedenen Schwerpunk-
ten und, wie ich wohl auch sagen darf, unterschied-
lichen Graden an Polemisierung des Themas getan.

Fur unsere Fraktion, fir die Regierungsfraktionen
insgesamt und auch fir den Senat kann ich sagen —
da schlieBle ich mich meiner Vorrednerin an —, dass
wir uns der Versorgung dieser jungen Menschen und
naturlich auch den jungen Menschen, die zu uns
gefluchtet sind, mit Ernsthaftigkeit und Grindlich-
keit und je nach personlichen Voraussetzungen und
Beditirfnissen und Bedarfen mit diversen sozialpada-
gogischen Angeboten widmen, die geboten sind.

Zu diesen besonderen Angeboten, die hier notwen-
dig sind, gehoren intensivpadagogische Betreuungs-
angebote fur Minderjahrige mit komplexem Hilfe-
bedarf. Zu diesen gehort auch — da sind die Koalitions-
fraktionen geschlossen — die Moglichkeit einer fakul-
tativ geschlossenen Einrichtung, um, wenn moglich,
eine kriminelle Entwicklung zu verhindern, zumindest
aber, um fur straffallige Jugendliche die padagogisch
deutlich schlechtere und weniger erfolgversprechende
Untersuchungshaft und Jugendstrafe zu vermeiden.

(Beifall SPD, Buindnis 90/Die Grunen)

Denn der Jugendvollzug — da stimme ich Herrn Ro6-
wekamp ausdrucklich zu - ist keine Jugendhilfeein-
richtung. Jugendstrafe ist eine strafrechtliche Frei-
heitsentziehung. Auch wenn ich als ehemalige Ju-
gendrichterin und fir den Jugendvollzug zustandige
Vollstreckerin, Vollstreckungsleiterin — —.

(Heiterkeit)

Manchmal wiinschen wir, dass wir auch die Voll-
strecker und Vollstreckerinnen sind, meine Kollegin-
nen und Kollegen, aber natiirlich leiten wir die Voll-
streckung!
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Ich halte viel von der dort geleisteten Arbeit und weill
auch, dass es fir manche jungen Straftater richtig ist,
wenn man ihnen klare Kante zeigt und die Sanktion
der Jugendstrafe verhangt. Ich weiB} aber auch, dass
es fir jeden jungen Menschen immer auch einen Weg
aus der Kriminalitat jenseits des Vollzugs geben muss
und dass wir verpflichtet sind, ihnen diesen Weg zu
zeigen und anzubieten.

(Beifall SPD)

Eine andere Sichtweise wére nicht nur aus Sicht von
Jugendgerichtsbarkeit und Jugendhilfe verfehlt, son-
dern auch zynisch!

Eine ganz kurze Bemerkung, weil das gerade im Raum
stand! Ich bin leider ein bisschen pessimistischer als
womdglich der eine oder andere von IThnen. Weder
das Strafrecht noch das Jugendstrafrecht noch die Ju-
gendhilfe werden Kriminalitat abschaffen konnen.

(Senatorin Stahmann: Ja!)

Das ware schon. Das werden wir aber nicht schaf-
fen. Wir werden immer die Angebote machen mis-
sen, die richtig sind, und versuchen miussen, so viel
Schutz wie moglich zu garantieren.

Die Notwendigkeit der fakultativ geschlossenen Un-
terbringung ist unbestritten. Das ist kein Hardlinertum.
Das ist auch ein Gebot der Rechtsstaatlichkeit.

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

Mein ehemaliger Kollege beim Jugendgericht hat das
auch deutlich in eines seiner Urteile geschrieben, das
mehr Offentlichkeit als manche anderen Urteile er-
langt hat. Aber er hatte Recht damit. Ich erlaube mir
zu zitieren:

»Die Kritik an geschlossener Unterbringung und damit
auch die Verweigerung dieser Form der Einflussnah-
me auf junge Menschen mit diesem Problempotenzial
stelle sich im Ergebnis als zynisch dar, da jeder Kri-
tiker wissen musste, dass dieser Weg mangels anderer
geeigneter Betreuungsformen fur diese Jugendlichen
schnell in die Jugendgefangnisse fithren musse. Ganz
offensichtlich werde dies in Kauf genommen, weil da-
mit jedenfalls in den sozialen Diensten das selbst ge-
setzte Postulat einer Erziehung frei von ZwangsmaS@-
nahmen aufrechterhalten werden konne. "

Diese Haltung ist nicht die Haltung der Koalition. Ich
habe es schon gesagt. Diese Koalition steht geschlos-
sen hinter der Notwendigkeit der fakultativ geschlos-
senen Heimunterbringung.

(Beifall SPD)
Aber solch eine Einrichtung schafft man nicht von

heute auf morgen, insbesondere deshalb nicht, weil
sie stark unter Beobachtung und auch unter teilweiser

harscher Kritik stehen wird, und das auch zu Recht.
Da, wo so weitgehend staatliche Macht uber schutz-
bedurftige Menschen ausgetlbt wird, ist eine sorg-
faltige und transparente Entwicklung von Konzep-
ten und fortlaufende Kontrolle Pflicht, auch angesichts
der Missstande, die in stationaren Jugendhilfeeinrich-
tungen immer wieder aufgedeckt werden, und bei-
leibe nicht nur in geschlossenen Heimen. Denn es
héangt nicht davon ab, ob sie geschlossen sind oder
nicht, sondern das geschieht in stationaren Jugend-
hilfeeinrichtungen. Dort mussen wir immer und tiber-
all genau hinschauen, und dies tun wir.

Das sieht das Sozialressort genauso, und ich muss
Herrn Rowekamp widersprechen, auch wenn ich
ihm eben noch zugestimmt habe. Das Sozialressort
arbeitet an einer fachlich fundierten, vernunftigen Lo6-
sung, das hat meine Kollegin Frau Dr. Schaefer schon
dargestellt. Seit geraumer Zeit werden Gesprache mit
dem Sozialressort in Hamburg geftihrt, auch mit dem
avisierten Jugendhilfetrdager. Es finden Ortsbege-
hungen, Prufungen von Bauplanungs- und Baurecht
sowie der Anforderungen an die Vergabe eines sol-
chen Jugendhilfeauftrags statt. Das braucht seine Zeit.
Konkret soll das Konzept mit einem vorlaufigen Zeit-
MaBnahmenplan Anfang Marz im Senat vorgestellt
werden.

Einig sind wir uns naturlich auch darin, dass schon
jetzt fur alle jungen Menschen ein adaquates Ange-
bot gemacht werden muss, ambulant oder stationar,
in Bremen oder auch — das ist auch eine gute Ubung
— in Zusammenarbeit mit anderen Bundeslandern
und in stationaren Jugendhilfeeinrichtungen mit an-
deren Kommunen. Das war so und das ist so, und das
wird auch weiterhin so bleiben.

Erlauben Sie mir noch eine kurze Bemerkung zu dem,
was Frau Dr. Schaefer sagte: Unterschiedliche Auf-
fassungen zu bestimmten politischen Fragestellun-
gen gehoren untrennbar zu einer Demokratie dazu,
ebenso wie der durchaus engagierte und kontroverse
Austausch uber diese Auffassung. Frau Grotheer hat
das gestern in der Debatte, als wir tiber die Menschen-
rechte gesprochen haben, noch einmal klar und deut-
lich gesagt und daran erinnert. Das ist in unserer
Fraktion so, und das ist bei den Griinen so, und ich
vermute einmal, dass es auch in den anderen Frak-
tionen, die in dieser Burgerschaft vertreten sind, nicht
anders ist, und das ist gut so, denn nur so entstehen
die bestmoglichen Losungen fiir Probleme. Aber, mei-
ne Damen und Herren — daran sieht man wieder, dass
Demokratie hier gut funktioniert —, es gehort auch zu
einer funktionierenden Demokratie, dass man am
Ende gemeinsame Entscheidungen trifft und gesell-
schaftliche Probleme sachgerecht 16st,

(Beifall SPD und Bundnis 90/Die Griinen)
und das tut die Koalition. Am Ende hoffe ich und

appelliere diesbezlglich an alle Mitglieder dieses
Hauses, dass wir es schaffen, fir alle Jugendlichen
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in Bremen und Bremerhaven die Angebote zu ent-
wickeln, die notig sind, um diesen jungen Menschen
eine Entwicklung jenseits der Straffalligkeit und viel-
leicht sogar — hier mochte ich einmal etwas pathe-
tisch werden - ein gltickliches Leben zu ermoglichen,
unaufgeregt und jenseits ideologischer Debatten im
Sinne der Jugendlichen und - erlauben Sie mir —nicht
zuletzt auch im Sinne der inneren Sicherheit in Bre-
men und Bremerhaven. — Danke!

(Beifall SPD und Bundnis 90/Die Griinen)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Zenner.

Abg. Zenner (FDP)*): Frau Prasidentin, meine Damen
und Herren! Die Thematik, tiber die wir uns heute
erneut unterhalten, beschaftigt uns seit mehr als ei-
nem Jahr. Im Rahmen des letzten Wahlkampfes hat-
te der vormalige Burgermeister Bohrnsen das Wort
~wegsperren” fiir diesen Personenkreis in die Debatte
eingeworfen. Ein schlimmes Wort, das auch ein we-
nig an nicht rechtsstaatliches Verfahren erinnert.

In den vergangenen Monaten ist nichts Nachhalti-
ges passiert, obwohl die Thematik mehrfach ange-
sprochen und angemahnt wurde. Wir haben im Ju-
gendhilferecht keine Fortschritte erzielt, in der Orga-
nisation oder vielleicht auch in der gesetzlichen Wei-
terverfolgung, und wir haben auch nichts erreicht,
was die Behandlung der jugendlichen Kriminellen
im Jugendstrafrecht betrifft, deswegen unser Antrag,
der noch einmal hervorheben soll, dass wir beides —
beides! — benotigen. Wir brauchen ein echtes Verfah-
ren, das dem Jugendstrafrecht gerecht wird und nicht
auf Bestrafung setzt, sondern dem erzieherischen Ge-
danken, dem Resozialisierungsgedanken im Jugend-
strafrecht Rechnung tragt.

(Beifall FDP)

Das ist in der Vielzahl der Falle nicht so. Viele Ju-
gendliche werden in Untersuchungshaft verwahrt,
so nenne ich es, aber sie werden nicht zugig einer
strafrechtlichen Entscheidung zugefuhrt. Dies liegt
viel-leicht an der Vielzahl der Falle sowie an der Uber-
forderung von Polizei, Staatsanwaltschaft und Jugend-
gerichten, deshalb in unserem Antrag auch die For-
derung nach Auskunft dartiber, wie sich diese Ver-
fahren entwickelt haben, und wie man es ermogli-
chen konnte — weil dabei herauskommen wird, dass
man das Personal braucht —, dass man aus dem Topf,
der fir die Asyl- und Fliichtlingsangelegenheiten vor-
gesehen ist, den Anteil fur die Bearbeitung dieser Falle
bei Polizei, Staatsanwaltschaft und Jugendbehorden
entsprechend aufstockt. Nur wenn wir dies tun, wird
es Uberhaupt moglich sein, diesem Unwesen zu be-
gegnen und Herr zu werden.

(Beifall FDP)

Der zweite Aspekt ist richtig genannt worden: Wir
brauchen sozialpadagogische therapeutische MaS3-
nahmen. In allen Antrdagen, die hier vorliegen, wird
dieser Baustein richtig benannt. Eristim Antrag der
LINKEN und im Koalitionsantrag benannt. Beim An-
trag der CDU sehe ich den Fokus mehr auf der ge-
schlossenen Anstalt. Dies sind jedoch Bausteine fur
das Jugendhilferecht, und es konnen auch Baustei-
ne im Rahmen eines jugendstrafrechtlichen Verfah-
rens sein. Nicht nach der ersten, der zweiten oder
dritten Tat werden die Jugendlichen weggesperrt.
Jugendstrafe ist Freiheitsstrafe, aber unterhalb der
Jugendstrafe als Freiheitsstrafe und nach einer Frei-
heitsstrafe kommen die jungen Leute auch wieder
in die Gesellschaft zurtiick. Neben der Jugendstrafe
gibt es andere Mafinahmen, die auch mit dem Ju-
gendhilferecht kombinierbar sein kénnen und miis-
sen. Nur in diesem Zusammenspiel — kurzes Straf-
verfahren, strafrechtliche Ahndung unmittelbar nach-
dem die Personen straffallig geworden sind, und
parallel dazu eine ausgearbeitete therapeutische Be-
gleitung — kann eine richtige Behandlung dieser Fal-
le liegen.

(Beifall FDP)

Dazu gehort auch — darin unterstiutzen wir den An-
trag der CDU - eine geschlossene Anstalt. Ob man
diese immer auf den Einzelfall anwenden muss, kann
man immer noch im Einzelfall entscheiden, aber die
Moglichkeit, auf die geschlossene Anstalt zuruckgrei-
fen zu konnen, miissen wir uns —auch, was die Inte-
ressen —und die Sicherheitslage der Bevolkerung be-
trifft — unbedingt vorbehalten.

(Beifall FDP)

Deshalb fordere ich Sie auf, diesen Antrag mit zu
unterstiitzen. Bei dem Antrag der Koalition haben wir
ein wenig den Eindruck, dass man noch einmal vier
Monate Zeit gewinnen will. Dann ist man in der
Sommerpause. Wir hatten uns hier wesentlich mehr
Drive vorgestellt und erwartet, dass Sie uns nach tiber
einem Jahr nach der Ankundigung des Wegsperrens

(Glocke)

eine akzeptable und fir die Bevolkerung tragbare Lo-
sung anbieten konnten. — Danke schon!

(Beifall FDP)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Leonidakis.

Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE)*): Sehr geehrte
Frau Prasidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit
jugendlichen Mehrfachtatern, die sich aggressiv ver-
halten, gibt es in Bremen ein Problem. Sie respektie-
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ren keine Grenzen und tatigen Ubergriffe auf Pas-
santen. Ich mochte zunachst betonen, dass nicht die
Herkunft dieser Personengruppe, sondern ihre Sozi-
alisierung das Problem ist.

Aus unserer Sicht kann man dieses Problem nicht
sicherheitspolitisch 16sen. Es handelt sich um Min-
derjahrige, und daher ist zuallererst die Jugendhil-
fe zustandig. Herr Rowekamp, Sie haben hier etwas
grundsatzlich falsch verstanden, die Jugendhilfe ist
nicht fiir den Schutz der Offentlichkeit, sondern die
Jugendhilfe ist zuallererst fur den Schutz der jungen
Menschen zustandig.

(Beifall DIE LINKE — Abg. Frau Ahrens [CDU]: Das
hat er aber gesagt!)

Ich habe Herrn Rowekamp zugehort, er hat eben aus-
gefuhrt, dass die Jugendhilfe die Aufgabe habe, die
Offentlichkeit zu schiitzen. Dafiir sind meiner Auffas-
sung nach die Justiz und die Polizei die richtigen An-
sprechpartner.

(Beifall DIE LINKE, Bundnis 90/Die Griinen — Abg.
Dr. vom Bruch [CDU]: So gut, wie Sie behaupten, ha-
ben Sie nicht zugehort! — Abg. Frau Ahrens [CDU]:
Das ist dummes Zeug, was Sie da sagen!)

Esist nicht umsonst eine Trennung der Systeme vor-
handen. Ich bin dafur, und ich appelliere daran, dass
diese Trennung aufrechterhalten wird.

Die Jugendhilfe hat zu Recht erzieherischen Charak-
ter, sie hat den Auftrag, junge Menschen zu integ-
ren Mitgliedern dieser Gesellschaft zu erziehen. Die
grundlegende Frage ist doch, ob eine Erziehung zur
Freiheit in Unfreiheit moglich ist. Ich bin der festen
Uberzeugung, dass das nicht geht. Studien und Er-
fahrungsberichte bestatigen das. Das Deutsche Ju-
gendinstitut hat im Jahr 2010 eine empirische Unter-
suchung zur geschlossenen Unterbringung durchge-
fihrt.

Das Institut kommt in der Auswertung zu dem Ergeb-
nis, dass — ich zitiere mit Erlaubnis — ,, Geschlossen-
heit und Abschottung nach aulen den Erziehungs-
prozess fur die grole Mehrzahl der Jugendlichen er-
schweren”. Die Kollegin Frau Dr. Schaefer hat vorhin
in ihrem Redebeitrag weitere Stellungnahmen von
padagogischen Fachleuten erwahnt. Wir waren alle
gut beraten, wenn wir diesen Fachleuten auch Ge-
hor verschaffen.

(Beifall DIE LINKE)

Bremen hat aus guten Grinden seit vielen Jahrzehn-
ten kein geschlossenes Jugendheim. Es ist auch nie
zum Thema geworden, dass der ehemalige Burger-
meister Bohrnsen vor einem Jahr die geschlossene
Unterbringung der gefliichteten jugendlichen Delin-
quenten gefordert hat. Dass die Jugendhilfe nicht nach

der Herkunft geleistet wird, scheint mittlerweile an-
gekommen zu sein. Das Vorhaben an sich wird aber
weiterverfolgt.

Sie haben sich im Koalitionsvertrag darauf geeinigt,
die geschlossene Unterkunft als Ultima Ratio einzu-
richten.

(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bundnis 90/Die Griinen]: So
ist es!)

Jetzt fordern Sie in Threm Antrag die Schaffung ei-
ner fakultativ geschlossenen Einrichtung.

(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bundnis 90/Die Grunen]: Das
steht nicht so im Antrag, er lautet deutlich anders!)

Ich frage Sie: Ist die Ultima Ratio schon erreicht?
Konnen Sie sagen, dass Sie bereits alle Moglichkei-
ten der offenen Jugendhilfe ausgeschopft haben, um
jetzt auf die geschlossene Jugendhilfe zu setzen? Im
Grunde verneinen Sie diese Fragen selbst mit Ihren
ubrigen Antragspunkten.

In diesen Antragspunkten fordern Sie den Aufbau
der mobilen Betreuung, der StraBensozialarbeit und
intensivpadagogischer Einrichtungen. Wenn Sie den
Passus Ultima Ratio des Koalitionsvertrags ernst ge-
nommen hatten, dann hatten Sie diese MaBnahmen
zuerst umgesetzt. Sie hingegen fordern jetzt die ge-
schlossene Unterbringung, der Rest ist quasi das Be-
gleitprogramm.

Thnen allen miisste doch bewusst sein, dass die be-
stehenden Angebote der Jugendhilfe nicht bedarfs-
gerecht sind. Eine intensivpadagogische Betreuung
der Personengruppe hat lange Zeit iiberhaupt nicht
oder lediglich ungentigend stattgefunden. In seinem
Urteil vom Oktober stellt Jugendrichter Rogoll — er
wurde vorhin bereits erwdahnt — eine Minimalbetreu-
ung der Jugendlichen fest, die eine lange Zeitin den
Hotels in Strom und Hastedt untergebracht waren und
die spater wegen BrandschutzverstoBen und dubio-
ser Geschaftsmodelle geschlossen worden sind.

Ich habe damals mit den Betreuern in den Hotels ge-
sprochen, und sie berichteten, dass die Jugendlichen
quasi sich selbst beziehungsweise einem zwielichti-
gen Umfeld uberlassen worden waren. Ein Teil der
Probleme ist also durch ungentigende und nicht be-
darfsgerechte Jugendhilfe zumindest beférdert wor-
den.

(Beifall DIE LINKE)

Mit der Akademie Kannenberg sind intensivpadago-
gische Moglichkeiten sicherlich nicht ausgeschopft.
Sein umstrittenes autoritares Konzept scheint ja auch
nicht wirklich erfolgreich gewesen zu sein. Ich glaube,
wir alle wollen, dass erfolgreiche JugendhilfemaB-
nahmen gefunden werden. Ein Erfolg setzt aber vo-
raus, dass man auf die Ursachen schaut.
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Wiederholte Straffalligkeit und Aggressivitat von Ju-
gendlichen sind ein sichtbarer Hinweis darauf, dass
tieferliegende Probleme vorhanden sind. Vielen der
straffalligen Jugendlichen werden sogenannte Stra-
Benkinderkarrieren nachgesagt. Man kann also da-
von ausgehen, dass sie schon frith vernachlassigt und
misshandelt worden sind. Diese Erfahrungen losen
schwere Traumata aus, und Traumata aubBlern sich
héaufig in Selbstgefahrdung, zum Beispiel durch Dro-
genkonsum, oder in Fremdgefahrdung durch Aggres-
sivitdat und Delinquenz.

Wir konnen davon ausgehen, dass diese Jugendli-
chen besondere Bedarfe haben, einige sind sucht-
krank, die Mehrzahl vermutlich traumatisiert, so ge-
nau weil} das aber niemand. Wie viele konsumieren
harte Drogen? Wurde ihnen eine Entgiftung angebo-
ten? Zum Umfang der suchttherapeutischen Bedarfe
konnte das Sozialressort auf Nachfrage keine Aus-
kunft geben, mitgeteilt wurde lediglich, dass in Bre-
men kein Jugendentzug moglich ist. Hier decken die
Jugendhilfe in Verbindung mit der Drogenhilfe und
dem Gesundheitsressort die Bedarfe ganz offensicht-
lich nicht ab.

Unsere Frage nach der Feststellung von Traumata und
ihrem Umfang konnte das Sozialressort fiir diese Per-
sonen ebenfalls nicht beantworten. Mit einer umfas-
senden Hilfeplanung hatten diese Bedarfe erhoben
werden konnen. Es scheint eine nachrangige Frage
zu sein, bei wie vielen der problematischen Jugend-
lichen traumapadagogische Anséatze oder psychiatri-
sche oder psychotherapeutische Mafinahmen einge-
leitet wurden.

Meine Fragen aus der Debatte am Dienstag — Sie
erinnern sich —nach der StraBensozialarbeit, nach dem
Umfang und nach der Bedarfsgerechtigkeit der Stra-
Bensozialarbeit konnte Herr Staatsrat Fries nicht be-
antworten.

Neben den mittlerweile vielfaltig vorliegenden Kri-
minalitatsstatistiken und neben den Haftzahlen ist eine
Konkretisierung der padagogischen und der gesund-
heitlichen Bedarfe notwendig.

(Glocke)

Ich habe im Jugendhilfeausschuss zur Erhebung der
Bedarfe eine Anhorung beantragt. Wir haben das So-
zialressort gemeinsam beauftragt, zu diesem Thema
einen Fachtag durchzufiihren, und zwar im ersten
Quartal 2016. Bis heute hat sich leider nichts getan.

Ich appelliere an Sie, gehen Sie die Ursachen an, er-
heben Sie die Bedarfe, und bekampfen Sie die Ur-
sachen, anstatt Symptome zu bekampfen. — Danke
schon!

(Beifall DIE LINKE)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Aulepp.

Abg. Frau Aulepp (SPD)*): Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Da-
men und Herren! Ich méchte kurz vier Punkte an-
sprechen.

Zunachst mochte ich hier noch einmal ganz klar und
deutlich erklaren, dass der damalige Burgermeister
und Prasident des Senats Jens Béhrnsen zu keinem
Zeitpunkt gefordert hat, Jugendliche wegzusperren.

(Abg. Hinners [CDU]: Doch!)

Dieses Wort hat er nicht benutzt, nattiirlich hat er aber
fachlich fundiert eine Einrichtung verlangt. Er hat sich
auch von dieser Unterstellung distanziert. Mir ist es
noch einmal wichtig, von dieser Stelle aus zu sagen,
dass weder Sozialdemokratinnen und Sozialdemokra-
ten noch unser Koalitionspartner ein Wegsperren win-
schen oder wegsperren werden.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Zum Redebeitrag von Frau Leonidakis mochte ich
sagen: Ja, die Jugendhilfe folgt einem Stufenverhalt-
nis, aber Ultima Ratio heilit ja nicht, dass man das eine
erst machen darf, wenn die anderen MaBnahmen er-
ledigt sind. Es muss doch das Ziel sein, fur alle und
fiir jeden, und zwar zu jedem Zeitpunkt, das optimale
Angebot vorliegen zu haben, die Angebote also zeit-
gleich vorzuhalten. Es ist noch eine Menge Arbeit vor-
handen, und unser Antrag beinhaltet entsprechende
Hinweise. Das heil3t aber nicht, dass man zuerst das
eine machen muss, bevor man das andere machen
kann. Es ist vielmehr notwendig, an dieser Stelle das
Jugendhilfesystem insgesamt auszubauen.

(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE] meldet sich zu einer
Zwischenfrage. — Glocke)

Vizeprasidentin Dogan: Frau Aulepp, erlauben Sie
eine Zwischenfrage der Abgeordneten Frau Vogt?

Abg. Frau Aulepp (SPD): Ja, bitte!
Vizeprasidentin Dogan: Bitte, Frau Vogt!

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Sehen Sie, dass die Ju-
gendhilfe, insbesondere die Trager, die den nachtli-
chen Notdienst in der Jugendhilfe abdecken, gent-
gend ausgestattet sind? War das in der letzten Zeit,
insbesondere in der Zeit, in der sich die Vorfalle sum-
miert haben, der Fall?

Abg. Frau Aulepp (SPD): Ich habe eben gerade aus
dem Urteil meines Kollegen zitiert, aus dem Sie leider
nur unvollstandig und nur die Stellen zitiert haben,
die Ihnen politisch passten, und ich habe gerade eben
gesagt, dass noch einiges zu tun ist und dass das Ju-
gendhilfesystem an dieser Stelle ausgebaut werden
muss.
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Vizeprasidentin Dogan: Gestatten Sie eine weitere
Zwischenfrage?

Abg. Frau Aulepp (SPD): Ich wirde gern fortfahren,
wenn Frau Vogt hier reden mochte, dann kann Sie
sich ja gern melden.

(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Ich hatte noch eine
Frage gehabt!)

Vizeprasidentin Dogan: Frau Aulepp hat weitere Zwi-
schenfragen abgelehnt. Bitte setzen Sie [hre Ausfih-
rungen fort, Frau Aulepp.

Abg. Frau Aulepp (SPD): Ich mochte an dieser Stel-
le noch gern auf Herrn Zenner eingehen. Sie haben
gerade ausgefihrt, dass ein echtes Verfahren im Ju-
gendstrafrecht notig sei. Herr Zenner, wir haben ein
echtes Verfahren im Jugendstrafrecht. Ich glaube -
und das sage ich nicht nur, weil ich in diesem Bereich
selbst gearbeitet habe —, dass wir an dieser Stelle Ver-
trauen in unsere Justiz haben koénnen. Das mochte
ich an dieser Stelle noch einmal klar und deutlich sa-
gen.

(Beifall SPD)

Ich will damit nicht sagen, dass da nicht viel zu tun
ist, dass es nicht eine Menge Arbeit gibt und die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter, die Kolleginnen und
Kollegen dort nicht viel leisten und dass es nicht
anstrengend ist, aber von einer Uberforderung von
Staatsanwaltinnen und Staatsanwalten und Richte-
rinnen und Richtern zu sprechen, Herr Zenner, das
geht zu weit, und das mochte ich zurtickweisen,
ebenso, dass Jugendliche in Untersuchungshaft ver-
wahrt werden. Untersuchungshaft umfasst fiir Jugend-
liche und Heranwachsende hohe Anforderungen. Die-
se werden gepruft, und naturlich werden die Verfah-
ren entsprechend betrieben, und glauben Sie mir,
wenn eine Verwahrung in Untersuchungshaft statt-
finden wirde, sind die Bremer Strafverteidigerinnen
und Strafverteidiger durchaus plietsch genug zu sa-
gen, dass die Voraussetzungen der Untersuchungs-
haft nicht mehr vorliegen. Dies tun sie nicht, sondern
es besteht eine gute und vertrauensvolle Zusammen-
arbeit mit der Justiz.

(Beifall SPD)

Noch ein letzter Punkt! Sie sagten, Sie hatten sich mehr
Drive von der Koalition gewtinscht. Ja, ich hatte mir
auch gewtinscht, dass vieles schneller geht. Ich habe
mir insgesamt gewunscht — das ist auch in vielen De-
batten zur Flichtlingsthematik deutlich geworden —,
dass wir allen Menschen, die zu uns kommen, ins-
besondere nattrlich den jugendlichen Flichtlingen,
anfangs mehr als nur ein Dach tiber dem Kopf hat-
ten geben und viel schneller hatten sein konnen. Aber

das dauert seine Zeit. Daran muss gearbeitet werden,
und aktuell wird daran intensiv gearbeitet, und wenn
man es schneller macht, dann macht man es nicht sorg-
faltig genug. — Vielen Dank!

(Beifall SPD)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachste Rednerin hat das
Wort Frau Senatorin Stahmann.

Senatorin Stahmann: Frau Prasidentin, sehr geehr-
te Damen und Herren! Heute liegen vier Antrage vor,
die sich mit dem Thema delinquente Jugendliche, mit
der Jugendhilfe, der Justiz, der Innenpolitik und dem
Thema Gesundheit befassen. Es geht insbesondere
um unbegleitete minderjahrige Fliichtlinge, tiber die
wir in der Burgerschaft schon oft gesprochen haben.
Von verschiedenen Rednerinnen und Rednern sind
Argumente vorgetragen worden, die ich teilen kann,
aber zu einigen Punkten mochte ich noch eine an-
dere Sichtweise vortragen.

Ich denke, dass wir samtlich sagen — Thomas Rowe-
kamp hat es noch einmal hervorgehoben, ich finde
das absolut richtig —, Opferschutz eint alle. Erist eine
Aufgabe — das kann ich auch fiur den Senat sagen —,
die absolut im Zentrum des Handelns des Senats steht
und auch fir die Bremische Biirgerschaft immer wie-
der ein sehr wichtiges Thema ist, das mochte ich auch
hier in der Debatte sagen.

Ich mochte der Aussage entgegentreten, dass wir, seit-
dem wir dartiber sprechen — was machen wir mit de-
linquenten, unbegleiteten, minderjahrigen Auslan-
derinnen und Auslandern, und welche MaBnahmen
ergreifen wir? —, keinen Millimeter weitergekommen
seien, wie Thomas Rowekamp sagte. Das stimmt
nicht. Wir haben als rot-grtine Koalition — nicht nur
mein Haus, sondern auch die anderen Ressorts —eine
ganze Menge an MaBnahmen ergriffen. Ich stelle
schlagwortartig einige vor.

Aussagen wie, man wirde erst jetzt langsam mit der
Arbeit beginnen, stimmen nicht. Wir haben in Bre-
men neue Trager gewinnen kénnen, dies wurde be-
reits von Sophia Leonidakis genannt. Die Akademie
Kannenberg ist einer der Trager. AuBlerdem haben
wir die ambulanten intensivpadagogischen Angebote
massiv ausgebaut. Das sind auch Parallelprozesse,
die gelaufen sind. Wir haben in Rekum —ich denke,
das haben auch alle hier begleitet — eine intensiv-
padagogische Einrichtung in Betrieb genommen. Eine
zweite folgt jetzt in Bremen-Nord, um das dortige An-
gebot der Akademie Kannenberg zu erganzen. Wir
betreuen Jugendliche an einem dritten Standort in
Aken zur Entgiftung. Es war die Frage angesprochen
worden: Gibt es Angebote, wohin wir Jugendliche
schicken, die eine Drogenproblematik aufweisen? Wir
haben in Bremen nicht genugend Platze zur Entgif-
tung fir abhangige Jugendliche, die von verschie-
denen Suchtsubstanzen abhangig sind. Das ist von
den LINKEN, aber auch von anderen Fraktionen ge-
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nannt worden, und ich wiirde das sofort unterschrei-
ben. Es bleiben noch Dinge zu tun.

Fakt ist, wir sind in sehr intensivem Gesprach mit der
Hamburger Jugendbehorde und der Hamburger Sozi-
albehorde, die mehrfach in Bremen waren. Wir wa-
ren auch mehrfach in Hamburg. Wir werden dem Se-
nat Ende Marz ein Konzept vorlegen, das sehr kon-
kret sein wird, wie wir in der Frage einer intensiv-
padagogischen Einrichtung mit der Moéglichkeit zur
fakultativen geschlossenen Unterbringung in Bremen
umgehen werden. Dies alles sind bereits sehr kon-
krete Gesprache, die wir mit Hamburg fuhren, und
ich kann Thre Aussage, Herr Rowekamp, nicht un-
terstiitzen, dass wir uns jetzt ein Jahr ausgeruht hat-
ten. Ich fiihle mich gerade korperlich nicht so, als hat-
teich mich ein Jahr lang ausgeruht. Die Wahrheit ist
doch, dass wir in Bremen 2 600 Jugendliche aufge-
nommen haben, unbegleitet, ohne Eltern. Wir haben
ein Jugendhilfesystem in Bremen, das auch schon vor-
her eine groB3e Belastung getragen hat.

(Abg. Hinners [CDU] meldet sich zu einer Zwischen-
frage. — Glocke)

Vizeprasidentin Dogan: Frau Senatorin, gestatten Sie
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Hinners?

Senatorin Stahmann: Nein, Herr Hinners, ich mochte
jetzt auch einmal zu Ende sprechen. Ich war in die-
ser Woche noch nicht so oft hier.

(Heiterkeit — Abg. Eckhoff [CDU]: Es wurde ja dari-
ber berichtet!)

Nein! Ich weil} ja, Herr Hinners hat Verhortechniken
gelernt und wiirde diese gern bei mir anwenden, aber
das heben wir uns vielleicht fur gleich auf. Herr Hin-
ners, wir haben 2 600 Jugendliche in Bremen ange-
nommen, und jetzt sage ich Ihnen personlich, vorher
hatten wir schon 1 000 Jugendliche in Obhut genom-
men aufgrund von speziellen und schwierigen Situ-
ationen in Bremer Familien. Unser Jugendhilfesystem
arbeitet in Bremen an der Grenze, und das ist kein
boser Wille.

Frau Leonidakis, erkennen Sie bitte einmal an, die
Jugendrichter, die Jugendhilfe, die Wohlfahrtsver-
bande und auch fir den Senat kann ich sprechen, wir
haben alles, aber wirklich alles in Bewegung gesetzt,
um die Jugendlichen hier in Bremen aufzunehmen,
und es ist keine bose Absicht der Sozialsenatorin, ein
Hotel anzumieten und die Jugendlichen dort unter-
zubringen. Wir waren gefordert, teilweise von einem
Tag auf den anderen —ich kann es immer nur wieder-
holen und beschreiben —, als erneut 30 Jugendliche
vor der Tur standen. Finden Sie von einem Tag auf
den anderen entsprechend dem Fachkraftegebot das
Personal! Das ist ein Ding der Unmoglichkeit, und ich
denke, dass wir in dieser schwierigen Situation trotz-
dem in Bremen vieles moglich gemacht haben, was

andere Kommunen nicht so hatten bewaltigen kon-
nen, weil wir hier auch einen guten sozialen Zusam-
menhalt haben, was die Szene- und die soziale Ar-
beit in Bremen betrifft. Dies betone ich noch einmal.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Grunen)

Man kann sicherlich auch an vielen Stellen Kritik
dauBern und sagen, das Essen und die Unterbringung
seien nicht gut.

Herr Hinners hat in der Fragestunde noch einmal das
Verhaltnis nach der Zusammenarbeit von Polizei und
Jugendarbeit angesprochen. Wir haben vieles ver-
bessert, Vereinbarungen getroffen, und es reicht nicht
aus — das merken die Kolleginnen und Kollegen ja
auch —, gemeinsame Papiere zu unterschreiben, son-
dern wir mussen die Zusammenarbeit mit allen Be-
teiligten in Bremen auch leben.

Trotzdem bleibt am Ende eine Gruppe von 30 bis 40
Jugendlichen, die unsere Systeme hier in Bremen
sprengt, und nicht nur in Bremen, auch die Jugend-
hilfetrager aus anderen Stadten, die Sozialdezernen-
ten in Koln, Freiburg, Hamburg, Berlin und tuberall
melden dhnliche Probleme. Ehemalige StraBenkin-
der aus den Mahgreb-Staaten, die tiber Spanien nach
Bremen, nach Aachen oder Hannover gekommen
sind, ziehen von Stadt zu Stadt und haben in ihrem
Leben nichts anderes gelernt. Frau Dr. Schaefer hat
es treffend beschrieben: beziehungslos, sie leben von
einem Tag auf den anderen, beschaffen sich Geld und
Ware, um sie zu verkaufen, um tiber den Tag zu kom-
men, und hier ist der Antritt fiir den in Deutschland
ausgebildeten Sozialpadagogen relativ schwierig,
denn das hat hier im Raum niemand gelernt, auch
nicht die frisch ausgebildeten Sozialpadagoginnen
und Sozialpadagogen,

(Beifall SPD)

und das hat auch die Justiz in diesem Umfang noch
nicht erlebt. Es ist fur uns auch eine neue kulturelle
Herausforderung, der wir uns stellen mussen. Dass
wir ein bisschen brauchen, um die richtige Antwort
in einem Rechtsstaat zu finden, hat Sascha Aulepp
richtig gesagt. Wir mussen uberprufen, ob wir immer
noch alle entsprechenden Antworten parat haben,
aber gleichwohl sind wir gefordert. Wir spielen in dem
ganzen System als Jugendhilfe eine andere Rolle als
Justiz und Inneres. Also, man hatte uiberspitzt sagen
konnen, Thomas Rowekamp, alle Staatsgewalt geht
von der Jugendhilfe aus. Das ist nicht so, sondern es
spielt auch die Polizei ihre Rolle, und der Justiz ist
ebenfalls eine Funktion zugeschrieben. Die Jugend-
lichen, die vom Haftrichter laufengelassen werden,
konnen wir nicht einsperren und festhalten. Das diir-
fen wir als Jugendhilfe schlichtweg nicht, und des-
halb ist es auch unheimlich schwierig, in dem Bereich
zu einer Losung zu kommen.
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Wir werden eine interdisziplinare Jugendhilfeeinrich-
tung grunden — daran arbeiten wir jetzt —, in der die
Moglichkeit besteht, im Rahmen von Einzelfallent-
scheidungen zusammen mit den Familienrichtern Ju-
gendliche zeitweilig festzusetzen. Wir haben in Bre-
men in den letzten zwolf Monaten das System der
Haftvermeidung ausgebaut. Wir haben die Street-
work-Angebote verstarkt. Ich hore mit Freude —ich
will das wirklich sagen, denn wir stehen ja kurz vor
den Haushaltsberatungen —von dem Engagement des
Parlaments, dass namlich gesagt wird, dass Street-
work eine wichtige Aufgabe ist, die in dem Konstrukt
der Pravention ein Baustein ist.

Ich habe den Zeitrahmen des Senats beschrieben. Wir
werden weitere Angebote ausbauen, sicherlich wird
mit der Grindung der Jugendhilfeeinrichtung in Bre-
men-Nord nicht das Ende der Fahnenstange erreicht
sein. Die StraBlensozialarbeit habe ich angesprochen.

In den Antragen wird die Einrichtung einer Koordi-
nierungsstelle nach Hamburger Vorbild angeregt. Das
ist eine gute Sache. Neben anderen Abgeordneten
dieses Hauses hat sich Susanne Wendland beispiels-
weise in Hamburg das Hamburger Modell vorstellen
lassen. Das begrufie ich sehr. Es ist aus meiner Sicht
ein Weg, den wir fortsetzen sollten. Wir werden auch
die begleitenden Beratungsdienste, zum Beispiel den
Beratungsdienst fur die Fremdplatzierung, starken
und weiter ausbauen.

Ein wichtiges Instrument bleiben die behordentiber-
greifenden Fallkonferenzen. Ich muss hier jetzt ein
paar Fachthemen aus meinem Hause ansprechen.
Eine Herzensangelegenheit ist die Verbesserung der
Zusammenarbeit mit der Polizei. Ich hatte gern am
Dienstag an der Fragestunde in der Stadtbiurgerschaft
teilgenommen — Herr Hinners wir konnen ja auch noch
einmal tiber das Thema reden,

(Abg. Eckhoff [CDU]: Das glauben wir sofort!)

aber unabhangig davon will ich hier entschieden
dem Eindruck entgegentreten, dass wir uns nicht um
die Jugendlichen kiimmern, die sich in unserer Ob-
hut befinden.

Esist aber auch Fakt, dass sich unter diesen Jugend-
lichen junge Menschen befinden, die lange Wege
hinter sich gebracht haben. Die Jugendlichen, die nach
dem 1. November gekommen sind, erhalten sehr
schnell die Auskunft, dass sie nicht in Bremen blei-
ben konnen und umverteilt werden. Wenn einem Ju-
gendlichen, der nach Bremen oder in eine vergleich-
bare GroBstadt mochte, mitgeteilt wird, dass er nach
Posemuckel weitergeleitet wird — damit mochte ich
Niedersachsen nicht zu nahetreten — und wenn das
gegen den Willen des Jugendlichen ist, dann erle-
ben meine Kollegen bundesweit, dass sich Jugend-
liche zusammenschlieBen und in die nachste Stadt
reisen, um dort erneut ihr Gliick zu versuchen. Daraus
abzuleiten, dass das Jugendamt und die Polizei vor
dieser Situation die Augen verschliefen und sich nicht

um die Jugendlichen kimmern, Herr Hinners, mit Ver-
laub und mit allem Respekt, das ist nicht so!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Die Beschaftigten erledigen ihre Aufgaben mit gro-
Ber Sorgfalt. Wir beide wissen ganz genau, dass die
Polizei am Anschlag arbeitet, und das gilt auch fir
mein Haus und das Amt fiir Soziale Dienste. Sie kon-
nen sich gar nicht die Anforderungen an die Kolle-
ginnen und Kollegen im Kinder- und Jugendnotdienst
vorstellen. Dasist auch ein Angebot, das wir angesichts
der Herausforderungen, die entstanden sind, neu auf-
stellen missen.

(Zuruf Abg. Hinners [CDU])

Jetzt nicht schimpfen!

Der Kinder- und Jugendnotdienst ist unter anderen
Rahmenbedingungen eingerichtet worden. Wir miis-
sen uns diesen Bereich gemeinsam —und ich betone
gemeinsam —anschauen und prifen, ob die Ausstat-
tung noch angemessen ist, oder ob wir Dinge veran-
dern miussen. Am Ende eint uns das Ziel, dass wir
die Menschen schiitzen wollen und dass jeder Jugend-
liche das Recht hat, als Einzelfall, als einzelne Per-
son betrachtet zu werden. Es kann kein groBes An-
gebot fur alle geben, sondern wir brauchen viele dif-
ferenzierte Antworten auf die schwierige Lebensla-
ge der Jugendlichen.

Ich sage es noch einmal: In Bremen leben rund 2 560
Jugendliche. Die Kollegen des Jugendgerichts ha-
ben diese Jugendlichen noch nicht gesehen. Ich wun-
sche mir, dass die Jugendrichter diese Jugendlichen
nicht sehen werden!

Ich habe den Eindruck aus den Stadtteilen, dass die
Integration — unterstutzt durch die Stadtteile — sehr
gut gelingt, und zwar beispielsweise auch unterstutzt
durch die Arbeit von Fluchtraum und den weiteren
Willkommensinitiativen. Das ist der Weg, den wir ge-
hen miussen. Diesen Weg halte ich fur alternativlos.
Wir konnen nicht zur Seite blicken, sondern wir mis-
sen diese schwierige Aufgabe aufgreifen, um die Kri-
minalitat zusammen mit der Polizei zu bekampfen.
Zwischen der Polizei und der Sozialsenatorin gibt es
keine Beruhrungsangste. — Danke!

(Beifall SPD, Buindnis 90/Die Grunen)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Rowekamp.

Abg. Rowekamp (CDU): Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine sehr verehrten Damen und Herren! Bei aller
Gemeinsamkeit, die will ich an dieser Stelle durchaus
zugestehen, bleibt aber doch das eine oder andere,
das uns unterscheidet. Ich habe hier im Ubrigen nicht
gesagt, um das zunachst einmal klarzustellen, dass



1108

Bremische Biuirgerschaft (Landtag) — 19. Wahlperiode — 15. Sitzung am 25.02.16

das Jugendhilfesystem der richtige rechtliche Rah-
men sei, um die Bevolkerung vor Kriminalitat zu schiit-
zen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dass die
Bevolkerung einen Anspruch darauf hat, vor der Kri-
minalitat dieser Gruppe unbegleiteter minderjahri-
ger Auslander geschiitzt zu werden und dass die bis-
herigen MaBnahmen eben nicht zur Bekampfung aus-
reichen, das wird man wohl doch in diesem Parla-
ment noch einmal sagen durfen.

(Beifall CDU, SPD - Zuruf Abg. Frau Dr. Schaefer
[Bundnis 90/Die Grunen])

Ich will noch einmal aus der Vorlage des Senators fur
Justiz fur die Sitzung des Rechtsausschusses zitieren,
damit auch allen klar ist, iber welche Delikte wir re-
den, die von diesen Jugendlichen begangen worden
sind:

.Die Delikte sind beispielsweise Beforderungser-
schleichung, Diebstahl, gemeinschaftlicher Diebstahl,
Hehlerei, Sachbeschadigung, Beleidigung, Wider-
stand gegen Vollstreckungsbeamte, Hausfriedens-
bruch, unerlaubter Besitz von Betaubungsmitteln,
Bedrohung, Korperverletzung, gefahrliche Korperver-
letzung, Wohnungseinbruch, Diebstahl, rauberischer
Diebstahl, Diebstahl mit Waffen, Raub und gemein-
schaftlicher Raub.”

Meine Damen und Herren, es ist keine Bagatelle, tiber
die wir hier reden,

(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bundnis 90/Die Grinen]: Das
hat doch niemand gesagt!)

sondern es ist ein hoch kriminelles Verhalten.
(Beifall CDU, SPD)

Ich sage Ihnen, wenn das Jugendhilferecht vielleicht
nicht die richtige Antwort darauf ist, wenn wir uns
einig sind, dass die Sanktionen des Strafrechts die
zu spate Antwort auf diese Jugendlichen sind, dann
sage ich Thnen, dann miussen wir darauf eine ande-
re staatliche Antwort finden. Die Menschen haben
namlich einen Anspruch darauf, dass wir sie vor dieser
Kriminalitat wirksam beschtitzen.

(Beifall CDU, SPD, FDP)

Das, was der Jugendrichter aufgeschrieben hat, ist
ja keine Systemkritik, sondern es ist ein Hilferuf ge-
wesen — so habe ich es verstanden —, indem er sag-
te, behandelt und ktimmert euch bitte endlich um die-
se Kinder, bevor sie vor mir sitzen und ich sie in Straf-
haft nehmen muss. Wir als CDU fordern nichts ande-
res: Kiimmern Sie sich um diese Kinder, und zwar nicht
nur um ihrer selbst willen, sondern auch um der Opfer
der Straftaten willen muss diesen Kindern schneller

und wirksamer geholfen werden, als Sie, Frau Sena-
torin, es bisher vermocht haben. Das will ich an die-
ser Stelle deutlich sagen.

(Beifall CDU, FDP)

Ich habe auch noch nicht so richtig verstanden, wel-
che Punkte den Mehrwert des Antrags der Koalitions-
fraktionen gegenuber unserem Antrag begriunden
sollen. Sie sagen, Sie wollen eine fakultativ geschlos-
sene Unterbringung. Ich sage Ihnen ganz ehrlich: Ja,
es hat sich vielleicht bisher kein Trager gefunden, der
bereit ware, eine solche Einrichtung zu betreiben. Das
ist doch aber nicht die Antwort, die wir auf dieses Kri-
minalitatsphanomen geben mussen. Ich sage Ihnen,
wenn wir in absehbarer Zeit keinen Trager finden,
dann miissen wir in einem provisorisch hergerichte-
ten Gebaude, das der Senator fir Justiz aufwendig
hergestellt hat, erst einmal eine Ubergangslésung mit
Bordmitteln schaffen. Wir mussen auf jeden Fall re-
agieren, bevor uns vielleicht in einem Jahr eine von
einem Trager betriebene Einrichtung zur Verfugung
steht.

Welche Botschaft ist es denn an die Menschen, die
diese Straftaten begehen? Denen kann doch ein wei-
teres Jahr nichts passieren, meine Damen und Her-
ren! Ich bin nicht bereit, das fiir die CDU-Fraktion
hinzunehmen. Ich will, dass diese Straftaten so schnell
und so wirksam wie moglich beendet werden, und
darauf haben die Menschen einen Anspruch.

(Beifall CDU, FDP)

Wenn Sie dann in einem Jahr die optimale Einrich-
tung, den fantastischen Trager und die Superkrafte
haben, die auf Dauer und verlasslich diese Jugend-
lichen betreuen kénnen, dann sage ich, dann ist das
die bessere Losung. Bis zu diesem Zeitpunkt miissen
Sie aber etwas tun, Frau Senatorin. Es reicht nicht,
weiBle Salbe zu verteilen, was Sie angeblich schon
alles getan haben. Wenn es so erfolgreich gewesen
ware, dann hatte diese kleine priorisierte Gruppe nicht
allein im letzten Jahr fast 400 neue Straftaten began-
gen. Nein, das, was Sie getan haben, hat nichts be-
wirkt! Deswegen mussen Sie jetzt etwas anderes
tun, Frau Senatorin, nichts anderes fordern wir als
CDU-Biurgerschaftsfraktion.

(Beifall CDU)

Ich will zum Schluss dieser Debatte noch einmal aus-
drucklich sagen, dass das Problem fiir jeden greif-
bar ist. Ich kann nur empfehlen, nach 21.30 Uhr ein-
mal den Hauptbahnhof zu besuchen.

(Abg. Frau Dr. Schaefer [Blindnis 90/Die Griinen]: Das
mache ich des Ofteren!)

Was stellen Sie fest, Frau Dr. Schaefer? Alles Tutti-
frutti? Alles in Ordnung? Nein! Ich stelle fest, dass die
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Polizei abends mehrfach in Gruppenstarke auf dem
Bahnhofsvorplatz unterwegs ist.

(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bundnis 90/Die Grunen]:
Wunderbar, ein tolles Zeichen!)

Sie sagen: ,Wunderbar, ein tolles Zeichen!" Nein,
schoner ware es, Frau Dr. Schaefer, wenn sie nicht
anwesend sein miusste, weil die Jugendhilfe sich wirk-
sam um die Jugendlichen kuimmert. Das ist doch die
Antwort, die wir geben miissen.

(Beifall CDU - Zuruf Abg. Frau Dr. Schaefer [Bund-
nis 90/Die Griinen])

Wenn Sie, meine Damen und Herren, heute beschlie-
Ben werden — und das wird ja so sein —; ich sage, wir
werden uns bei Ihrem Antrag enthalten, weil er nicht
falsch ist, aber er reagiert aus meiner Sicht zu spat,
um es so deutlich zu sagen. Wenn Sie beschlielen,
wir wollen die intensivpadagogische Betreuung aus-
bauen, ja, wir wollen eine bedarfsgerechte Straen-
sozialarbeit, wie es im Antrag steht, dann frage ich
mich ehrlich, meine Damen und Herren von der Ko-
alition, warum brauchen Sie ein Jahr — ein Jahr! —,
um sich auf eine solche politische Minimalforderung
zu verstandigen? Wenn das die Antwort auf dieses
Kriminalitatsphanomen gewesen ware, dann hatten
Sie doch langst, seit einem Jahr, handeln kénnen,
wenn nicht noch langer. Sie haben es nicht getan, und
deshalb spreche ich Ihnen auch die ernsthafte Erfolg-
saussicht dieser MaBinahmen ab. Das Einzige, das hilft,
ist die fakultativ geschlossene Einrichtung. Wenn die-
se weiBle Salbe dazu dient, dass die Griinen-Fraktion
geschlossen der fakultativ geschlossenen Einrichtung
zustimmt, dann sei es so. Aber es ist nicht die zeit-
gerechte, richtige Antwort fur die Jugendlichen, und
es ist nicht die zeitgerechte und richtige Antwort fur
die Opfer, die bis dahin unter dieser speziellen Kri-
minalitat hier in Bremen leiden werden. Ich halte es
fur politisch unvertretbar, die Losung auf die lange
Bank zu schieben. So geht man mit einem Phanomen
nicht um!

(Beifall CDU - Glocke)

Ich kindige deshalb an, dass wir als CDU-Fraktion
naturlich unserem eigenen Antrag zustimmen wer-
den. Wir werden uns beim Antrag der Koalition ent-
halten. Wir werden den Antrag der Fraktion DIE
LINKE ablehnen und uns beim Antrag der FDP-Frak-
tion enthalten.

Ich habe die Hoffnung, dass es vielleicht doch am Ende
aus Vernunftgriunden schneller geht, als Sie es in [hrem
Antrag beschreiben. Ich will in keinem Staat leben,
in dem sich 160 Fluchtlinge, unbegleitete minderjah-
rige Auslander, aus einem Bremer System verflich-
tigen und niemand weil3, was aus ihnen geworden
ist, und wo sie geblieben sind. Ich will auch in kei-

nem System leben, in dem Hunderte von Straftaten
begangen werden, ohne dass der Staat in der Lage
ist, als Vater und Mutter, als Erziehungsberechtigter
dieser Kinder zu reagieren.

Ich sperre meine Kinder zu Hause nicht weg, aber
wenn ich wisste, dass sie jeden Abend losziehen, um
Drogen zu konsumieren und Straftaten zu begehen,
dann wurde ich daftir sorgen, dass sie abends das Haus
nicht mehr verlassen. Ich wiirde ihnen keine Strallen-
sozialarbeit anbieten und auch keine sozialpadago-
gischen Hilfen, ich wiirde einfach sagen, heute Abend
geht's mal nicht heraus! Das ist die Antwort, die die-
se Menschen brauchen, meine Damen und Herren.

(Beifall CDU - Abg. Frau Dr. Schaefer [Biindnis 90/
Die Grinen]: Und dann bleiben die Frauen zu Hau-
se! —Zuruf von der CDU: Und wir als Vater und Mit-
ter von unseren Kindern werden behandelt wie der
gute Onkel! — Abg. Dr. Guldner [Buindnis 90/Die Gru-
nen|: Herbergsvater Rowekamp!)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Zenner.

Abg. Zenner (FDP)*): Frau Prasidentin, meine Damen
und Herren! Ich mochte noch etwas zu dem einen
oder anderen Punkt sagen. Es wurde gesagt, ich hatte
die Worte , keine echten Verfahren" erwahnt. Das ist
vollig absurd. Als Rechtsstaatler gehe ich naturlich
auch davon aus und weill davon, dass unsere Jugend-
richter in Bremen ein rechtsstaatliches Verfahren ab-
halten, und ich weill auch, dass Untersuchungshaft
denrechtlichen und rechtsstaatlichen Anforderungen
genugt. Damit bin ich vollig d'accord.

Darum geht es aber nicht. Hier geht es darum, dass
wir seit uber einem Jahr Kriminalitat in grofem Aus-
malb haben, und wenn sich dann Parlamentarier oder
Personen aus der Bevolkerung Gedanken daruber
machen, wie wir dieses Verfahren verbessern und be-
schleunigen koénnen ——. Die Jugendrichter sagen ja
selbst, bei der Vielzahl von Verfahren sind sie tiber-
lastet, und auch bei der Polizei und der Staatsanwalt-
schaftist es so. Dort brauchen wir einfach etwas mehr
Personal, und wenn man mehr Personal hat und dem
Gedanken des Jugendstrafrechts mehr Rechnung tra-
gen will, bedeutet das nicht Untersuchungshaft, son-
dern zligige Verfahren, nach einer Straftat schnell er-
mitteln, schnell anklagen, und dann muss die Strafe
quasi auf dem FuBe folgen. Das ist richtiges, konse-
quentes Jugendstrafrecht, und dafur haben wir pla-
diert.

(Beifall FDP)

Des Weiteren bin ich dartiiber erfreut, was die Sena-
torin sagte. Ich habe vorhin ebenfalls extra ausge-
fihrt, dass wir das auf zwei Beine stellen miissen. Wir
benotigen nicht nur das Jugendstrafrecht, das ja frei-
heitsmafBig erst im spateren Verfahren oder bei er-
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heblichen Delikten sofort eingreift, sondern wir brau-
chen das interdisziplinare Vorgehen, das gemeinsa-
me Abstimmen der verschiedenen Moglichkeiten, und
auch das vormundschaftsrechtliche und familien-
gerichtliche Verfahren mit der intensivpadagogischen
Betreuung muss eingearbeitet werden. Die Mosaiks-
teine, die sich aus den vielen Antragen ergeben ha-
ben, sind grundsatzlich richtig, aber es kommt da-
rauf an, das zlgig und zeitnah zu kombinieren und
umzusetzen.

(Beifall FDP)

Sie haben dies tiber viele Monate nicht gebracht, und
bei Ihrem Antrag, der darauf zielt, sich noch einmal
vier Monate Zeit zu geben, bin ich ebenfalls noch nicht
sicher, ob Sie es in vier Monaten geschafft haben wer-
den, sondern dann héren wir wahrscheinlich kurz vor
der Sommerpause hier wieder einen Bericht, es miisse
noch dieses und jenes getan werden. Wir brauchen
einfach mehr Elan in dieser Debatte und in der Um-
setzung. — Danke schon!

(Beifall FDP)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Dr. Schaefer.

Abg. Frau Dr. Schaefer (Biindnis 90/Die Griinen): Sehr
geehrter Herr Prasident, meine Damen und Herren!
Herr Rowekamp, ich weill gar nicht, warum Sie in
den ersten Satzen dieser zweiten Runde schon wieder
so in Wallung gekommen sind. Sie tun so, als ob ir-
gendeine Rednerin, irgendein Redner in der ersten
Runde die Anzahl oder die Art der Delikte infrage ge-
stellt oder so getan hatte, als ob uns der Opferschutz
oder die Gesellschaft egal sei.

(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Genauso ist es! Genau
der Eindruck wird erweckt!)

Ich denke, wir waren uns alle einig —und das hat auch
jeder Einzelne betont —, dass der Opferschutz ganz
weit vorn steht.

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen)

Nur bei den Delikten, die Sie aufgezahlt haben —und
das sagen auch die Juristen —, kommt oftmals das Ju-
gendstrafrecht iberhaupt nicht zum Zuge, weil es
namlich juristische Vergehen und keine Verbrechen
sind. Das zeigt auch dieses Dilemma, deshalb weise
ich, wie in meinem ersten Redebeitrag, noch einmal
darauf hin: Die geschlossene Unterbringung ist kein
+Knastlight”. Sie unterliegt nicht dem Jugendstraf-
recht, sondern dem Jugendhilferecht, und deswegen
ist es auch so, dass zum Beispiel fur ein Gebaude sehr
hohe Standards gesetzt werden. Es ist eben nicht ir-
gendeine Justizvollzugsanstalt, deshalb ist es auch

so schwierig, eine Jugendhilfeeinrichtung einmal
eben so zu errichten. Wenn man sich anschaut, wie
lange das in anderen Bundeslandern dauert, es gibt
ein Beispiel aus Niedersachsen, dort hat es Jahre ge-
dauert.

(Abg. Rowekamp [CDU]: Warum ist dann das Gebau-
de errichtet worden? Was ist mit unserem Gebdaude
eigentlich los? Warum haben wir es denn gebaut?)

Ja, es ist eben nicht geeignet. Herr Rowekamp, ich
habe Thnen jetzt auch zugehort, vielleicht schaffen
Sie es auch einmal.

(Beifall Bundnis 90/Die Griinen)

Ja, wir bekennen uns zu Zwischenlésungen; aber
dass alle immer denken, die Zwischenlosungen
mussten zwangslaufig hier in Bremen sein, verste-
he ich nicht. Wir haben jetzt — Sie werfen ja der So-
zialsenatorin vor, sie wirde gar nichts tun — delinquen-
te Jugendliche auch schon in anderen Einrichtungen,
so wie es Hamburg mit Bremen zusammen tun will,
in anderen Bundeslandern untergebracht,

(Glocke)

dort, wo es namlich geeignete Zwischenlosungen
und Einrichtungen gibt, als hier irgendetwas tibers
Knie zu brechen, was juristisch nicht standhalt. Sie
sagen, Sie wollen nicht in einem System leben wie
hier in Bremen. Wissen Sie, was? Ich lebe lieber hier
in Bremen als in Berlin, wo ein CDU-Senator vollig
uberfordert ist und es noch nicht einmal schafft, die
Fluchtlinge in Unterkiinfte zu bringen, wo aber im
Ubrigen genauso viele oder noch mehr Kinder und
Jugendliche verschwunden sind. Ich méchte das nicht
so verstanden wissen, dass man das schonredet. Ich
finde, das ist ein riesiges Problem hier in Bremen, aber
auch in anderen Bundeslandern und auch in Europa,
und dafur mussen wir Losungen finden. Wir haben
eine Fursorgepflicht fir diese Kinder, und diese mus-
sen wir ernst nehmen. Deshalb halte ich es fiir rich-
tig, dass man nach den vermissten Kindern und Ju-
gendlichen sucht. Aber, Herr Rowekamp, Ihr letzter
Satz hat mich echt noch einmal verwundert. Sie sag-
ten, Sie sperren Ihre Kinder, wenn sie Mist bauen,
nicht weg, aber Sie sorgen dafiir, dass sie zu Hause
bleiben.

(Abg. Rowekamp [CDU]J: Das habe ich nicht gesagt!)

Das hat mich gestern schon in der Fragestunde ein
wenig verwundert, weil immer so getan wird, als ob
man die Jugendlichen in die Einrichtungen bringt und
sie dann irgendwie wegsperren konnte. Das ist eben
nach dem Jugendhilferecht juristisch nicht so. Ich
wundere mich schon ein wenig. Vielleicht haben Sie
gut erzogene Kinder, wenn Sie sagen: Ihr seid vor-
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hin ausgertuckt, jetzt durft ihr nicht ausrucken; und
sie bleiben zu Hause. So richtig entspricht dieser Ver-
gleich eben nicht der Realitat mit den Jugendlichen.
Frau Senatorin Stahmann ist darauf eingegangen,
dass wir es mit einer neuen Qualitat von delinquen-
ten Jugendlichen zu tun haben. Ich sage als Grine
noch einmal: Ja, wir haben uns zu der fakultativ ge-
schlossenen Einrichtung bekannt. Man kann es aber
nicht tibers Knie brechen, denn dann passiert das, was
in anderen Bundeslandern auch passiert: dass sie nicht
optimal funktionieren.

(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Von ,uUbers Knie bre-
chen” kann mittlerweile kaum die Rede sein!)

Wir mussen doch aus den Fehlern anderer Einrich-
tungen lernen, damit es bei uns besser gelingt. Aber
dass Sie das immer wieder negieren und sagen, dass
diese intensivpadagogischen MaBnahmen nicht sinn-
voll seien, kann ich nicht verstehen.

Es sind sinnvolle Mainahmen, und das zeigen Erfah-
rungen aus Jugendhilfeeinrichtungen und von Ju-
gendhilfetragern aus anderen Bundeslandern. Ich bin
auf Beispiele aus Hamburg eingegangen. Deswegen
ist es doch richtig — und das hat Frau Aulepp auch
gesagt —, wenn man sich zu dem einen bekennt,
dann heilit das noch lange nicht, dass man das an-
dere nicht macht.

Fur uns sind die intensivpadagogischen MafBnahmen
sehr sinnvolle Bausteine, um die Jugendlichen dort
abzuholen, wo sie sind. — Vielen Dank!

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Vogt.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE)*): Frau Prasidentin, lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Ich habe mich noch
einmal gemeldet, weil ich ein paar Dinge in der De-
batte nicht so ganz verstanden habe.

Herr Rowekamp, Sie haben eben den Grinen vor-
geworfen, sie wirden auf das Strafrecht setzen, und
das konnten Sie nicht nachvollziehen. Ich habe mir
eben noch einmal das neue Konzept zur Nachsteu-
erung im Jugendstrafvollzug fiir den mannlichen Be-
reich angeschaut. Ich muss sagen, nattrlich, Frau Dr.
Schaefer, ein GroBteil der Delikte, die Herr Rowekamp
hier eben gerade genannt hat, fallt nicht unter eine
Strafe nach dem Jugendstrafrecht, die zu einer Ver-
urteilung fithren witirde, aber viele Delikte fallen unter
das Jugendstrafrecht. Es sind bereits Jugendliche ver-
urteilt worden, namentlich diejenigen, die durch be-
sonders aggressive Delikte aufgefallen sind.

Es wird hier suggeriert, als ob das Strafrecht fur Ju-
gendliche tiberhaupt nichts mit der Jugendhilfe zu
tun hatte. Es hat sehr wohl etwas mit der Jugendge-
richtshilfe zu tun, weil sich das Jugendstrafrecht vom

regularen Strafrecht dadurch unterscheidet, dass nicht
nur der Sihnegedanke und der BuBegedanke bei der
Verhangung einer Strafhaft im Vordergrund stehen,
sondern nattrlich auch die Hilfe zur Erziehung. Das
ist das eine.

Wir wissen auch aus den Erfahrungen - es gibt Men-
schen, die aus dieser Tatergruppe verurteilt worden
sind —, dass in dem Moment, in dem sie eine Jugend-
strafhaft antreten miissen, zum Beispiel eine Thera-
pie angeordnet werden konnte. Herr Rowekamp, man
muss nicht spatabends auf den Bahnhofsvorplatz ge-
hen, die Jugendlichen sieht man dort auch am Tage.
Man sieht ihnen oft auch schon von Weitem an, dass
sie stark unter Drogen stehen. Diese Situation ist fir
keinen Menschen auf der Welt irgendwie beruhigend,
weil man einfach nicht weil}, wie sie reagieren.

(Abg. Frau Dr. Schaefer [Blndnis 90/Die Griinen]: Es
ist aber auch keine Situation, um Angste zu schiren!)

Am Dienstag hat mich ein vollig unter Drogen ste-
hender Jugendlicher angegangen. Das Problem ist,
wenn sie nicht verurteilt worden sind — ich mochte
das nur kurz erklaren —, dann kann man keine The-
rapie gegen ihren Willen anordnen. Bei den Verur-
teilten ist die Durchfithrung einer Therapie die Auf-
lage des Gerichts gewesen. Die Auflage ist eingehal-
ten worden. Wenn man mit den Beschaftigten in der
Jugendgerichtshilfe redet, dann haben die Beschaf-
tigten der Jugendgerichtshilfe durchaus einen Zugang
zu den Verurteilten herstellen konnen. Sie haben es
erreicht, dass ein Entzug durchgefihrt worden ist und
dass sie im Anschluss an die Haftstrafe einen Platz
in einer Einrichtung erhalten haben, die ihnen wei-
tergeholfen hat.

Ich verstehe deshalb nicht, dass Sie den Grinen vor-
werfen, dass, wenn es zu strafrechtlichen Verurtei-
lungen gekommen ist, diese auch vollzogen werden.
Das heifit eben nicht, dass die Jugendlichen damit
alleingelassen werden.

(Beifall DIE LINKE)

Das andere ist, dass Herr Zenner gesagt hat, dass die
Verhangung von U-Haft genau das verhindert, weil
die Jugendgerichtshilfe nicht zustandig ist. Das sehe
ich genauso.

Ich komme noch einmal zu einem anderen Punkt! Wir
haben uns als LINKE gegen die fakultativ geschlos-
sene Unterbringung ausgesprochen, weil es gute
Grunde dafur gibt, dass sie nicht funktioniert.

Ich komme jetzt noch einmal auf meine an Frau Au-
lepp gerichtete Zwischenfrage zuruck. Die Jugend-
nothilfe und die Trager der Jugendhilfe sind uber-
lastet. Frau Senatorin Stahmann hat es eben zu Recht
gesagt, es sind tiber 1 000 Jugendliche in Obhut ge-
nommen worden, die tiber keinen Flucht- oder Migra-
tionshintergrund verfiigen. Die Trager sind vor allen

(©)
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Dingen mit den delinquenten Jugendlichen tiberlastet,
weil die Jugendlichen von der Polizei oft nachts nach
der Festnahme in die Einrichtungen gebracht wer-
den.

Herr Kollege Mohle hat es hier schon einmal gesagt,
die Jugendlichen stehen dann unter Drogen, und es
ist bereits vorgekommen, dass Erzieher tatlich ange-
griffen worden sind. Sie beklagen zu Recht, dass in
Bremen seit zwei Jahren zu wenig Personal vorhan-
den ist und dass Bremen in diesem Bereich zu we-
nig unternimmt.

Dies gilt nicht nur fur die delinquenten Jugendlichen,
sondern fur die Jugendlichen insgesamt. Die Erzie-
her fuhlen sich alleingelassen. Wenn Sie einmal mit
einem Erzieher geredet haben, der mit einem Stuhl-
bein verletzt worden ist, dann wissen Sie, aus wel-
chen Griinden sich die Erzieher tberlastet fiihlen.
Sie wissen dann auch genau, aus welchen Grinden
diejenigen, die in der Jugendhilfe arbeiten, vehement
fordern, dass im Vorfeld einer Strafhaft und einer ge-
schlossenen Unterbringung mehr passieren muss. Ge-
nau das Kkritisiere ich.

Herr Rowekamp, in diesem Fall gebe ich Ihnen recht,
esistin diesem Bereich in den letzten Monaten nichts
passiert, und das darf wirklich nicht sein, liebe Kol-
leginnen und Kollegen!

(Beifall DIE LINKE)

Ich mochte deswegen meine Ausfiihrungen wieder-
holen, die ich hier bereits vor einem Jahr gemacht
habe. Fur die fakultativ geschlossene Unterbringung
sind rechtliche Hirden vorhanden. Es ist eben nicht
so — das hat mir gegenuber auch Herr Kannenberg
bestatigt, der in Hessen eine fakultativ geschlossene
Einrichtung betreibt —, dass nach Paragraf 42 SGB
VIII die Unterbringung gewahrleistet ist, sondern nach
wie vor nach einem reguldaren Verfahren nach Para-
graf 1631 b BGB. Die Unterbringung muss durch das
Familiengericht angeordnet werden.

Nach Paragraf 1631 b BGB, dasist die rechtliche Grund-
lage, ware es auch in Bremen mdoglich, dass Jugend-
liche auBerhalb Bremens in eine geschlossene Ein-
richtung eingewiesen werden konnten, wenn das Fa-
miliengericht eine entsprechende Anordnung trifft.
In Bremen ist es in den letzten funf Jahren lediglich
zu zwei Anordnungen gekommen. Das wird Grunde
haben. Viele Familiengerichte sind namlich nicht da-
von uberzeugt, dass das wirklich die Ultima Ratio und
dass sie Anordnung zielfihrend ist.

(Glocke)

Ich komme zum Schluss!

Wenn man sich einmal die Kosten fir eine geschlos-
sene Unterbringung anschaut, dann stellt man fest,
dass sie bei 350,00 bis 400,00 Euro pro Person und
pro Tag liegen. Das heifit, wir kommen auf 10 000 Euro

pro Monat zuzuglich der Baukosten. Fur dieses Geld
hatte die Sozialsenatorin die Jugendhilfe schon lan-
ge so ausbauen konnen, dass meine Bekannten und
Kollegen, die in diesem Bereich arbeiten, keine Angst
vor hoch aggressiven Menschen, die unter Drogen
stehen, haben miissten, sondern dass eine ausreichen-
de Betreuung leistbar ware. — Ich danke Thnen!

(Beifall DIE LINKE)

Vizeprasidentin Dogan: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Als Erstes lasse ich tiber den Antrag der Fraktion der
CDU abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der Druck-
sachen-Nummer 19/256 seine Zustimmung geben
mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafiir CDU, FDP, ALFA, Abg. Timke [BIW])
Ich bitte um die Gegenprobe!
(Dagegen SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Biirgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Nun lasse ich uber den Antrag der Fraktionen Bund-
nis 90/Die Grinen und der SPD abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktionen Bundnis 90/Die
Grunen und der SPD mit der Drucksachen-Nummer
19/288 seine Zustimmung geben mochte, den bitte
ich um das Handzeichen!

(Dafiir SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen FDP, DIE LINKE, Abg. Timke [BIW])
Stimmenthaltungen?

(CDU, ALFA)

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) stimmt dem
Antrag zu.

Jetzt lasse ich iber den Antrag der Fraktion der FDP
abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktion der FDP mit der Druck-
sachen-Nummer 19/293 seine Zustimmung geben
mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafir FDP)
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Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Bundnis 90/Die Grinen, Abg. Timke
[BIW])

Stimmenthaltungen?
(CDU, DIE LINKE, ALFA)

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Zum Schluss lasse ich tiber den Antrag der Fraktion
DIE LINKE abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktion DIE LINKE mit der
Drucksachen-Nummer 19/297 seine Zustimmung ge-
ben mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafiir DIE LINKE)
Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU, Biindnis 90/Die Grunen, FDP,
ALFA, Abg. Timke [BIW])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Birgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Bedeutung und Perspektiven des Landesmindest-
lohns

Grofle Anfrage der Fraktion DIE LINKE

vom 5. November 2015

(Drucksache 19/130)

Dazu

Mitteilung des Senats vom 22. Dezember 2015
(Drucksache 19/230)

Wir verbinden hiermit:

Gesetz zur Aufhebung des Mindestlohngesetzes
fiir das Land Bremen

Antrag der Fraktion der FDP

vom 18. Februar 2016

(Neufassung der Drucksache 19/285

vom 16. Februar 2016)

(Drucksache 19/294)

1. Lesung

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Giinthner.

Gemal Paragraf 29 unserer Geschaftsordnung hat
der Senat die Moglichkeit, die Antwort, Drucksache
19/230, auf die GroBe Anfrage in der Burgerschaft
mundlich zu wiederholen.

Ich gehe davon aus, Herr Senator Gunthner, dass Sie
die Antwort auf die GroBe Anfrage der Fraktion DIE
LINKE nicht miindlich wiederholen mochten.

Auf die Antwort des Senats auf GroBe Anfragen folgt
eine Aussprache, wenn dies Mitglieder der Burger-
schaft in Fraktionsstarke verlangen.

Ich frage, ob in eine Aussprache eingetreten werden
soll.

Das ist der Fall.

Die gemeinsame Aussprache ist eroffnet. Wir kom-
men gleichzeitig zur ersten Lesung der Gesetzesvor-
lage.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete Frau
Bernhard.

(Zuruf Abg. Dr. vom Bruch [CDU]J)

Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE) *): Sehr geehrte Frau
Prasidentin, meine Damen und Herren! Wir sind ja
hier fast unter uns.

(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Nehmen Sie es nicht per-
sonlich!)

Trotzdem ist es ein ernstes Thema, das muss ich schon
sagen, also, es geht ja um etwas.

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Grinen)

Esheifit , Auswertung und Perspektive”, darauf wurde
ich gern noch einmal eingehen. Vor zehn Jahren hat
der damalige Bundeskanzler Gerhard Schroder beim
Weltwirtschaftsforum in Davos den schrecklichen Aus-
druck gepragt: , Wir haben einen funktionierenden
Niedriglohnsektor”. Er sagte das ganz stolz, und ich
muss sagen, das ist nicht unbedingt etwas, worauf man
stolz sein konnte. Heute wiirde das niemand mehr
sagen, aber es war auch zum damaligen Zeitpunkt,
ehrlich gesagt, nicht gerade sehr klug. Aber es gibt
ihn mehr denn je, in Deutschland und vor allem in
Bremen.

Die Grenze zum Niedriglohn ist definiert als ,zwei
Drittel vom mittleren Lohn”, also der sogenannte Me-
dian. Fur das Jahr 2010 bleibt diese untere Grenze
bei einem Stundenlohn von 10,36 Euro. Das war die
Zahl, die das Statistische Bundesamt in seinem Be-
richt ,Niedriglohn und Beschaftigung” vorgelegt hat.
Das heiit, mehr als ein Funftel aller Beschaftigten ar-
beitet fur diesen Niedriglohn. Es gibt Branchen, in
denen der Niedriglohn die Norm ist: Reinigung, Gas-
tronomie, Einzelhandel, Sicherheitsdienste. Besonders
bedenklich ist auch die Tatsache, dass 15 Prozent der
Manner den Niedriglohn bekommen und 25 Prozent
der Frauen.

Die Einfiihrung des Mindestlohns war seit Jahren der
erste ernsthafte Versuch, politisch und eben auch wirt-
schaftspolitisch dagegen vorzugehen. Daneben kann
man eigentlich nur noch die Allgemeinverbindlich-
keitserklarung von Tarifen nennen. Eigentlich misste
der Mindestlohn dieser Niedriglohngrenze entspre-
chen. Das tut er aber nicht; 8,50 Euro sind davon weit
entfernt. Die Auseinandersetzungen dazu haben wir
auch hier in den letzten Jahren immer wieder geftihrt,
wenn es darum ging, die Hohe festzulegen.
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Im Juni dieses Jahres beginnen die Auseinanderset-
zungen um den Bundesmindestlohn, derjaam 1. Ja-
nuar 2017 vor einer Erhohung steht. Vor diesem Hin-
tergrund miissen wir uns das heute auch ansehen.
Warum der Bremer Senat gerade jetzt aus dem Lan-
desmindestlohn aussteigen will, erschlief3t sich aber
aufgrund dieser Antwort in keiner Weise.

(Beifall DIE LINKE)

Denn ganz offensichtlich — das finde ich insbesondere
fir Bremen eklatant ausschlaggebend —hat der Min-
destlohn fur Bremen Erfolge erzielt. Nach seiner Ein-
fihrung hat sich die Situation ungelernter Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer deutlich verbessert. Der
Anstieg der Zahl der Aufstockerinnen und Aufstocker
ist zumindest gestoppt beziehungsweise sogar ein
klein wenig zuriickgegangen. Das heifit, der Mindest-
lohn hat gewirkt, und er hétte eine starke Wirkung
haben konnen, wenn er tatsachlich an die Niedrig-
lohngrenze herankommen wirde.

(Beifall DIE LINKE)

Trotzdem mochte der Senat den Landesmindestlohn
auf unbestimmte Zeit einfrieren. Der Gesetzentwurf
lag, glaube ich, in der Deputation fur Wirtschaft, Ar-
beit und Hafen auch schon vor. Bremen war damit
im Jahr 2012 Vorreiter, zu Recht, und wir haben dies
immer sehr unterstiitzt. Jetzt wird der Senat aber zum
Bremser, und zwar auf ganzer Linie, und das ist un-
verantwortlich. Es ist doch vollig klar, wer jetzt den
Landesmindestlohn einfriert, statt ihn turnusmaBig
zu erhéhen, verringert den Druck auf die Auseinan-
dersetzung um den Bundesmindestlohn. Das ist mit
Sicherheit ein Zusammenhang, den man sich vor Au-
gen halten muss, denn nur ein Mindestlohn, der durch
seine Hohe eine ernst zu nehmende Lohngrenze nach
unten zieht, verdient uberhaupt diesen Namen.

(Beifall DIE LINKE)

Dabei sind die Anspruche des Senats exorbitant be-
scheiden. Das zeigt sich in der Antwort auf unsere
Anfrage, ob sich der Landesmindestlohn nicht am
untersten Entgelt im 6ffentlichen Dienst orientieren
sollte. Schleswig-Holstein hat das seinerzeit so be-
grundet, und auch der DGB in Hamburg nimmt da-
rauf Bezug. Der Mindestlohn liegt in Schleswig-Hol-
stein bei 9,18 Euro, und der Hamburger Landesmin-
destlohn wiirde eine dhnliche Erhohung auf 9,28 Euro
betragen.

Der Bremer Senat sagt dagegen, dies ginge uber die
reine Existenzsicherung hinaus, und das kame nicht
in Betracht. Ich muss ganz ehrlich sagen, das ist ent-
larvend und erschiitternd zugleich, denn das heil3t
faktisch, der Mindestlohn soll nicht mehr sein als ein
Armutslohn, die Ubertragung von Hartz IV auf die
Lohnpolitik. Das kann man nicht akzeptieren.

(Beifall DIE LINKE)

Ich wiirde gern in meinem nachsten Beitrag noch ein-
mal auf die spezifische Bremer Situation eingehen.
Das war sozusagen erst einmal der Zusammenhang
fur die erste Erlauterung. — Dankel!

(Beifall DIE LINKE — Prasident Weber tibernimmt wie-
der den Vorsitz.)

Prdasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Steiner.

Abg. Frau Steiner (FDP): Herr Prasident, liebe Kol-
legen, meine Damen und Herren! Ja, die GroB3e An-
frage der Fraktion DIE LINKE hat, glauben wir, ganz
schon viel Zeit in Anspruch genommen, wenn man
sich einmal anschaut, wie dick dieses Pamphlet ist.
Wir denken, wir hatten diese Zeit ein wenig besser
nutzen konnen.

(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Uberlegen Sie sich ei-
gentlich, was Sie da sagen?)

Was sind die Haupterkenntnisse? Das haben wir uns
gefragt. Wenn man es sich einmal anschaut, so zahlt
Bremen im Vergleich der Stadtstaaten den hochsten
Mindestlohn. Das war das Erste. Die Anzahl der Auf-
stocker hat sich in Bremen seit dem Jahr 2012 um gan-
ze 42 Personen reduziert. Es bleiben immer noch circa
19 250. Ungelernte Arbeitnehmer haben im Verhaltnis
die hochste Veranderung der Arbeitnehmerverdienste
bekommen — 0,4 Prozent im Jahr 2013 —, und die Ver-
dienstunterschiede zwischen Mannern und Frauen
gehen zuruck. Fur mich war noch sehr schon zu le-
sen, dass der Senat eine Angleichung an die Bundes-
und Landesmindestlohnregelung anstrebt.

Nun fragen wir uns: wofur eigentlich diese ganze um-
fassende Grof3e Anfrage? Es war zu erwarten, dass
die Zahl der Aufstocker, die den Landesmindestlohn
erhalten und damit unmittelbar beziehungsweise mit-
telbar beim Staat beschaftigt sind, nicht so hoch aus-
fallt, denn der Staat selbst zahlt selten schlecht, auch
das ist kein Geheimnis. Der Landesmindestlohn in
Bremen hat die Besonderheit, dass er sich uber das
Tariftreue- und Vergabegesetz auch auf private Un-
ternehmen, die staatliche Auftrage erhalten, erstreckt.
Eslasst sich also trefflich dartiber streiten, ob sich der
Staat einmal wieder in Dinge einmischt, die ihn ei-
gentlich gar nichts angehen, denn fiir uns ist die Hohe
des Verdienstes nach wie vor Aufgabe der Tarif- be-
ziehungsweise Vertragspartner und eben nicht des
Staates.

(Beifall FDP)

Selbst Hamburg hat festgestellt, dass mehrere Min-
destlohne zu einer unzumutbaren Birokratie fiihren.
Zu diesem Thema findet sich in dem umfassenden
Pamphlet leider iiberhaupt kein Wort.
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(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Ich bitte Siel)

Falls Sie mit dieser Anfrage die kurzfristige Forde-
rung einer Erhohung des Mindestlohnes anstreben,
so sage ich Thnen allen Ernstes: Es kann doch nicht
im Interesse der LINKEN sein, Menschen erster und
zweiter Klasse zu produzieren nach dem Motto , Nur
wer beim Staat oder fur den Staat arbeitet, ist pri-
vilegierter, und der Rest ist eben nur der Rest”, und
wenn es sich dann umkehrt und sich beim Bund eine
Erh6éhung ergeben wiirde, dann wendet sich einfach
das Blatt? Wo ist denn hier bitte das Bestreben nach
Gleichmacherei, wie wir Sie sonst immer kennen, ge-
blieben? Fur uns steht jedenfalls fest, der Mindest-
lohn ist in seiner Beschaffenheit einfach nur ein aus-
uferndes Burokratiemonster geworden, das in dieser
Form niemandem hilft. Die Abschaffung ist die ein-
zig richtige Entscheidung.

(Beifall FDP)

Die Ausnahmeregelungen des Bundesmindestlohnes
laufen ja bekanntlich aus, und wir sollten in Bremen
mit positivem Beispiel, wie eben viel zitiert, voran-
gehen und den Landesmindestlohn abschaffen. Da-
her haben wir auch unseren Entwurf hier eingebracht.
—Danke!

(Beifall FDP)

Prasident Weber: Das Wort erhalt zu einer Kurzinter-
vention die Abgeordnete Frau Vogt.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE)*): Vielen Dank, Herr
Prasident! Ich mochte die Fraktionsvorsitzende der
FDP bitten, Antworten auf Anfragen — Anfragen sind
ein parlamentarisches Recht, insbesondere der Op-
position — nicht als Pamphlet zu bezeichnen, denn
damit leistet man dem Populismus Vorschub, dass
wir hier nur eine Schwatzbude waren!

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Bergmann.

Abg. Frau Bergmann (CDU): Sehr geehrter Herr Pra-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Die
CDU-Birgerschaftsfraktion begriuft die Absicht des
Senats, den bremischen Landesmindestlohn im bun-
desweiten Mindestlohn aufgehen zu lassen, der seit
dem 1. Januar 2015 gilt.

(Beifall CDU)

Ein mittelstandischer Betrieb, der sich auf eine offent-
liche Ausschreibung im Lande Bremen bewirbt, muss
die Aufzeichnungs- und Dokumentationspflichten fur
den bundesweiten Mindestlohn von derzeit 8,50 Euro

erfullen. Zusatzlich muss er umfangreiche Nachweise
dartiber fiihren, dass er den Landesmindestlohn von
derzeit 8,80 Euro einhalt. Dazu gehoren insbesondere
auch Verpflichtungserklarungen fiir samtliche Nach-
unternehmer, was einen erheblichen Verwaltungs-
aufwand darstellt, und das ist schon ein wenig hef-
tig

Doch nicht nur die getrennten Nachweise fuhren zu
einem hohen Mehraufwand, nein, wenn der Betrieb
Pech hat, kann es sein, dass er heute vom Zoll auf
die Einhaltung des Bundesmindestlohns kontrolliert
wird, und in der nachsten Woche kommt dann die
bremische Sonderkommission Mindestlohn vom Wirt-
schaftssenator. Beide Male heif3t es, Blicher und Ge-
haltszettel offenzulegen und umfangreiche Fragen
zu beantworten, und dabei ruht schlimmstenfalls die
Arbeit!

Die burokratischen Belastungen, die mit den Doku-
mentationspflichten verbunden sind, sind betracht-
lich. Wenn ich mir aber vorstelle, dass sich diese fir
30 Cent mehr pro Arbeitsstunde verdoppeln, so ist
das einem Arbeitgeber kaum mehr zu vermitteln.
SchlieBlich miissen sich die Betriebe hin und wieder
auch um ihr Kerngeschaft kimmern.

Die Gefechte um den Mindestlohn als solchen sind,
soweit mir bekannt ist, ausgefochten. Eine Begren-
zung gegen Lohndumping und unwirdigen Wettbe-
werb nach unten hat die Bremer CDU-Biirgerschafts-
fraktion bereits befurwortet, als das in unserer Bundes-
partei noch kontrovers diskutiert wurde, und wir hal-
ten es auch weiterhin so fur gut und richtig, wie es
ist.

(Beifall CDU, SPD)

Gestritten wurde um den richtigen Weg dorthin, und
das ist auch in Ordnung so, denn beim Bundesmin-
destlohn handelt es sich um ein sensibles Instrument,
dessen Uberziehen die gute Wirkung ja auch ins Ge-
genteil umschlagen lassen kann.

Der Bundesmindestlohn, so wie er im Juli 2014 be-
schlossen wurde, ist ein guter und auch tragfahiger
Kompromiss aus den Positionen von SPD und Union,
an dem wohl niemand in diesem Haus rutteln will.
Eine Anpassung auf Bundesebene gemaB der tarif-
lichen Entwicklung wird noch in diesem Jahr verhan-
delt und der Betrag mit hoher Wahrscheinlichkeit nach
oben angepasst.

Uns ist wichtig, dass eine Arbeitnehmerin oder ein
Arbeitnehmer ohne erganzende Zuschiisse von ih-
rem oder seinem Verdienst leben kénnen soll. Al-
lerdings bezieht sich das auf vollzeitbeschaftigte al-
leinstehende Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.
Die CDU hat auch schon weit vor meiner Zeit vor dem
Trugschluss gewarnt, dass der Mindestlohn die Zahl
der Aufstockerinnen und Aufstocker signifikant redu-
zieren wurde. Warum? Weil fur die Sicherung des
Existenzminimums neben der Lohnhohe eben noch
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weitere Faktoren ausschlaggebend sind, zum Bei-
spiel Familienstand, Beschaftigungsumfang und so
weiter.

Esist doch klar, selbst wenn der Mindestlohn bei zehn
Euro liegen wirde, konnte zum Beispiel ein teilzeit-
beschaftigter Familienvater damit nicht fiir sich, seine
Frau und seine zwei Kinder sorgen. Genau fur Falle
wie diese gibt es eben erganzende Sozialleistungen
und Zuschiisse. Warum sollte man das verteufeln?
Dafur sind Sozialleistungen da.

(Abg. Frau Boschen [SPD]: Je mehr, desto besser,
nicht?)

Den Mindestlohn uiberzustrapazieren, um damit so-
ziale Ziele zu erreichen, ist nicht hilfreich. Das ist in
erster Linie Aufgabe unseres Steuer- und Transfer-
systems.

(Abg. Frau Strunge [DIE LINKE]: Ware schon, wenn
man von Arbeit leben kann!)

Bei der Bestimmung der Mindestlohnhohe mussen
okonomische Faktoren im Vordergrund stehen, denn
ein Mindestlohn, der sich ausschlieBlich an Vertei-
lungsaspekten orientiert, lauft Gefahr, gerade nied-
rigschwellige Arbeitsplatze zu vernichten. Deswegen
ist es auch richtig, dass eine unabhangige Kommis-
sion von Tarifpartnern auf Basis vorher festgelegter
Indikatoren uber die Anpassung des Mindestlohns
entscheidet.

Das Bremische Landesmindestlohngesetz hat sich
im Jahr 2015 durch den Bundesmindestlohn im
Grunde erledigt. Ich finde gut, dass der Senat dies
erkennt, daraus die richtigen Konsequenzen zieht und
das Landesmindestlohngesetz auBler Kraft setzt. Ihn
als zukunftiges handlungspolitisches Instrument durch
Abschaffung ganz aus der Hand zu geben, halten wir
firriskant und werden uns daher zum Antrag der FDP
enthalten. — Vielen Dank fiir Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall CDU)

Prasident Weber: Zu einer Kurzintervention gebe ich
das Wort an die Abgeordnete Frau Steiner.

Abg. Frau Steiner (FDP): Sehr geehrter Herr Prasi-
dent! Jetzt ist Frau Vogt leider nicht da, deshalb spre-
cheich jetzt zu Thnen, Frau Bernhard, weil Sie zu dem
Thema gesprochen haben: Ich entschuldige mich fir
diesen Begriff ,Pamphlet”. Er war nicht negativ
gemeint, sondern einfach falsch gewahlt. Deswegen
mochte ich das hier gern richtigstellen.

(Beifall)

Prdasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Schmidt.

Abg. Schmidt (SPD)*): Herr Prasident, sehr geehrte
Damen und Herren, werte Kolleginnen und Kollegen!
Ich habe eigentlich gedacht, dass der Beitrag der FDP
derjenige sein wiirde, der an Zynismus kaum zu tber-
bieten gewesen ware, aber die Kollegin Frau Berg-
mann war hier eben schon — wie soll ich das sagen?
— fur mich als Arbeitnehmervertreter nicht ganz
nachzuvollziehen!

(Beifall SPD, DIE LINKE)

Die GroBe Anfrage der LINKEN vom 5. November
istam 22. Dezember beantwortet worden. Man kann
dariber sinnieren, da haben Sie auch recht, dass sie
erst in dieser Sitzung heute behandelt wird. Das ist
sicherlich auch vielen Diskussionen geschuldet, die
hier im Hause stattfinden mussen, und auch richtig.

Der Senat kommt aber in seiner Antwort auf die An-
frage zu den Schlissen, zu denen ubrigens auch ge-
rade die Arbeitnehmerkammer, die immer wieder ei-
nen Lagebericht zum Zustand des Arbeitsmarktes und
auch zur Lage der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer im Lande Bremen gibt, sowohlim Jahr 2013
als auch in den Jahren 2014 und 2015 gekommen ist.
Man soll sich also wundern, dass die Arbeitnehmer-
kammer zu dem Schluss kommt, und das ist jetzt ein
Zitat:

,Bremen und Bremerhaven sind an den Themen
dran, die die Zukunftsfahigkeit unserer Stadte aus-
machen. In den Stadten entscheiden sich die heute
wichtigen Fragen der Integration, des sozialen Zu-
sammenhalt, neuer Arbeitsmarkte und wirtschaftli-
che Entwicklungen. Diese Rolle des Treibers mussen
wir im Land Bremen selbstbewusst wahrnehmen, und
dafur muss auch die Politik ihren Gestaltungswillen
auf den Arbeitsmarkten und bei der angemessenen
Ausstattung unseres Gemeinwesens behaupten.” Ich
kann es komplett nachvollziehen, wenn die Arbeit-
nehmerkammer das so sieht, denn sie hat die Mark-
te dementsprechend untersucht.

Genauso wichtig ist aber, dass die Anpassung des
Landesmindestlohns durch eine Kommission entschie-
den wird, die auf Grundlage des Gesetzes eingesetzt
worden ist. Im Ubrigen ist der Lohn ja schon von 8,50
Euro im Jahr 2012 auf jetzt aktuell 8,80 Euro ange-
hoben worden. Es ist keineswegs so, dass der Senat
— auch nicht in der Vorlage fur die Sitzung der De-
putation fir Wirtschaft, Arbeit und Hafen am 10. Fe-
bruar — beantragt hat, das Landesmindestlohngesetz
auszusetzen, sondern lediglich die weitere Anhebung
und die Empfehlung der Kommission dann hier in
diesem Haus vorzulegen und dann zu einer Entschei-
dung zu kommen, ob angehoben wird, angeglichen
wird oder eben nicht. Dieses Instrument sollten wir
uns, glaube ich, auch nicht nehmen lassen.

(Beifall SPD)

Was aber eindeutig wichtig ist, und das habe ich hier
eigentlich von niemandem gehort — ich glaube, das
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ist vielen nicht bekannt, bei Ihnen, Frau Steiner,
kann ich sogar noch nachvollziehen, dass Ihnen das
ein bisschen fremd ist —, in der Landesmindestlohn-
kommission sitzen zwei Mitglieder der Arbeitnehmer-
organisationen, zwei Mitglieder der Arbeitgeberorga-
nisationen und ein Vorsitzender, der von beiden Spit-
zenorganisationen benannt worden ist, um sich in ge-
nau diese Findung des Landesmindestlohns einzu-
bringen.

lich glaube, das ist auch der entscheidende Impuls,
den Politik in diese Richtung eigentlich nur geben
kann, in Richtung Ruckkehr zur Sozialpartnerschaft.
Das habe ich bei Ihnen noch nicht gehort. Ich weif3
nicht, ob Sie in Ihren Betrieben, in denen Sie arbei-
ten oder die Ihnen vielleicht sogar gehoren, so etwas
wie Tarifvertragsparteien kennen, denn eigentlich ist
der Landesmindestlohn — darin muss ich den LINKEN
widersprechen — nicht das adaquate Mittel, sondern
das sind Tarifvertrage und -16hne,

(Beifall SPD)

die nicht das untere Ende der Lohnskala beschrei-
ben, sondern die Grundlage der Sozialpartnerschaft
und der Wirtschaft darstellen. Das habe ich von Ih-
nen uberhaupt noch nicht gehort.

(Abg. Professor Dr. Hilz [FDP]: Wenn Sie zugehort
hatten, hatten Sie gehort, dass sie das gesagt hat!)

Aus dem Bericht geht hervor, dass wir immer noch
19 244 Kolleginnen und Kollegen haben, die aufsto-
cken mussen, und wenn hier eine Kollegin der CDU,
Frau Bergmann, leider sagt, sie halte das fiir normal
und richtig, dafur gebe es diese Instrumente —ich halte
es nicht fir richtig und normal, wenn jemand in Voll-
zeit arbeitet und noch aufstocken muss. Das kann nicht
sein. Ich weiB nicht, ob Thnen bewusst ist, was das
bedeutet: Wenn jemand fir 8,50 Euro Vollzeit arbei-
tet, sprechen wir von knapp 1 400 Euro brutto im Mo-
nat. Was davon ubrig bleibt, haben wir hier immer
wieder gehort.

(Beifall SPD — Abg. Frau Bergmann [CDU]: Ich habe
von Teilzeit gesprochen!)

Ja, das mag ja sein. Es ist die richtige Entscheidung,
hier genau diese Impulse zu setzen, damit es nicht
noch weiter zur Tarifflucht kommt, denn das Beschaf-
tigungs-Plus, das nach Inkrafttreten des Landes- und
des Bundesmindestlohnes erfolgt ist, kann man nicht
wegdiskutieren, denn diese ganzen Herbeiredner von
Katstrophen und , der Arbeitsmarkt bricht zusammen*”,
,wir kollabieren komplett bei 8 Euro” hat es, daran
kann ich mich erinnern, leider nicht gegeben, als die
Diskussion begann. Was heifit ,leider”, Gott sei Dank
hat es das nicht gegeben, Entschuldigung!

(Beifall SPD)

Auch in dem Bericht fur 2015 sagt die Arbeitnehmer-
kammer dazu ganz klar: ,Fachkrafte einbinden, for-
dern und wertschatzen”, und gute Fachkrafte arbei-
ten nicht fir 8,50 Euro, sondern sie arbeiten fiir Ta-
riflohne.

(Beifall SPD)

Werkvertrage einzudammen fuhrt namlich genau
dazu, was Sie gerade ansprachen, und ich denke, die
FDP weil} das auch, dass die Arbeit dann nicht mehr
im Land bleibt, sondern sie wird von externen Dienst-
leistern ibernommen, die hier anreisen und irgend-
etwas erledigen. Niemand hat etwas gegen Werk-
vertrage, aber was heute alles so als Werkvertrag an-
geboten wird, hat, denke ich, nichts mehr mit nor-
maler Beschaftigung und schon gar nichts mit nach-
haltiger Beschaftigung zu tun.

(Beifall SPD)

Tariflohn und Lohndumping stoppen, soziale Berufe
starken, Alleinerziehende fordern — auch das geht
ganz klar aus der Antwort hervor —, daftir hat der Senat
einiges getan, und das werden wir auch weiter tun.
Die Arbeitgeberverbande bemangeln jedes Mal, es
fehlen Fachkrafte, auch in der Diskussion, die wir
heute den halben Tag gefiihrt haben. Fachkrafte muss
man ausbilden, Fachkrafte muss man einsetzen, Fach-
krafte muss man nach Tariflohn bezahlen, und in den
allermeisten Branchen liegen die Tariflohne deutlich
hoher als das, was wir heute besprochen haben. —
Danke schon!

(Beifall SPD)

Prdasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Fecker.

Abg. Fecker (Biindnis 90/Die Griinen)*): Sehr geehr-
ter Herr Prasident, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Schon, dass an diesem Punkt wieder einmal
die ganze Bandbreite des Parlaments deutlich wird.
Aber auch ich habe mir vorgenommen, heute etwas
ruhiger einzusteigen.

(Abg. Frau Boschen [SPD]: Warum denn?)

Lassen Sie mich deutlich sagen: Die Einfithrung des
Landesmindestlohns im Bundesland Bremen durch
Sozialdemokraten und Grune ist ein Erfolg.

(Beifall Bundnis 90/Die Griinen)

Dieses Gesetz hat den Weg fir viele andere Bundes-
lander geebnet und am Ende maBgeblich dazu bei-
getragen, dass auch im Bund ein bundesweiter Min-
destlohn eingefiihrt wurde, und selbst die Bundes-
CDU hat sich iiberzeugen lassen, dass es wichtig ist,
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dass Menschen von ihrem Vollzeitjob leben konnen
mussen. Es gibt politische Diskussionen, ob dieses Ziel
mit dem gesetzlichen Mindestlohn bereits erreicht ist.
Diese Debatten sind aus meiner Sicht mehr als be-
rechtigt, sollen uns aber nicht aus den Augen verlieren
lassen, welch groBer und historischer Schritt hier im
Grundsatz gelungen ist.

Mit der Einfiithrung des Mindestlohns auf Bundes-
ebene stellt sich natiirlich die Frage des eigenen Ge-
setzes im Land Bremen. Die eine Seite des Hauses
will dieses Gesetz abschaffen, die andere Seite will
es weiterhin fortfiihren und die Anpassung des Min-
destlohns fortsetzen. SPD und Griine haben sich fiir
keines der beiden Modelle entschieden.

(Abg. Professor Dr. Hilz [FDP]: Was wollen Sie denn
genau?)

Wir werden das polemische Mindestlohngesetz nicht
aufheben, Frau Bernhard, wie eben im ersten Teil Ihrer
Rede behauptet; so gut es ist, dass es einen bundes-
weiten Mindestlohn gibt, denn wir haben lange daftr
gekampft, dass der Wettbewerb nicht langer uber
Lohndumping ausgetragen wird.

(Beifall Bundnis 90/Die Griinen)

Wir haben lange dafiir gekampft, dass Lohne von 5
oder 6 Euro brutto pro Stunde endlich der Vergan-
genheit angehoren.

(Beifall Bundnis 90/Die Griinen)

Deshalb haben die Grinen im Bundestag auch als
Oppositionskraft dem Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung zugestimmt. Leider muissen wir aber auf der
anderen Seite konstatieren, dass es einen ganzen
Schwung Ausnahmetatbestdnde in diesem Bundes-
gesetz gibt und unser Gesetz in Bremen dem des Bun-
des einfach um Langen voraus ist. Wir halten es aber
auf der anderen Seite auch fur richtig, dass es keine
unterschiedlichen Mindestlohne in Deutschland gibt,
und werden daher warten, bis die unterschiedlichen
Hohen harmonisiert wurden, also die Hohen gleich
sind.

Eine Bemerkung zum Abschluss, was ich doch ein
wenig putzig fand, Frau Kollegin Bernhard, Sie sag-
ten, der Senat bremse den Bundesmindestlohn. Ich
glaube ganz ehrlich, dass nicht die Bundesregierung
oder der Gesetzentwurf in irgendeiner Weise Aus-
wirkungen darauf hat, was wir hier tun, sondern es
ist doch vollkommen klar, dass das Dinge sind, die
auf Bundesebene entschieden werden, und so viel
Beachtung man dem kleinsten Bundesland in der po-
litischen Bedeutung auch schenken sollte, diese grofie
Ehre dem Senat zuteilwerden zu lassen, halte ich fiir
falsch. — Vielen Dank fiir die Aufmerksamkeit!

(Beifall Bliindnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Bernhard.

Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE)*): Sehr geehrter
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Ich muss
einraumen, es gibt wirklich Momente, in denen ich
besonders froh bin, dass hier rot-grin regiert und
nicht — -,

(Beifall SPD — Abg. Bolayela [SPD]: Woher will man
das wissen?)

Esist bei aller Kritik, die ich immer wieder habe und
die sich mit Sicherheit auch nicht schmalern wird, doch
immer wieder ein ungeheuerlicher Unterschied, das
muss ich feststellen. Noch einmal ganz kurz zu den
einzelnen Punkten.

Erstens einmal, Frau Bergmann, Sie sehen ja kom-
plett durch die Brille der Unternehmen: Diese mus-
se man entlasten, sie hatten ja so viel Burokratie. Das
ist falsch. Die Sonderkommission arbeitet mit dem
Hauptzollamt zusammen. Sie stimmen sich ab, sie wer-
den informiert, und es gibt keine zusatzliche Kontrolle
in der Weise, dass der Aufwand exorbitant gro8 ist,
wenn Sie sich noch um den Staat Sorgen machen.

Zweitens, ich finde, es ist ein riesengroBer Unter-
schied. Wenn man sich das ausrechnet, dann hat man
in Bremen tiber den Landesmindestlohn aktuell 576
Euro mehr in der Tasche, als wenn es ihn nicht gabe.
350 Euro mehr sind durchaus ein Unterschied. Ich
mochte noch einmal betonen, ich halte es fiir unglaub-
lich hochmiitig festzustellen, das mache ohnehin kei-
nen groBen Unterschied, fur die Menschen miissten
wir uns gar nicht groB verantwortlich fithlen, das
wirde praktisch mehr oder weniger der Staat aus-
gleichen konnen und so weiter. Das ist eine solche
Ignoranz gegentiber dieser Zielgruppe!

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Das finde ich wirklich vollig indiskutabel. Es ist auch
festgestellt worden, und ich muss ebenfalls sagen, die
Antwort des Senats ist durchaus ausfiihrlich und ehr-
lich gestaltet, und ich finde es gut, dass wir diese Ant-
wort haben. Ich sehe diese Arbeit auch nicht als um-
sonst oder uberflissig an, aber es fallt zum Beispiel
auf, dass Bremen einen unglaublich hohen Anteil von
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern hat, die tiber-
haupt nicht mehr unter die Tarifbindung fallen, und
sie sind wirklich darauf angewiesen, dass wir auch
einen ordentlichen Bundesmindestlohn bekommen
werden. Machen wir uns doch nichts vor: Nattirlich
ist es nicht so, dass Bremen diese Entwicklung auf-
halten und allein stemmen konnte, aber es ist schon
ungunstig, wenn das andere Bundesland deutlich tiber
dem liegt, was man in Berlin verhandelt. Das spielt
ja eine Rolle. Etwas anderes kann mir kein Mensch
erzahlen.

(Beifall DIE LINKE)
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Meine Damen und Herren, ehrlich, in Bremen sieht
es nicht so toll aus, als dass man das in irgendeiner
Weise so leichtfertig sagen konnte, und es ist so, dass
die Vorlage besagt, der Mindestlohn wird eingefro-
ren, wenn der Senat dem zustimmt, Da ist nichts mehr
mit Burgerschaft. Das war auch falsch, denn in der
Vorlage wird lediglich auf den Senat verwiesen. Das
kommt nicht mehr hinein. Dazu muss ich fragen, wie
lange dauert dieses Einfrieren? Das heif}t faktisch na-
tiirlich nicht, dass wir ihn abschaffen, aber es wird
nicht uber die 8,80 Euro hinausgehen. Dazu komme
ich noch einmal mit unserer Armutsquote. Ich finde
es vollig richtig, wenn Herr Kollege Schmidt darauf
verweist, was wir an sozialer Integration leisten mis-
sen. Ich finde es gerade auch aus frauenpolitischer
Sicht nicht besonders toll, dass das nicht angehoben
wird.

(Beifall DIE LINKE)

Wir haben die Alleinerziehenden, die zu mehr als
50 Prozent von Leistungen nach dem SGB II leben
miissen. Ich finde es auch unverantwortlich, dass wir
dieses Mal an Aufstockerinnen und Aufstockern ha-
ben, und es geht in keiner Weise darum, dem Staat
noch mehr aufzubtlirden. Das finde ich indiskutabel.
Das kann man nicht wollen. Wenn ich einen Job habe,
muss ich von dem Einkommen leben kénnen!

(Beifall DIE LINKE)

Allein, mit Kindern, in der Familie, in welcher Kon-
stellation auch immer! 1 400 bis 1 600 Euro werden
das nicht aufheben. Es gibt einen unglaublichen Zu-
wachs bei der Altersarmut, das wird auf uns zurol-
len. Gerade Bremen wird praktisch damit konfron-
tiert werden, darauf konnen Sie sich heute schon ein-
richten! Wir werden feststellen, dass wir das in der
Zeit, in der wir heute zu bestimmen haben, mehr oder
weniger auch zu verantworten und es uns eingebrockt
haben, und dagegen wende ich mich, dass wir das
in Bremen auBer Acht lassen!

(Beifall DIE LINKE)

Esist eine landespolitische Aufgabe, dem entgegen-
zusteuern, und es ist etwas, was ich letztlich erwar-
ten kann, dass wir das auf landespolitischer Ebene
mit reflektieren und nicht einfach sagen, na prima,
wir haben 8,50 Euro, damit konnen jetzt irgendwie
alle leben, es ist fiir uns hier vor Ort jetzt nicht so be-
sonders gut und das Gelbe vom Ei,

(Glocke)

sondern faktisch mussen wir, wie ich finde, an dem
Punkt lokalpatriotisch denken. — Danke!

(Beifall DIE LINKE)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
Herr Senator Guinthner.

Senator Giinthner: Sehr geehrter Herr Prasident, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Zuerst muss
man einmal feststellen, dass Bremen mit dem Landes-
mindestlohngesetz das erste Land gewesen ist und
eine Vorreiterrolle eingenommen hat. Diese Vorreiter-
rolle haben wir nicht eingenommen, weil wir gesagt
haben, wir konnten fur diesen eng umgrenzten Be-
reich — darauf will ich noch einmal hinweisen —, fir
den das Landesmindestlohngesetz in Bremen gilt, alle
Probleme 16sen, sondern wir haben gesagt, wir wol-
len damit auch ein politisches Signal setzen, damit es
endlich einen flachendeckenden gesetzlichen Min-
destlohn in Deutschland gibt.

(Beifall SPD)

Dafiir gab es ganz unterschiedliche Motive. Ich habe
ubrigens eben noch nicht verstanden, ob die FDP
jetzt nur das Landesmindestlohngesetz in Bremen ab-
schaffen will. Fur einen bundesgesetzlichen Mindest-
lohn sind Sie inzwischen?

(Abg. Frau Steiner [FDP]: Ja, wir haben ja auch kein
Problem mit der Hohe, wir haben ein Problem mit den
Dokumentationspflichten, die daraus erwachsen!)

Sie sind inzwischen fir einen bundesgesetzlichen
Mindestlohn?

(Zuruf Abg. Frau Steiner [FDP] - Zurufe SPD, Bund-
nis 90/Die Grunen - Abg. Frau Steiner [FDP]: Dann
haben Sie uns nicht zugehort!)

Also wissen Sie noch nicht so richtig, ob sie eigent-
lich fur einen bundesgesetzlichen Mindestlohn sind,
das nehme ich ja zur Kenntnis, dass Sie damit offen-
bar auch ein Problem haben.

(Abg. Frau Steiner [FDP]: Sie haben uns nicht zuge-
hort!)

Es stellt sich schon, finde ich, die Grundsatzfrage, was
fur ein Bild man eigentlich von Menschen hat, die
ar-beiten. Hat man das Bild von Menschen, die ar-
beiten, dass es irgendwie schon funktionieren wird,
und wenn es dann nicht richtig funktioniert, dann
stockt der Staat auf,

(Abg. Professor Dr. Hilz [FDP]: Hat Rot-Grun tbrigens
eingefuhrt, Aufstockung!)

dann subventioniert der Staat den gunstigen Haar-
schnitt, dann subventioniert der Staat das eine oder
andere, oder hat man die Auffassung, dass jemand,
der den ganzen Tag gearbeitet, auch von seinem Geld
leben konnen muss? Letzteres ist meine Auffassung!

(©)
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(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Das ist auch nach meiner festen Uberzeugung die
Auffassung der Mehrheit hier im Haus, und deswe-
gen ist es richtig gewesen, dieses Signal zu setzen,
esistrichtig gewesen, deutlich zu machen, dass von
Bremen ein Signal ausgeht: Wir fihren den Landes-
mindestlohn ein und erwarten, dass das auf Bundes-
ebene auch passiert!

Dann will ich noch auf einen weiteren Punkt hinwei-
sen: Wenn Sie sagen, schafft das Landesmindestlohn-
gesetz jetzt ab, dann bedeutet das, dass Menschen,
die bisher auf Grundlage dieses Landesmindestlohn-
gesetzes 8,80 Euro bekommen haben, zusatzlich we-
niger bekommen.

(Abg. Professor Dr. Hilz [FDP]: Wer sagt das denn?
Das ist die Entscheidung der Unternehmen! — Zuru-
fe SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Aha! Also, wir nehmen zur Kenntnis, dass jemand,
der bisher 8,80 Euro durch das Bremische Landes-
mindestlohngesetz bekommen hat, zukinftig dann
auf der Grundlage des bundesgesetzlich geregelten
Mindestlohns nur 8,50 Euro bekommt.

(Widerspruch FDP)

Naturlich ist es so! Das ist nach Ihrer Auffassung of-
fenbar kein relevanter Unterschied. Fiir die Betroffe-
nen ist das durchaus ein relevanter Unterschied, mei-
ne Damen und Herren von der FDP!

(Beifall SPD)

Wir haben immer gesagt, wir wollen bis zu dem Zeit-
punkt, an dem auf Bundesebene die Hohe des bre-
mischen Landesmindestlohns erreicht wird, bei 8,80
Euro bleiben. Wir wollen uns ubrigens — und deswe-
gen schaffen wir das Instrument auch nicht ab — offen-
halten, wenn es auf Bundesebene eine andere politi-
sche Richtung, eine andere politische Bewegung gibt,
dann notfalls auch weiter mit einer eigenen bremi-
schen Regelung aktiv sein zu konnen. Das Ziel ist doch
nicht gewesen, einen Niedriglohnbereich zu organi-
sieren und staatlich mit 8,50 Euro oder 8,80 Euro
abzusichern, sondern — darauf hat Herr Kollege
Schmidt eben hingewiesen, darauf haben auch an-
dere Rednerinnen und Redner hingewiesen — wir
brauchen ordentliche Tarifvertrage, die absichern,
dass Menschen von ihrer Hande Arbeit, von ihrem
Geld leben konnen.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen — Abg. Profes-
sor Dr. Hilz [FDP] meldet sich zu einer Zwischenfra-
ge. — Glocke)

Nein, ich lasse jetzt keine Zwischenfrage zu! Er
kann sich gleich gern noch einmal melden, der Herr
Professor Hilz!

(Abg. Rowekamp [CDU]: Was fur eine abfallige Be-
merkung! — Glocke)

Prasident Weber: Herr Senator, er hat sich ordent-
lich an das Mikrofon gestellt! Sie konnen sagen, nein,
ich gestatte keine Frage, dann ist das in Ordnung!

(Zurufe SPD)

Senator Giinthner: Herr Prasident, die Frage konn-
ten wir auch noch einmal diskutieren, aber ich bin
gerade — —.

(Unruhe — Abg. Frau Steiner [FDP]: Ist das die Arro-
ganz der Macht, oder was ist das?)

Ach, horen Sie doch auf!

(Abg. Tsartilidis [SPD]: Besser als die Arroganz des
Geldes!)

Man kann sich doch nicht hier hinstellen und so
tun, als hatten Tarifvertrage, gerade Tarifvertrage in
dem Bereich, den wir politisch mit dem Landesmin-
destlohn, mit dem Mindestlohngesetz abzusichern
versucht haben, bisher nach unten eine Grenze ein-
gezogen. In vielen Bereichen, die Sie ja zum Teil
auch politisch mitzuverantworten haben,

(Zurufe FDP)

ist es eben genau so gewesen dass es einen Min-
destlohn gebraucht hat, um eine Grenze nach unten
zu setzen!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Das Denken, der Markt regele das am Ende schon,
ist doch genau nicht aufgegangen, und deswegen ist
dieser Schritt richtig gewesen. Deswegen ist dieser
Weg auch weiterhin richtig, und deswegen, finde ich,
sollte man auch nicht in dieser Weise, wie das hier
teilweise versucht worden ist, tiber den Mindestlohn
und auch uber die Regelung reden, die wir in Bre-
men eingefiithrt haben. — Insofern danke ich Ihnen
fir Ihre Aufmerksamkeit, und wenn Herr Kollege Pro-
fessor Dr. Hilz jetzt noch eine Frage stellen wurde,
wurde ich ihm das auch — -.

Prasident Weber: Also, die Genehmigung dazu kon-
nen Sie geben, aber er steht nicht am Mikrofon.

(Senator Glinthner: Herr Prasident, ich wollte ihn hof-
lich--))

Herr Senator, ich weil}, dass Sie ein sehr hoflicher
Mensch sind, aber das Bedurfnis scheint er nicht zu
haben.
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(Abg. Professor Dr. Hilz [FDP]: Sie wollen hoflich,
haben Sie aber eben nicht gemacht!)

Senator Giinthner: Ich wollte ihn jetzt hoflich, nach-
dem ich eben nicht ganz so hoflich war, einladen,
diese Frage doch noch zu stellen! — Herzlichen Dank!

(Beifall SPD)

Prasident Weber: Aber ich konnte ja dem Kollegen
Herrn Professor Dr. Hilz das Wort zu einer Kurzin-
tervention erteilen. — Auch nicht?

Als nachster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Schmidt.

Abg. Schmidt (SPD)*): Herr Prasident, sehr geehrte
Damen und Herren! Das ist, glaube ich, auch der
Punkt, der an einigen in diesem Haus vorbeigeht, der
Herr Senator hat es eben auch noch einmal ganz klar
gesagt, deswegen ist mir dieser Punkt auch noch ein-
mal wichtig, den Impuls zu geben, dass wir vernuinftige
Lohne, die auch vor Altersarmut schiitzen, eigentlich
nur haben, wenn die Tarifstruktur funktioniert und
eben nicht iiber die entfesselten Markte — Herr Pro-
fessor Dr. Hilz, horen Sie zu, sonst haben Sie gleich
wieder Zwischenfragen!

(Beifall SPD — Abg. Professor Dr. Hilz [FDP]: Im Ge-
gensatz zu Ihnen kann ich ja zuhoéren!)

Ja, stimmt, haben wir eben gesehen, was Sie kon-
nen!—die die Leute jetzt kreuz und quer treiben, uber
Werkvertrage fesseln et cetera.

Sie miissen sich auch einmal mit den betrieblichen
Vertretern auseinandersetzen, nicht nur in Behorden,
sondern auch in ganz normalen Gesellschaften, die
taglich damit zu tun haben, sich durch irgendwelche
Juristen erklaren zu lassen, dass die Arbeitsstellen
in gut abgesicherten Tarifvertragen durch Werkver-
trage, Outsourcing et cetera ersetzt werden miussen,
das kennen Sie ja alles! Dann ergibt es uberhaupt
keinen Sinn — der Herr Senator hat es eben treffend
beschrieben —, das Landesmindestlohngesetz jetzt hier
aubBer Kraft zu setzen. Das wiirde dann namlich den
Effekt, den der Herr Senator gerade eben erklart hat,
zur Folge haben, dass die Kollegen, die jetzt 8,80 Euro
haben — -.

Ich glaube, und ich bleibe auch dabei, es ist immer
noch Sache der Sozialpartner, die tarifvertraglichen
Regelungen festzulegen, sowohl in Bezug auf die Ar-
beitszeit als auch auf die Hohe des Arbeitsentgelts,
und das ist genau das, was wir hier auch gemeinsam
politisch begleiten sollten. Auf der einen Seite bekla-
gen Sie Statistiken, wenn das Steueraufkommen sich
um ein oder zwei Prozent verringert, sich die wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen hier verandern,
aber ebenso miussen Sie dann zur Kenntnis nehmen,
dass das eben auch passiert, wenn keine auskomm-

lichen Lohne gezahlt werden, wir keine guten Fach-
krafte haben, wir kein Geld haben, um die Schulen
zu finanzieren, was namlich ein bisschen mit dem
Steueraufkommen zu tun hat. Sie wollen im Grunde
genommen keine Steuern, Sie wollen deregulierte
Markte, die Menschen sollen im Grunde genommen
fur wenig Geld arbeiten und gleichzeitig zufrieden
sein. Das wird nicht klappen.

(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Ihre Vorurteile leben Sie bitte
woanders aus!)

Sie konnen ja gleich etwas dazu sagen, schreien Sie
nicht herum! Sie wissen ja, dass Sie damit nicht recht
haben, und deswegen ist es umso wichtiger, die Ta-
riflandschaft durch solche Mindestrahmenstandards
wieder in Ordnung zu bringen. — Danke schon!

(Beifall SPD)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Steiner.

Abg. Frau Steiner (FDP): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Herr Schmidt, ganz ehrlich, ich fand
es spannend, was Sie sagten, denn Sie sind ja eigent-
lich Gewerkschaftsvertreter, und daher sollte es doch
zu Ihren Aufgaben gehoren, vernunftige Losungen fir
Thre Interessengruppen auszuhandeln, und wir ha-
ben auch gesagt, dass das Aufgabe der Tarifpartner
ist.

(Beifall FDP)

Sie vermischen hier Dinge, kegeln Bundesmindest-
lohn und Landesmindestlohn durch die Gegend, und
niemand — von uns jedenfalls — spricht hier iber den
Bundesmindestlohn. Darum geht es uns tiberhaupt
nicht, sondern es geht uns darum, dass durch den Lan-
desmindestlohn im Moment zwei verschiedene Dinge
parallel entstehen, und in dem Moment, in dem wir
ihn aussetzen wirden, wiirden nach wie vor die Un-
ternehmen die Burokratie haben, es doppelt nachwei-
sen zu miussen. Das ist das eine.

(Zuruf SPD: Wir wollen nicht aussetzen, wir wollen
abschaffen!)

Eigentlich gilt der Landesmindestlohn ja fiir die Un-
ternehmen, die mit dem Staat Vertrage abschlieBen
oder vom Staat Auftrage bekommen, und das ist es,
worum es uns auch geht. Insofern ist es nicht ganz
richtig, und wenn Sie uns oder mir personlich vor-
werfen, dass ich meine Mitarbeiter nicht richtig be-
zahlen wiirde, dann ist das eine Sauerei, was Sie in
diesem Zusammenhang vorn am Pult vorfihren.

(Abg. Frau Grotheer [SPD]: Das hat er nicht gesagt!)
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Doch, er hat immer wieder mich personlich ange-
griffen, und, Herr Schmidt, das finde ich nicht in Ord-
nung. Das mache ich mit Ihnen auch nicht. Ich kann
Thnen sagen: Ja, wir als freie Wirtschaft haben un-
sere Lohne mit unseren Mitarbeitern ausgehandelt,
und ja, sie sind uUbertariflich, und dafur brauche ich
keinen Landesmindestlohn.

(Beifall FDP)

Prasident Weber: Meine Damen und Herren, es lie-
gen keine weiteren Wortmeldungen vor.

Damit ist die Aussprache geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Aufhebung des Mindestlohnge-
setzes fiir das Land Bremen, Drucksache 19/294, Neu-
fassung der Drucksache 19/285, in erster Lesung be-
schlieBen mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafiir FDP)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Buindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)
Stimmenthaltungen?

(CDU, ALFA)

Meine Damen und Herren, ich stelle fest, die Burger-
schaft (Landtag) lehnt das Gesetz in erster Lesung
ab. Damit unterbleibt gemal Paragraf 35 Satz 2 der
Geschaftsordnung jede weitere Lesung.

Im Ubrigen nimmt die Biirgerschaft (Landtag) von der
Antwort des Senats, Drucksache 19/230, auf die GroBe
Anfrage der Fraktion DIE LINKE Kenntnis.

Klimaschutz verstarken — Kohleausstieg realisieren
Antrag der Fraktion DIE LINKE

vom 16. Februar 2016

(Neufassung der Drucksache 19/259

vom 4. Februar 2016)

(Drucksache 19/286)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Dr. Lohse.
Meine Damen und Herren! Die Beratung ist eroffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
JanBen.

Abg. JanBen (DIE LINKE): Sehr geehrter Herr Pra-
sident, sehr geehrte Damen und Herren! Im November
letzten Jahres haben wir hier schon einmal tiber Klima-
schutz diskutiert, anlasslich der Klimakonferenz von
Paris, und wir haben dabei einen Antrag verabschie-
det, der uns verpflichtet hat, das 2-Prozent-Ziel in den
Blick zu nehmen und es selbst noch einmal festzu-

schreiben und als Ziel an Paris, aber auch an die Bun-
desebene zu kommunizieren, und wir haben im glei-
chen Antrag beschlossen, dass wir uns auch auf den
Weg machen wollen, die Dekarbonisierung der Wirt-
schaft voranzutreiben. Ich erinnere mich an einen
breiten Konsens in der Debatte in diesem Haus, und
wir haben gemeinsam festgestellt, dass es eine po-
litische Notwendigkeit gibt, den Klimaschutz fur die
nachsten Jahre zu intensivieren und hier fest zu ver-
ankern.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Wir konnen allerdings auch feststellen anlasslich der
Zahlen, die wir in den letzten Wochen erhalten ha-
ben und die uns schon seit Langerem bekannt sind,
dass es eine dringende Notwendigkeit dafur gibt,
diese Debatte zu intensivieren, denn derzeit sind wir
weit davon entfernt, unsere eigenen Ziele zu erfiillen.
Wir haben uns im Klimaschutz- und Energieprogramm
das Ziel gesetzt, eine Reduzierung der CO,-Emission
von 40 Prozent zum Jahr 2020 gegentiber dem Ba-
sisjahr 1990 zu erreichen.

Derzeitliegen uns die Zahlen bis zum Jahr 2013 vor,
und wir haben eine Reduktion von 7,4 Prozent erreicht.
Mit dieser Geschwindigkeit — wir haben das einmal
ausgerechnet —sind wir ungefahr Ende des Jahrhun-
derts bei unserem Ziel, wobei eigentlich bis zum Jahr
2050 so etwas wie Klimaneutralitat angestrebt wer-
den soll. Eine solche Ausbaugeschwindigkeit ist voll-
kommen unzureichend, und sie liegt nicht nur unter
der 40-Prozent-Marke, sondern auch unterhalb des
Klimaschutzzieles im Klimaschutz- und Entwicklungs-
programm und sogar unterhalb des Basisszenarios.
Also, wir sind extrem weit davon entfernt, und da-
mit konnen wir uns nicht zufrieden geben.

(Beifall DIE LINKE, Bundnis 90/Die Grunen)

Um an dieser Stelle weiterzukommen, brauchen wir
eine Planung, die sowohl realistische Ziele festsetzt
als auch gleichermafBen Vorschlage macht, wie die-
se erreicht werden konnen, denn die MaBnahmen,
die im Klima- und Entwicklungsprogramm festgelegt
wurden und auf der Konferenz noch einmal weiter-
entwickelt werden, wurden durchaus teilweise erfiillt.
Also, bei den Fragen des Ausbaus der erneuerbaren
Energien sind wir weitergekommen, aber ohne in den
Kernbereichen von CO,-Emission ernsthafte Verande-
rungen vorzunehmen, wird es bei kleineren Schritten
und zaghaftem Handeln bleiben, und dies wird zu
dramatischen Verfehlungen fiuhren. Das kann nicht
unser Ziel sein.

(Beifall DIE LINKE)

Deshalb legen wir IThnen als LINKE mit diesem An-
trag, der besagt, dass wir einen lang- oder mittelfris-
tigen Ausstieg aus der Kohleverstromung vorschla-

(D)
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gen, einen Vorschlag auf dem Tisch, der eine Mog-
lichkeit bieten wurde, zu mehr Klimagerechtigkeit
und einer ernsthaften Reduzierung im Bereich der
CO,-Emission zu gelangen.

Teil unseres Antrages ist es zum einen, zu kommu-
nizieren: Ja, wir sind uns bewusst, wir brauchen dafuir
auch eine Bundesinitiative. Wir brauchen ein Bundes-
kohleausstiegsgesetz. Wir brauchen eine Perspekti-
ve, die Uber das Jahr 2020 hinausgeht und die ver-
bindliche und feste Wege vorschreibt, wie wir aus der
Kohleverstromung aussteigen konnen. Mit dieser For-
derung sind wir nicht allein.

(Beifall DIE LINKE)

Es gibt eine Initiative, Agora Energiewende, die be-
reits in einem sehr detaillierten 11-Punkte-Plan vor-
macht, wie man bis zum Jahr 2040 — daher auch die
Zahlin unserem Antrag — einen Pfad beschreiten konn-
te, um einen Ausstieg aus der Kohleverstromung zu
erreichen. Wir wissen, dass es die Diskussion auch in
den anderen Parteien und in den Gewerkschaften gibt,
diesen Pfad zu beschreiten, und wir hoffen auf Zu-
stimmung zu dieser Debatte, um auch in Bremen die
ersten Schritte nicht nur fiir eine Bundesinitiative, son-
dern auch fur lokales Handeln auf den Weg zu brin-
gen.

Vor einigen Jahren hatte ich wahrscheinlich in die-
ser Debatte noch mehr Furcht davor gehabt, auf Wi-
derstand aus den Gewerkschaften und aus den Be-
legschaften zu stoBen. In den letzten Jahren hat sich
aber auch dort die Diskussion deutlich verschoben.
Sowohl bei ver.di als auch in den Personalraten der
Kohlekraftwerke hat sich einiges verandert. Es gibt
eine Bremer Runde, die als Zusammenschluss ver-
schiedener Personalvertretungsstrukturen agiert, und
auch diese spricht sich fur einen perspektivischen
Ausstieg aus der Kohleverstromung aus und weist da-
rauf hin, dass die derzeitige Planung, da sie eben nicht
langfristig ist und damit erhebliche Unsicherheiten
fur die Belegschaften beinhaltet, keine Losung sein
kann und wir stattdessen einen sozial-6kologischen
Umbau brauchen, der auch die Interessen der Beschatf-
tigten mit bedenkt. Aber, meine sehr geehrten Da-
men und Herren, dafiir brauchen wir auch eine lang-
fristige Planung.

(Beifall DIE LINKE)

Wir sind uns im Klaren, dass ein Ausstieg aus der
Kohleverstromung nicht allein in Bremen erreicht
werden kann. Wir geben uns aber auch nicht damit
zufrieden, dass attestiert wird — und der BUND hat
es als klimapolitischen Offenbarungseid bezeichnet
—, dass wir unsere eigenen Klimaschutzziele so dra-
matisch verfehlen, uns aber nichts einfallt, was wir
daran andern wollen. Wir konnen uns nicht darauf re-
duzieren zu sagen, wir diskutieren jetzt noch einmal
die Indikatoren, oder wir diskutieren noch einmal:

War das Ziel jetzt realistisch, oder wo liegen eigent-
lich die Probleme auBlerhalb unseres Handelsbe-
reiches? Wir mussen jetzt die Initiative ergreifen und
mit den lokalen Betreibern sowie den Belegschaften
ins Gesprach kommen und Initiativen starten, sonst
wurden wir nicht nur hinter unseren eigenen politi-
schen Anspruchen zuriickbleiben, sondern es wird
uns auch teuer zu stehen kommen, weil wir alle wis-
sen, dass eine Energiewende immer noch weitaus bil-
liger ist, als die Folgen des Klimawandels zu bezah-
len.

(Beifall DIE LINKE)

Es hat sich bereits im Vorfeld abgezeichnet, dass wir
den Antrag von heute tiberweisen werden. Ich freue
mich auf eine aufgeschlossene Diskussion in den zu-
standigen Fachdeputationen. Ich hoffe, wir kommen
bei dieser Frage weiter, und ich appelliere noch ein-
mal, dass wir ohne den Ausstieg aus der Kohlever-
stromung im Moment neben den kleineren MaBnah-
men im Klimaschutz- und Energieprogramm kaum
etwas in der Hand haben, um weiterzukommen. Des-
halb bitte ich um Unterstiutzung dieser Initiative. —
Vielen Dank!

(Beifall DIE LINKE, Bundnis 90/Die Grunen)

Prasident Weber: Meine Damen und Herren, als
nachster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Crueger.

Abg. Crueger (SPD)*): Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Lieber Herr JanBen, danke fur den An-
trag! Es steht viel Richtiges darin, deshalb stand es
fur die Koalition auch nicht zur Debatte zu sagen, das
kommt von der Opposition, das lehnen wir ab! Wir ha-
ben aber trotzdem noch ein paar Uberlegungen an-
gestellt — —.

(Abg. Hinners [CDU]: Was habt ihr genommen?)

Bitte, Herr Kollege Hinners? Ich kann das von hier
akustisch so schlecht verstehen! Wir haben uns ein
paar Gedanken gemacht, denn wenn wir genau wie
sie aus unserem schonen kleinen Bundesland gro-
Bere Rader drehen wollen, dann miissen wir das ja
auch ein bisschen mit strategischer Weitsicht tun.

Ich mochte aber vorweg noch einmal etwas anspre-
chen, das ich bei der letzten Klimadebatte bereits
erwahnt habe. Damals hatte Donald Trump aber noch
nicht so viele Vorwahlen gewonnen wie jetzt. Das Sze-
nario, dass eine der beiden groen amerikanischen
Parteien einen Kandidaten ins Prasidentschaftsrennen
schicken wiirde, der den Klimawandel fur eine Erfin-
dung der Chinesen halt, macht mir, ehrlich gesagt,
ziemlich viele Sorgen.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Grunen)
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Deshalb glaube ich, dass man heute die Gelegenheit
nutzen muss —zumal es auch die letzte Plenardebatte
unserer geschatzten Kollegin Frau Dr. Anne Schie-
renbeck sein wird, die hier seit Jahr und Tag fur das
Thema Energiewende kampft und auch viel sensibi-
lisiert hat, in allen Fraktionen, in der Offentlichkeit
—, Frau Dr. Anne Schierenbeck einen herzlichen Dank
zu sagen! Ich glaube, bei dem ganzen Thema Energie-
wende mussen wir immer noch in der Gesellschaft
sehr viel fiir die Notwendigkeit dieses Vorhabens sen-
sibilisieren.

(Beifall SPD, Buindnis 90/Die Grunen)

Naturlich, Herr Kollege JanfBien, Sie haben recht,
7.4 Prozent Reduktion reichen nicht. Es ist wie immer.
Wenn man sich groe Aufgaben stellt und merkt, dass
es an der Umsetzung hapert, dann hat man irgend-
wann das Gefiihl, mit seinem Latein am Ende zu sein.
Wir missen also ganz genau schauen, welche Mog-
lichkeiten es gibt. Agora Energiewende - Sie haben
es angesprochen — hat Vorschlage gemacht, andere
Bundeslander machen Vorschldage. Ich werde auch
nicht muide, ich bin ja ein Fan der Digitalisierung, im-
mer wieder auf Berlin zu verweisen, wo gesagt wird,
wir schaffen das mit ganz viel Digitalisierung, bei-
spielsweise bei der Stralenbeleuchtung. Es geht also
am Ende nicht nur um Themen wie Verkehr und In-
dustrie, sondern es geht auch darum, wann, wie und
wo Strafen mit wie viel Energie beleuchtet werden.
Ich glaube, dass man sich all das ganz genau anschau-
€n muss.

Das Klimaschutz- und Energieprogramm — Sie haben
es selbst in Threr Rede gesagt, Sie fordern in Ihrem
Antrag, es fortzuschreiben — wird fortgeschrieben,
aber das Entscheidende wird sein, es mit guten Ideen
zu fullen.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Ich glaube, die Notwendigkeit des Kohleausstiegsge-
setzes, das Sie fordern, wiirde im Prinzip ja niemand
in diesem Hause bestreiten. Natiirlich missen wir von
der Kohleverstromung wegkommen, aber — und das
meinte ich damit, strategisch heranzugehen — wenn
ich in andere Bundeslander schaue, nach Nordrhein-
Westfalen, nach Brandenburg, und mir anschaue, wel-
che Rolle Kohle fiir diese Bundeslander immer noch
spielt, nicht nur bezogen auf ihr Bruttoinlandsprodukt,
sondern auch bezogen auf die sozialen Strukturen
dort: Ich habe mich im Vorfeld dieser Debatte auch
mit Menschen unterhalten, die von dort kommen und
sagen, bei ihnen werde alles vom Kindergarten bis
zum Dorffest im Prinzip vom ortlichen Energiekon-
zern, der umfangreiche Kohlegewinnung vornimmt,
bezahlt. Dort besteht schreckliche Angst, was eigent-
lich mit den dort bestehenden Strukturen passieren
wirde, wenn zum nachsten Ersten , Schluss mit Koh-
le" beschlossen wiirde.

Wenn man diesen Standpunkt sieht, den diese Bun-
deslander aus der bestehenden Situation heraus ha-
ben, und wir gleichzeitig uberlegen, was denn
mit den zwei Stadtgemeinden unsere Bremer Ak-
tien beim Thema Energiewende sind: Wir wollen viel
mehr Offshore machen, als wir im Moment konnen,
und wir konnen auch gern noch weiter Onshore ma-
chen, aber da ist die Flache begrenzt, also istin Wahr-
heit fiir das Bundesland Bremen Offshore sozusagen
die Kerntechnologie. Wir schauen in Richtung der
Bundesregierung und sehen, die Bundesregierung
ist im Moment eher etwas sparsam mit Zusagen in
Bezug auf die Deckelung. Wir wollen also am Ende
des Tages auch Druck in Richtung der Bundesregie-
rung fir mehr Offshore entwickeln, da muss man sich
naturlich genau uberlegen, wer die strategischen Al-
liierten sind, die man auf Bundesebene finden wird.

Ich glaube, dass wir die Kohle erzeugenden Lander
nicht ohne Not vor den Kopf stoBen, sondern eher
schauen sollten, wie man den Strukturwandel in Bre-
merhaven — Offshore, gleichzeitig super fur das Kli-
ma — und den Strukturwandel in den Kohlelandern
— Reduktion der Kohle ware dort prima fur das Kli-
ma - strategisch zusammenbringen kann. Deshalb
lieber auf dem Verhandlungswege, das aber deut-
lich forcieren und sagen: Am Ende des Tages haben
wir zwei Ziele, namlich den Strukturwandel und das
Bekampfen des Klimawandels. Wie bringen wir das
zusammen? In diesem Sinne, glaube ich, muissen wir
Thren Antrag in der Deputation weiter behandeln.

Ich glaube aber auch, dass Sie vollig recht damit ha-
ben, dass man ganz viel Enthusiasmus bei dem Thema
braucht. Wir verlieren zwar die Kollegin Frau Dr. Anne
Schierenbeck als Kollegin in diesem Hause, aber ich
glaube, das Thema Energiewende und Klimaschutz
ist weiterhin in guten Handen. Ich bin noch gespannt
auf die eine oder andere Rede in dieser Diskussion.
Der Kollege Strohmann schiittelt den Kopf, aber ich
pldadiere immer daftr: Wir sind ein kleines Bundes-
land, aber wir haben strategische Interessen, und
wenn wir mit anderen Bundeslandern klug verhan-
deln, dannist es wie mit den Ameisen, in grof3erer An-
zahl konnen sie durchaus lastig werden, also sollten
wir das einfach einmal versuchen. — Danke schon!

(Beifall SPD, Buindnis 90/Die Grunen)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Strohmann.

Abg. Strohmann (CDU): Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Lieber Herr JanBen,
Sie haben es auch schon erwahnt, der Bericht zur Ent-
wicklung der CO,-Emissionen im Land Bremen war
doch ziemlich erntichternd, man kann sagen: enttau-
schend! Wir haben nicht ansatzweise die Zielzahlen
erreicht. Somit ist Ihr Antrag folgerichtig, und wir un-
terstiitzen auch die Uberweisung in die Deputation.
Allen Beteiligten ist, glaube ich, klar, dass wir mit-
telfristig aus der Kohleverstromung heraus mussen.

(D)
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Ich hoffe aber, dass wir bei dem Ausstieg, dem
Ausstieg aus dem Ausstieg und dem Wiedereinstieg
in den Ausstieg bei der Kernkraft —ich hoffe, Sie ha-
ben das mitbekommen! - einiges gelernt haben, und
ich hoffe, dass der Ausstieg diesmal ein wenig struk-
turierter geschehen wird, als es bei der Kernenergie
war. Ich muss sagen, dafur ist [hr Antrag eine gute
Grundlage, weil Sie auch anders, als es mir bei den
Grunen oft vorkommt — wir miissen da heraus, kos-
te es, was es wolle! —, die Problematiken und die Ak-
teure, mit denen wir sprechen miissen, benannt ha-
ben. Das haben Sie im dritten Absatz sehr gut ge-
macht, und ich glaube, dann bekommen wir auch
einen vernunftigen Konsens hin. Dieses Thema wird
uns, glaube ich, weiterhin begleiten. Genauso wird
uns auch weiterhin die CO,-Einsparung im Bundes-
land begleiten. Nur Frau Dr. Schierenbeck wird uns
auf diesem Weg nicht mehr begleiten, zumindest nicht
mehr in diesem Hohen Hause.

Sehr geehrte Frau Dr. Schierenbeck, es ist wahr-
scheinlich vorerst die letzte Rede, die Sie als umwelt-
politische Sprecherin der Grunen in der Bremischen
Burgerschaft gleich halten werden. Im personlichen
Umgang habe ich gern mit Ihnen zusammengearbei-
tet, das will ich noch einmal bekraftigen. Mir werden
ihre weltklimapolitischen und das Weltklima retten-
den Reden sehr fehlen.

(Beifall)

Ich wiinsche Thnen fir die Zukunft alles Gute! Das
war jetzt der personliche Teil.

Ich habe aber auch noch einen politischen Teil, und
ich glaube, da wird sich jetzt der Applaus bei den
Grinen etwas in Grenzen halten.

(Heiterkeit — Abg. Frau Dr. Schaefer [Biindnis 90/
Die Grinen]: Wir sind gespannt!)

Eines muss man feststellen, und man hat es mir in
der letzten Deputationssitzung — da waren Sie ja lei-
der nicht anwesend — auch angemerkt: Umweltpoli-
tisch sind diese Ergebnisse der CO,-Einsparung ein
Offenbarungseid. Ja, man kann fast sagen, und da
spielen Sie eben auch als die Protagonisten eine wich-
tige Rolle, Sie personifizieren so ein wenig das Ver-
sagen gruner Umweltpolitik in unserem Land.

Nun weil ich selbst, dass wir in Bremen nicht die
Welt retten konnen. Das weil ich auch, und wenn das
Millheizkraftwerk zehn Kilometer weiter weg ste-
hen wirde, dann wiirden die Emissionswerte Nieder-
sachsen zugeschrieben und nicht uns, das ist mir auch
alles klar. Letztlich glaube ich aber schon, dass es ein
paar Punkte gibt, auf die wir, die CDU, immer wieder
hingewiesen haben, was wir besser hatten machen
konnen, was Sie als Grune, als Regierung nicht ge-
macht haben.

Ich nenne einmal ein paar Beispiele: Energiekonsens
stand tiber Monate auf der Kippe, Carsharing fahrt
immer noch mit Benzin durch die Stadt, die Umwelt-
zone hat ehrlicherweise nichts gebracht.

(Widerspruch Biindnis 90/Die Griinen)

Die E-Mobilitat bei der BSAG, mit den Bussen, auch
da ist Stillstand, das wissen Sie selbst, da ist nichts
passiert, da gibt es auch keinen politischen Druck!
Der StraBenbahnausbau steht still. Neue Planungen
fur StraBenbahnen liegen auf Eis, weil die Planungs-
abteilung im Verkehrsressort von der Finanzsenatorin
rasiert wurde. Das Thema energetische Sanierung
macht im Grunde genommen Ihr Problem als grine
Partei deutlich.

Die Fundamentalpositionierung kann richtig umfal-
len, sie kann sinnvoll oder sinnlos sein. Sie fiihrt dazu,
dass man keine richtige weiterfiithrende Umweltpolitik
des Machbaren vertritt, sondern die Verhinderung
von Investitionen produziert, die nur bei der griinen
Klientel gut ankommen. Das ist die Politik des Ver-
hinderns gegen das Interesse der Biirgerinnen und
Biurger. — Vielen Dank!

(Beifall CDU)

Prdasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
Herr Professor Dr. Hilz.

Abg. Professor Dr. Hilz (FDP)*): Sehr geehrter Herr
Prasident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Die Klimaschutzbeschliisse von Paris machen deut-
lich, dass wir etwas fiir den Klimaschutz tun miissen.
Der Bericht, der uns hier in Bremen vorgelegt wor-
den ist, fuhrt uns automatisch zu der Erkenntnis, die
Sie unter Punkt eins Ihres Antrags, meine Damen und
Herren, von den LINKEN, formuliert haben. Wir tei-
len sie.

Wir sind auch auf Ihrer Seite, wenn Sie unter Punkt
zweli einen langfristigen Ausstieg aus der Kohleener-
gie und eine Erneuerung des Erneuerbare Energien-
gesetzes fordern, wenn sie in Richtung — und das be-
zweifele ich in Ihrem Sinne — Markt und marktwirt-
schaftlicher Nutzen geht.

(Beifall FDP)

Ich mochte kurz auf Thren dritten Punkt eingehen.
Muss Bremen die hiesigen Kraftwerke zeitnah still-
legen, wie Sie es unter Punkt drei fordern? Auf Bun-
desebene wurde bereits beschlossen, die klimaschad-
lichen Braunkohlekraftwerke in eine Sicherheitsre-
serve zu Uberfihren. Das ist die richtige Ebene, um
einen Strukturwandel zu beférdern und am Ende auch
zu beschlieBen. Kraftwerke, die stillgelegt werden,
miissen zunachst nach Kohlendioxidausstol sortiert
werden. Dann mussen die grofiten Dreckschleudern
an erster Stelle stillgelegt werden, und das sind eben
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die Braunkohlekraftkraftwerke ohne Kraft-Warme-
Kopplung.

(Beifall FDP)

An zweiter Stelle sind die Braunkohlekraftwerke mit
Kraft-Warme-Kopplung zu nennen, und in der wei-
teren Reihenfolge sind die Steinkohlekraftwerke ohne
Kraft-Warme-Kopplung und die Steinkohlekraftwerke
mit Kraft-Warme-Kopplung sowie die beiden Formen
der Erdgaskraftwerke stillzulegen.

Ich glaube, bei den Erdgaskraftwerken sind wir uns
alle einig, dass sie als Energiereserve fur einen lan-
geren Zeitraum vorgehalten werden mussen, weil sie
ein Drittel weniger Gas fur die Erzeugung der Ener-
gie verbrauchen, als die mit Kohle befeuerten Kohle-
kraftwerke.

Wir werden auch weiterhin an der Abfallverbrennung
und an der Kuppelgasverbrennung festhalten mus-
sen. Wenn wir uns die Steinkohlekraftwerke der swb
anschauen, dann stellen wir fest, dass es Steinkohle-
kraftwerke mit Kraft-Warme-Kopplung sind. Damit
liegen sie auf der Skala der zu schlieBenden Kraft-
werke relativ weit unten. Bei dem Kraftwerk der GDF
Suez handelt es sich um ein Steinkohlekraftwerk ohne
Kraft-Warme-Kopplung.

Wir wollen nicht, wenn Sie an die Warmenutzung
denken, dass die Menschen frieren. Sie miissen also,
bevor Sie keine Fernwarme mehr liefern, den Men-
schen Alternativen aufzeigen. Hier muss man die
Entwicklung beobachten. Wenn die erneuerbaren
Energien verlasslich Energie liefern, dann besteht
vielleicht die Moglichkeit, tiber das Power-to-heat-
Verfahren eine Alternative anbieten zu konnen, um
den Kohlendioxidausstof zu verringern.

(Beifall FDP)

Wir benoétigen — und daruber sind wir uns wohl auch
in diesem Hause einig — eine sichere, klima- und um-
weltfreundliche, aber auch bezahlbare Stromversor-
gung. Die Kraftwerke, die bestehen, liefern als Sys-
tem Blindleistungen und konnen gewahrleisten, dass
Frequenz und Spannung dauerhaft zur Verfiigung
gestellt werden konnen. Die Frequenz und Spannung
wird in jeder Millisekunde erwartet, damit die Net-
ze nicht zusammenbrechen. Es muss auch anerkannt
werden, dass die Kohlekraftwerke und Kraftwerke,
die mit anderen fossilen Brennstoffen betrieben wer-
den, Strom liefern, auch wenn die Sonne einmal nicht
scheint.

Den Neubau von Kraftwerken wird es ohnehin nicht
mehr geben, allerdings sollten sie bis zum Ende ih-
rer technischen Nutzungsdauer, wenn es notig ist, ge-
nutzt werden. Wir miissen also in Bremen den zwei-
ten Schritt nicht vor dem ersten tun. Wir miissen zuerst
dafur sorgen, dass wir ausreichend an das Netz an-
gebunden werden. Im Augenblick verfiigt das Netz

nicht uber ausreichende Kapazitaten, um Bremen mit
dem benotigten Strom zu versorgen, wenn die Koh-
lekraftwerke abgeschaltet werden wiirden.

Wir miussen also zunachst dieses Problem losen, be-
vor wir in einem zweiten Schritt schauen, auf wel-
che Weise wir unseren Strom gewinnen und ihn nach
Bremen leiten, um letztlich zu einer Abschaltung von
Kohlekraftwerken zu kommen.

Wir stimmen der Uberweisung des Antrags zu. Den
ersten beiden Antragspunkten konnen wir zustim-
men, dem dritten Punkt stehen wir eher kritisch ge-
genuber.

Am Ende meiner Ausfithrungen mochte ich Frau Dr.
Schierenbeck alles Gute wunschen. Es ist ein toller
Beruf, den Sie sich ausgesucht haben. Das kann ich
aus eigener Erfahrung sagen. Ich wiinsche Thnen viel
Erfolg. Politiker aus der Hochschule Osnabrick, die
zu einem spateren Zeitpunkt in die Politik zurtickkeh-
ren gibt es auch, Bremerhaven ist ein Beispiel. Ich
hoffe, dass Sie sich daran ein nicht zu groBes Beispiel
nehmen, sondern Ihrer Linie treu bleiben. Alles Gute!
— Vielen Dank!

(Beifall FDP)

Prdasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Dr. Schierenbeck.

Abg. Frau Dr. Schierenbeck (Biindnis 90/Die Grii-
nen)*): Sehr geehrter Herr Prasident, meine Damen
und Herrn! Zunachst mochte ich mich ganz herzlich
fir die Moglichkeit bedanken, dass ich heute und hier
noch einmal sprechen darf. Vielen Dank!

Es ist bereits vieles zu meinem Lieblingsthema ge-
sagt worden. Wir stehen beim Klimaschutz vor einer
riesigen Herausforderung, und wir reagieren viel zu
zaghaft.

(Beifall Bundnis 90/Die Grinen, SPD)

Es reicht nicht, was Europa fiir den Klimaschutz tut,
es reicht nicht, was Deutschland fir den Klimaschutz
tut, und leider reicht es auch nicht, was Bremen fur
den Klimaschutz tut. Wir alle werden uns von unse-
ren Kindern und Enkeln fragen lassen mussen, wa-
rum habt ihr nicht viel frither und viel entschiede-
ner auf eine Katastrophe reagiert, die absehbar ge-
wesen ist? Deshalb absehbar, weil sich 99 Prozent al-
ler Klimawissenschaftler darin einig sind, dass wir auf
eine Katastrophe zusteuern. Sie sagen uns auch, was
zu tun ist. Sie sagen: Investiert nicht mehr in die fos-
sile Energieerzeugung, sondern investiert in die er-
neuerbaren Energien und in die Energieeffizienz.

(Beifall Bundnis 90/Die Griinen)

Der Kohleausstieg ist der Schlissel, damit wir in
Deutschland und in Bremen unsere Klimaziele errei-
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chen. Wir wissen alle, dass der Kohleausstieg nicht
von uns in Bremen beschlossen wird, sondern er wird
auf der Bundesebene oder auf der europaischen Ebe-
ne bestimmt und beschlossen. Der bisher wirkungslo-
se Emissionshandel muss reformiert und gegebenen-
falls durch eine CO, -Steuer erganzt werden.

Erlauben Sie mir, in diesem Zusammenhang noch auf
einen Aspekt hinzuweisen: Manche vertreten die
Auffassung, man konne nicht gleichzeitig aus der
Atom- und der Kohleenergie aussteigen. Das ist wirk-
lich Unsinn!

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen)

Mit dem Ausstieg aus der Atomenergie ist zum Gluck
im Jahr 2002 begonnen worden, und er wird im Jahr
2022 abgeschlossen sein. Das heifit, wenn wir im Jahr
2017 mit dem Ausstieg aus der Energiegewinnung
aus Kohle beginnen, dann passiert das nicht gleich-
zeitig mit dem Atomausstieg, sondern er beginnt nach
dem Atomausstieg, und es ist bestimmt nicht zu frih.

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen)

Ich bin der Meinung, dass wir bereits 2030 den Kohle-
ausstieg abgeschlossen haben kénnten und dass das
auch richtig ware, damit wir unsere Klimaziele in
Deutschland erreichen. In Berlin hat im Ubrigen eine
Enquete-Kommission empfohlen, bis zum Jahr 2030
den Kohleausstieg zu vollziehen.

Wir werden Thren Antrag — das ist ja schon gesagt
worden — an die zustandige Deputation fir Umwelt,
Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Land-
wirtschaft tiberweisen. Ich hoffe sehr, dass die Bera-
tungen etwas Konstruktives ergeben.

Ich komme zu Schluss meiner Ausfihrungen und da-
mit auch zum Ende meiner Mitgliedschaft in der Bre-
mischen Burgerschaft! Mein Dank gilt Ihnen allen und
allen Abgeordneten, mit denen ich in den letzten vier
Jahren und acht Monaten zusammenarbeiten durfte
und die konstruktiv zur Losung der Probleme in dieser
Stadt beitragen. Ganz besonders mochte ich mich bei
allen Mitgliedern meiner Fraktion bedanken: Ihr seid
wichtig, ihr werdet in dieser Stadt gebraucht, und
zwar gerade fur das Thema Klimaschutz!

Ich mochte mich personlich bei den Fachsprechern
der Fraktionen bedanken, insbesondere bei Arno
Gottschalk, mit dem ich mich in der letzten Legisla-
turperiode zusammengerauft habe, aber auch bei
Max Liess und Jens Crueger. Mein Dank geht auch
an Klaus-Rainer Rupp und Nelson JanBen. Es freut
mich sehr, dass wir beim Thema Klimaschutz in der
Burgerschaft an einem Strang ziehen. Danke auch
an den Kollegen Heiko Strohmann, der immerhin ei-
nige Initiativen der Bereiche Energie und Klima un-
terstutzt hat beziehungsweise der dafur gesorgt hat,
dass sie von der Bremer CDU unterstutzt worden

sind. Ich finde, damit ist die Bremer CDU weiter als
in manchen Landern und auf der Bundesebene. — Vie-
len Dank!

(Beifall Bundnis 90/Die Grunen, SPD, DIE LINKE)

Also, vielen Dank und Tschiiss oder besser: Auf Wie-
dersehen!

(Anhaltender Beifall)

Prdasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
Herr Senator Dr. Lohse.

Senator Dr. Lohse: Sehr geehrter Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Nach diesen Worten mag man
ja kaum noch etwas hinzufiigen. Ich mochte trotzdem
auch noch ein paar Satze aus Sicht des Bremer Se-
nats an dieser Stelle verlieren.

Ich habe von allen Vorrednerinnen und Vorrednern
vernommen, dass wir uns einig sind, die Weltklima-
konferenz in Paris hat noch einmal eindringlich vor
Augen gefuhrt, dass der Klimaschutz eine der zen-
tralen Herausforderungen des 21. Jahrhunderts ist.
Er ist auch nicht die einzige Herausforderung, das
sehen wir in diesen Tagen, in denen wir immer wieder
Miihe haben, dieses Thema ganz oben auf der Agenda
zu halten. Trotzdem ist es wichtig, dass wir das tun,
und wir wollen auch hier in Bremen und Bremerha-
ven unseren Beitrag dazu leisten.

Man kann gar nicht darum herumreden, die Moni-
toring-Zahlen, die wir in der Deputation vor zwei Wo-
chen vorgestellt haben, sind enttauschend. Wir sind
im Jahr 2013 nach wie vor bei weniger als zehn Pro-
zent Treibhausgasminderung gegenuber dem Bezugs-
jahr 1990, das heiBt, wir sind weit von den 40 Pro-
zent entfernt, die wir bis zum Jahr 2020 erreichen
wollen. Damit kénnen wir nicht zufrieden sein.

Mir ist aber besonders wichtig, Herr Strohmann, weil
das bei Ihnen ein bisschen anders klang: Es ist ja nicht
so, dass wir in den Jahren seit der Verabschiedung
des Klimaschutz- und Energieprogramms untdtig ge-
wesen sind, sondern es ist tatsachlich so, dass wir
praktisch fast alle Mafnahmen, die man sich damals
uberlegt hat, weil man meinte, mit ihnen dieses Ziel
40 Prozent nicht vollstandig, aber doch zu tber 30
Prozent erreichen zu konnen, schon heute vollstan-
dig umgesetzt haben. Wir haben sie in manchen Be-
reichen deutlich tibertroffen. Bei der Fotovoltaik sind
wir heute bei der — gegentiber dem, was man damals
als oberes Potenzial fiir moglich gehalten hat — drei-
fachen Stromerzeugung, und trotzdem sehen wir, dass
es nicht ausreicht. Das liegt auch daran, dass es Dinge
gibt — und das haben auch einige Vorrednerinnen
und Vorredner erkannt —, die wir hier allein in Bre-
men nicht beeinflussen kénnen, und deswegen mus-
sen wir versuchen, sie auch auf anderen Ebenen zu
beeinflussen.
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Auf zwei Dinge, Herr Strohmann, muss ich jetzt
doch eingehen, weil Sie sie genannt haben. Sie ha-
ben das Carsharing und die Elektromobilitat genannt
und warum wir da aus Ihrer Sicht nicht weiter sind.
Beim Carsharing sind wir sehr weit gekommen und
sehr nah an unserem Ziel. Wir wollen 20 000 Nutzer
bis zum Jahr 2020, sind, glaube ich, im Moment bei
12 000 oder 13 000 Nutzern, und jedes Jahr kommen
tber 1 000 hinzu.

Wichtig fur das Carsharing ist, dass das System auf
Akzeptanz stoBt und auch verwendet wird, sodass
Menschen ihre Autos abschaffen. Das wiirden wir nie-
mals mit Elektroautos erreichen, weil bei Elektroautos
nach wie vor die Eintrittsbarriere fir viele Nutzer so
hoch ist, dass sie das System gar nicht nutzen wtr-
den. Deswegen sind wir froh, dass wir mit dem Car-
sharing so erfolgreich sind. Wir werden dies weiter-
betreiben, und in dem MaBe, in dem die Elektromo-
bilitat dann in der Markteinfihrung vorankommt, wird
es auch beim Carsharing funktionieren. Das Carsha-
ring muss aber ohnehin sozusagen darum ringen, neue
Nutzer hinzuzugewinnen, und schafft dies sehr er-
folgreich. Wenn man zusdtzliche Eintrittsbarrieren
schaffen wiirde, dann ware das absolut kontrapro-
duktiv.

Wir sind im Moment dabei, das Klimaschutz- und
Energieprogramm fortzuschreiben. Vor einer Woche
hatten wir die Konferenz in Bremerhaven, wo wir
das auch mit den Fachleuten aus der Szene disku-
tiert haben, mit vielen Akteuren und interessierten
Burgerinnen und Birgern. Wir wollen diesen Entwurf
bis zum Sommer fertigstellen und dann die Fortschrei-
bung vom Senat Mitte des Jahres beschlieen las-
sen, um sie dann anschlieBend an die Bremische Biir-
gerschaft weiterzuleiten.

Richtig ist, und das haben mehrere Vorrednerinnen
und Vorredner gesagt, dass ein erheblicher Teil un-
serer CO,-Emissionen im Land Bremen durch die
Stromerzeugung in Steinkohlekraftwerken verursacht
wird. Das heiB}t, die notwendige Minderung wird nur
zZu erreichen sein, wenn wir tatsachlich die Strom-
erzeugung auf der Basis von Steinkohle reduzieren.
Das hat allerdings auch begonnen. Ende des Jahres
2013 hat die swb einen ersten Block vom Netz ge-
nommen. Ich rechne damit, dass wir den Effektin den
Monitoring-Daten fur das Jahr 2014, die wir in der
zweiten Halfte dieses Jahres erwarten, sehen wer-
den, aber eben noch nicht in den Bilanzzahlen fir
das Jahr 2013.

Wir haben erhebliche Fortschritte beim Ausbau der
erneuerbaren Energien insgesamt gemacht. Wir er-
zeugen heute 110 Prozent dessen, was man vor funf
Jahren fur theoretisch maximal erreichbar gehalten
hat, das heiBt, wir sind schon dartiber. Die swb hat
auch dazu mit dem Weserkraftwerk, das vor drei Jah-
ren in Betrieb genommen wurde, einen Beitrag ge-
leistet. Wir sind erfolgreich beim Ausbau der Wind-
energie und eben auch beim Ausbau der Fotovoltaik.

Ein Punkt ist mir hier noch einmal wichtig: Zehn
Prozent unserer CO,-Emissionen kommen allein aus
der Abfallverbrennung. Es ist aber so, dass diese Ab-
fallverbrennung zum einen gesetzlich vorgeschrie-
ben und zum anderen klimapolitisch gtinstig ist, denn
dort sind die Turbinen ausgewechselt worden, es ist
ein Miillheizkraftwerk, das mit hochster Effizienz
arbeitet. Die Turbinen sind dreifach effizienter in der
Stromerzeugung als die alten, und wir entsorgen auch
im niedersachsischen Umland. Deswegen ist es falsch,
nur auf die absolute Zahl zu schauen, ob wir die 40
Prozent erreichen oder nicht, sondern wir miissen in
den einzelnen Handlungsfeldern schauen, ob die
Dinge, die dort geschehen, fiir den Klimaschutz in
die richtige Richtung gehen oder wir an bestimmten
Stellen nachsteuern miissen. Dieses Nachsteuern wol-
len wir uns auf der Grundlage des fortgeschriebenen
Klimaschutz- und Energieprogramms tatsachlich vor-
nehmen.

Wir missen dabei aber eben auch die energiewirt-
schaftlichen und energiepolitischen Rahmenbedin-
gungen auf nationaler und auf europaischer Ebene
im Blick behalten, denn wichtige Einflussfaktoren
sind die Energiepreise. Die Olpreise sind im Moment
so niedrig wie zuletzt in den Neunzigerjahren. Das
macht es eben auch im Moment schwer, mit dem Kli-
maschutz voranzukommen. Die Leute tanken wieder
mehr, sie fahren auf den Autobahnen schneller, es
wird wieder mehr aus dem Verkehr und anderen
Quellen emittiert, und nattrlich spielt auch der eu-
ropaweite Emissionshandel eine Rolle, der bis heute
nicht wirklich funktioniert, nicht wirklich greift, weil
die Preise fiir die Zertifikate so niedrig sind, dass sie
keine Lenkungswirkung erreichen.

Meine Damen und Herren, Klimaschutz ist notwen-
dig, erist eine 6kologische und eine 6konomische Not-
wendigkeit. Ich mochte hier noch einmal einen Be-
richt des Risikoausschusses der Europdischen Zen-
tralbank zitieren, der vor zwei Wochen veroffentlicht
worden ist. Das ist ein Ausschuss, in dem auch Mario
Draghi selbst sitzt. Dieser Ausschuss hat vor zwei Wo-
chen festgestellt, dass ein globaler makrookonomi-
scher Schock droht, wenn man nicht zeitnah mit In-
vestitionen gegen den Klimawandel steuert. Das ist
wirklich ein dramatisches Szenario, das Thema ist jetzt
auch in der Finanzwelt angekommen, und deswegen
ist es wichtig, dass wir uns weiter engagieren. Wir
wollen es hier in Bremen auf den Feldern, auf denen
wir Handlungsmaoglichkeiten haben, konsequent fort-
schreiben.

Wir werden uns bundesweit dafiir einsetzen, und es
ist auch wichtig, dass die Europaische Kommission
auch auf europaischer Ebene noch einmal eine star-
kere Fihrungsrolle ibernimmt, denn es gibt Mitglied-
staaten in Europa, die weiterhin auch an der Kohle
festhalten wollen, das heil3it, dass wir das Problem auch
in Deutschland allein oder in Bremen allein nicht16sen.
Wir werden aber weiterhin daran arbeiten. Deswe-
gen bedanke auch ich mich fur den Antrag, Herr
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JanBen! Wir wollen das gern in der Deputation kon-
struktiv und sachlich miteinander diskutieren. Frau
Dr. Schierenbeck wiinsche ich natiirlich auch alles
Gute in ihrem neuen beruflichen Feld! — Vielen Dank!

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Es liegen keine weiteren Wortmel-
dungen vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Es ist Uberweisung zur Beratung und Berichterstat-
tung an die staatliche Deputation fir Umwelt, Bau,
Verkehr, Stadtentwicklung Energie und Landwirt-
schaft vorgesehen.

Wer dieser Uberweisung seine Zustimmung geben
mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) iberweist
entsprechend.

(Einstimmig)

Sehr geehrte Frau Dr. Schierenbeck! Kolleginnen
und Kollegen aus dem Kreise der 83 zu verabschie-
den, fallt nicht immer leicht, vor allen Dingen wenn
man sich — so wie ich — an Sie so gewohnt hat.

(Heiterkeit)

Im positiven Sinne nattirlich, an Thre strukturierte
Arbeit, das ist schon zu erleben, wenn man so lange
dabeiist wie ich! Ich kann mich noch an die Tage des
11. und 12. Mai erinnern, als man immer geschaut
hat, wie die Ergebnisse aus dem Statistischen Landes-

amt waren, herein, heraus, herein, heraus, herein, he-
raus! Ich habe mit IThnen gelitten, und nun sind sie
darin gewesen, und das ist gut so!

(Heiterkeit, Beifall)

In meiner Wahrnehmung der Politik waren und sind
Sie fiir mich eine Uberzeugungstéterin, die fiir Ihre
klima-, energie- und finanzpolitischen Ziele mit gro-
Bem, mit sehr groBem Engagement gekampft hat. Fur
eine studierte und promovierte Produktionstechnike-
rin muss es nicht immer einfach gewesen sein, sich
im Klein-Klein der Fraktionen und der parlamentari-
schen Strukturen zu bewegen. Ich kann, glaube ich,
nachvollziehen, was Sie gemeint haben.

Aber, sehr geehrte Frau Dr. Schierenbeck, Sie haben
sich mit Threr Arbeit bei Ihren Kolleginnen und Kol-
legen in der Gesamtheit in diesem Hause grofien
Respekt und Anerkennung erworben, weil wir alle
merkten, mit welchem Engagement und mit welcher
Zielrichtung Sie gekampft haben. Nun konnen Sie
uns leider nicht mehr den Weg aufzeigen, wie wir
unsere Finanzen in Ordnung bringen. Vielleicht kon-
nen Sie uns aber ab und zu einmal einen Tipp ge-
ben, wenn Sie uns hier im Fernsehen beobachten
oder die Presse lesen. Das ware vielleicht ganz gut.

Ihnen, Frau Dr. Schierenbeck, wtinsche ich fiir die
neue berufliche Zukunft alles erdenklich Gute und
viel Erfolg. Behalten Sie uns in guter Erinnerung!
(Beifall)

Ich schlieBe die Sitzung.

(Schluss der Sitzung 17.51 Uhr)

Die mit *) gekennzeichneten Reden wurden vom Red-
ner/von der Rednerin nicht tiberpruft.

(D)
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Anhang zum Plenarprotokoll

Schriftlich vom Senat beantwortete Anfragen aus
der Fragestunde der Biirgerschait (Landtag)
vom 25. Februar 2016

Anfrage 11: Wertgrenzen und Tariftreue
Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie viele offentliche Auftrage wurden im
Land Bremen in den letzten drei Jahren jeweils ver-
geben mit einem Umfang von maximal 50 000 Euro,
mit einem Umfang von maximal 100 000 Euro und
mit einem Umfang vom maximal 200 000 Euro?

Zweitens: Wie viele offentliche Auftrage mit welchem
Gesamtumfang wurden in den letzten drei Jahren je-
weils vergeben an Unternehmen, die nicht der Tarif-
bindung unterliegen?

Drittens: Wie bewertet der Senat den Aspekt, dass
der Effekt der Tariftreue maximiert wird, wenn die
Wertgrenze firr die freihdndige Vergabe moglichstnah
an den entsprechenden EU-Schwellenwerten liegt?

Frau Bernhard,
Frau Vogt und Fraktion DIE LINKE

Antwort des Senats:

Zu Frage eins: Der Sonderkommission Mindestlohn
wurden im Kalenderjahr 2013 insgesamt 644 verge-
bene offentliche Bau- und Dienstleistungsauftrage ge-
meldet, die unterhalb eines Auftragswertes von 50 000
Eurolagen. 288 Auftrage lagen in einer Preisspanne
von 50 000 bis 100 000 Euro, 158 Auftrage lagen zwi-
schen 100 000 und 200 000 Euro. Fur 2014 wurden
insgesamt 639 entsprechende Auftrage gemeldet, die
unter 50.000 Euro lagen. 273 Auftrage lagen zwischen
50 000 und 100 000 Euro, 170 Auftrage lagen zwi-
schen 100 000 und 200 000 Euro.

Im Kalenderjahr 2015 wurden insgesamt 1 075 Auf-
trage unter 50 000 Euro gemeldet. 448 Auftrage la-
gen zwischen 50 000 und 100 000 Euro, 320 Auftra-
ge zwischen 100 000 und 200 000 Euro.

Zu Frage zwei: Die Tarifbindung der Auftragnehmer
wird bei der Vergabe von Dienstleistungs- und Bau-
auftragen nicht erfasst. Die Vergabe offentlicher Auf-
trage ist lediglich an die Zahlung des Branchen- be-
ziehungsweise des bremischen Mindestlohnes gekop-
pelt.

Zu Frage drei: Die Wertgrenze fur die freihandige Ver-
gabe und die Moglichkeit, Tariftreue von Bietern
einzufordern, stehen in keinem Zusammenhang. Es
kommt allein darauf an, ob der einzelne offentliche
Auftrag binnenmarktrelevantist, in diesen Fallen ist
eine Tariftreueklausel, wie der EuGH im sogenann-
ten Ruffert-Urteil festgestellt hat, ausgeschlossen.

Anfrage 12: Wartezeiten beim Bundesamt fiir Mig-
ration und Flichtlinge (BAMF)

Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie lange betragen im Land Bremen derzeit
die Wartezeiten fir die Stellung eines Asylantrages,
die Durchfiuhrung des Interviews und die Erteilung
der Entscheidung?

Zweitens: Fur welche Herkunftslander ist das BAMF
AuBenstelle Bremen derzeit zustandig?

Drittens: Wie viele Beschaftigte des BAMFE, Auien-
stelle Bremen, bearbeiten derzeit wie viele Asylan-
trage?

Frau Leonidakis,

Frau Vogt und Fraktion DIE LINKE

Antwort des Senats:

Zu Frage eins: Die Geschaftsstatistiken des BAMF ge-
ben hierzu keine Auskunft. Dem BAMF ist eine Be-
antwortung der Frage aufgrund der sehr hohen Ar-
beitsbelastung im Bundesamt gegenwartig leider nicht
moglich. Es kann somit nur auf die vorliegenden Sta-
tistiken zurtuickgegriffen werden.

Zu Frage zwei: Die BAMF-AufBenstelle Bremen ist zu-
standig fur die Bearbeitung der Herkunftslander Af-
ghanistan, Agypten, Albanien, Eritrea, Iran, Island,
Kosovo, Mazedonien, Russische Foderation, Schwe-
den, Serbien, Somalia und Syrien. Bearbeitet werden
auBerdem Asylantragsteller, die staatenlos sind oder
deren Herkunft ungeklart ist.

Zu Frage drei: Nach dem letzten vom BAMF er-
stellten Statusbericht hatte die BAMF-AulBenstelle
Bremen am 15. Januar 2016 einen Personalbestand
von sechs Entscheidern sowie neun Beschaftigten
im Bereich des Asylverfahrenssekretariats. Nach der
Antrags-, Entscheidungs- und Bestandsstatistik des
BAMF waren im Zeitraum von 1. Januar 2016 -31. Ja-
nuar 2016 in der AuBlenstelle Bremen 3 093 Asylver-
fahren und 215 Folgeantrags-Verfahren anhangig.

Anfrage 13: Aktivitaten von Outlaw Motorcycle
Gangs im Land Bremen

Ich frage den Senat:

Erstens: Trifft es zu, dass sich ehemalige Mitglieder
des 2012 aufgelosten Bremer Hells Angel Charters
+West Side” in einem neuen Motorradclub organi-
sieren, und wenn ja, wie heilit diese Vereinigung?

Zweitens: Welche Aktivitaten entfaltet dieser Mo-
torradclub nach den Erkenntnissen der Polizei der-
zeit, und in welchem Umfang sind die Mitglieder des
Clubs dabei polizeilich auffallig geworden?

Drittens: Welche weiteren ,Outlaw Motorcycle
Gangs" sind derzeit im Land Bremen aktiv, iber wie
viele Mitglieder verfliigen diese Organisationen je-
weils, und welche dieser Clubs werden aus polizei-
licher Sicht mit der organisierten Kriminalitat in Ver-
bindung gebracht, bitte getrennt nach Bremen und
Bremerhaven auffihren?

Timke (BIW)
Antwort des Senats:

Zu Frage eins: Der Verein ,Hells Angels MC West
Side"” hat sich nach Erkenntnissen der Polizei Bre-

(D)
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men im niedersachsischen Umland unter gleichem
Namen neu gegrundet.

Zu Frage zwei: Die Frage kann vor dem Hintergrund,
dass die ortliche Zustandigkeit bei den Sicherheits-
behorden in Niedersachsen liegt, aus Bremen nur
eingeschrankt beantwortet werden. Am 26. Septem-
ber 2015 fand in Bremen-Vegesack ein vom , Hells
Angels MC West Side" organisiertes Rockertreffen
statt. Dabei wurden circa 300 Personen aus dem In-
und Ausland festgestellt. Es wurden vier Strafanzeigen
wegen VerstoBen gegen das Waffengesetz gefertigt.
Weitere vergleichbare Aktivitaten in jingster Vergan-
genheit sind in Bremen nicht bekannt.

Zu Frage drei: Den Polizeien im Land Bremen sind
derzeitin Bremen der ,Red Devils MC" und der ,, Born
to be wild MC" und in Bremerhaven der , Gremium
MC", der ,Freeway Riders MC", der ,, Conquistadors
MC" sowie der , Skull Hussars MC*" als ,, Outlaw Mo-
torcycle Gangs (OMCG)" bekannt. Den Sicherheits-
behorden liegen keine validen Mitgliederzahlen vor,
da diese einer hohen Fluktuation unterliegen. Belast-
bare Anhaltspunkte dafiir, dass Straftaten durch die
genannten Clubs organisiert begangen werden, sind
aktuell nicht vorhanden. Gleichwohl ist polizeilich be-
kannt, dass Straftaten einzelner Mitglieder von OMCG
haufig den Deliktsfeldern der organisierten Krimina-
litat zuzuordnen sind. Die Sicherheitsbehorden beob-
achten die Aktivitaten dieser Clubs weiterhin sehr auf-
merksam.

Anfrage 14: 20 Prozent Arbeitslosigkeit in Bremer-
haven - diistere Aussichten fiir die Stadt und das
Land?

Wir fragen den Senat:

Erstens: Inwieweit teilt der Senat die Aussage des
Bremerhavener Oberbilirgermeisters Grantz in der

vergangenen Stadtverordnetenversammlung, dass
Bremerhaven bald mit 20 Prozent Arbeitslosigkeit zu
rechnen habe?

Zweitens: Inwiefern hat der Senat eine gleichartige,
perspektivlose Prognose fur das Land Bremen?

Drittens: Welche MaBnahmen wird der Senat einlei-
ten, um in der Stadt Bremerhaven und im Land Bre-
men sicherzustellen, dass keine Mangelverwaltung
seitens der Politik einsetzt, und so 20 Prozent Arbeits-
losigkeit im Land Bremen und in Bremerhaven ver-
hindert werden?

Professor Dr. Hilz,

Frau Steiner und Fraktion der FDP

Antwort des Senats:

Zu Frage eins: Derzeitliegen dem Senat keine Kennt-
nisse vor, die darauf schlieen lassen, dass in Bre-
merhaven bald mit einer Arbeitslosenquote in Hohe
von 20 Prozent zu rechnen sei.

Zu Frage zwei: Die Arbeitslosenquote auf Landes-
ebene liegt im Januar 2016 bei 11,0 Prozent und ist
im Vergleich zum Vorjahresmonat leicht zurtickge-
gangen. Insofern sieht der Senat auf dem Arbeits-
markt eine herausfordernde aber keinesfalls perspek-
tivlose Lage.

Zu Frage drei: Zur Bewaltigung der enormen zusatz-
lichen arbeitsmarktpolitischen Herausforderungen,
insbesondere infolge der humanitaren und EU-Zu-
wanderung handelt der Senat in enger Abstimmung
mit dem Magistrat, der Agentur fiir Arbeit und den
Jobcentern. Neben einer umfanglichen und qualifi-
zierten Sprachforderung sind es insbesondere eine
gute Kompetenzfeststellung und die Ausbildungs- und
Qualifizierungsférderung, die mittelfristig eine Ent-
lastung fir den regionalen Arbeitsmarkt bewirken
werden.



Druck: Hans Krohn - Bremen



	Eröffnung 

	Fragestunde 

	1. Anfrage 

	2. Anfrage 

	3. Anfrage 

	4. Anfrage 

	5. Anfrage 

	6. Anfrage 

	7. Anfrage 

	8. Anfrage 

	9. Anfrage 

	10. Anfrage 


	Recht auf Familie muss für Alle gelten – keine Einschränkung beim Familiennachzug für Geflüchtete! 

	Abg. Frau Leonidakis 

	Abg. Röwekamp 

	Abg. Frau Aulepp 

	Abg. Zicht 

	Abg. Dr. Buhlert 

	Abg. Frau Leonidakis 

	Abg. Tassis 

	Abg. Röwekamp 

	Abg. Zicht 

	Abg. Frau Aulepp 

	Abg. Frau Dr. Schaefer 

	Senator Mäurer 

	Abstimmung 


	Freihändige Vergaben und beschränkte Ausschreibungen nur mit Tarifbindung 

	Gesetz zur Änderung des Bremischen Beamtengesetzes 

	37. Jahresbericht der Landesbeauftragtenfür Datenschutz 

	9. Jahresbericht der Landesbeauftragten für Informationsfreiheit 

	Wahl eines stellvertretenden Mitglieds des Wahlprüfungsgerichts 

	Wahl zweier Mitglieder und zweier stellvertretender Mitglieder des staatlichen Haushalts- und Finanzausschusses 

	Wahl eines Mitglieds des staatlichen Petitionsausschusses 

	Wahl eines Mitglieds und eines stellvertretenden Mitglieds des Ausschusses für Angelegenheiten der Häfen im Lande Bremen 

	Wahl eines Mitglieds und eines stellvertretenden Mitglieds des Rechtsausschusses 

	Wahl eines stellvertretenden Mitglieds des Ausschusses für Bundes- und Europaangelegenheiten, internationale Kontakte und Entwicklungszusammenarbeit 

	Wahl eines stellvertretenden Mitglieds des Richterwahlausschusses 

	Wahl eines Mitglieds des Betriebsausschusses Performa Nord 

	Wahl eines Mitglieds der staatlichen Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft 

	Wahl eines Mitglieds der staatlichen Deputation für Wirtschaft, Arbeit und Häfen 

	Gesetz zur Änderung des Bremischen Architektengesetzes und des Bremischen Ingenieurgesetzes 

	Einsatz für die Flüchtlinge aus der Sahara fortsetzen – Referendum durchsetzen! 

	Abg. Weber 

	Abg. Frau Vogt 

	Abg. Dr. Buhlert 

	Abg. Frau Dr. Müller 

	Abg. Eckhoff 

	Staatsrätin Hiller 

	Abstimmung 


	Intensivpädagogische Betreuung von straffälligen Jugendlichen 

	Abg. Röwekamp 

	Abg. Frau Dr. Schaefer 

	Abg. Frau Aulepp 

	Abg. Zenner 

	Abg. Frau Leonidakis 

	Abg. Frau Aulepp 

	Senatorin Stahmann 

	Abg. Röwekamp 

	Abg. Zenner 

	Abg. Frau Dr. Schaefer 

	Abg. Frau Vogt 

	Abstimmung 


	Bedeutung und Perspektiven des Landesmindestlohns 

	Abg. Frau Bernhard 

	Abg. Frau Steiner 

	Abg. Frau Vogt 

	Abg. Frau Bergmann 

	Abg. Frau Steiner 

	Abg. Schmidt 

	Abg. Fecker 

	Abg. Frau Bernhard 

	Senator Günthner 

	Abg. Schmidt 

	Abg. Frau Steiner 

	Abstimmung 


	Klimaschutz verstärken – Kohleausstieg realisieren 

	Abg. Janßen 

	Abg. Crueger 

	Abg. Strohmann 

	Abg. Professor Dr. Hilz 

	Abg. Frau Dr. Schierenbeck 

	Senator Dr. Lohse 

	Abstimmung 


	Anhang zum Plenarprotokoll 


